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Die NATO rückt 
nach Osten vor
Wird die Intervention in Bosnien zum 
Vorspiel für den Krieg gegen Rußland?

Mit dem Abschuß von vier vermut­
lich serbischen Flugzeugen über 
Bosnien hat die NATO unmittel­
bar militärisch in den Krieg im ehemali­

gen Jugoslawien eingegriffen. Bundes- 
wehrsoldaten, seit knapp einem Jahr im 
AWACS-Einsatz im Kampfgebiet, wa­
ren an dem NATO-Angriff in Verlet­
zung des Grundgesetzes aktiv beteiligt: 
Sie leiteten aus einer ungefährdeten Stel­
lung heraus das Feuer auf die Piloten der 
abgeschossenen Flugzeuge und sind für 
die Tötung von Menschen mitverant­
wortlich.

Die schon mit dem Sarajewo-Ultima­
tum gegen die bosnisch-serbische Bür­
gerkriegspartei angestrebte, durch eine 
diplomatische Initiative Rußlands aber 
noch hinausgeschobene Militär Interven­
tion führt in eine gefährliche Krise, auch 
wenn deren Ausmaß und Auswirkungen 
kurzfristig vielleicht noch nicht so deut­
lich werden.

Der im NATO-Vertrag festgelegte 
Verteidigungsfall wird nicht einmal be­
hauptet. Das Bündnisgebiet wurde nicht 
bedroht. Die NATO hat mit der Inter­
vention ihre vertragliche Grundlage ver­
lassen. Vorbereitet worden war der Ein­
satz spätestens mit dem Beschluß des 
NATO-Rats vom 9.8.93, der zur 
Durchbrechung der Belagerung Saraje­
wos und zur Durchsetzung von Schutz­
zonen in anderen Regionen Bosniens 
Luftangriffe gegen serbische Stellun­
gen, Kommandostellen, Nachschubli­
nien, Depots vorsah.1 Nach dem Ab­
schuß der Flugzeuge ist die Drohung mit 
weiteren Militärschlägen der NATO all­
gegenwärtig, gerichtet gegen Serbien — 
und gegen Rußland.

Auf dem NATO-Gipfel am 10./11. 
Januar 1994 haben die westlichen Bünd­
nispartner zwei weitreichende und eng 
zusammenhängende Beschlüsse gefaßt. 
Erstens einigten sie sich darauf, die 
NATO künftig (formell als Mandatsträ­
ger von UNO-Sicherheitsrat und KSZE) 
zur „Wahrnehmung unserer gemeinsa­
men transatlantischen Sicherheitserfor- 
demisse“2 außerhalb des Bündnisgebie­
tes einzusetzen. Mit der militärischen 
Intervention in Bosnien hat die NATO 
faktisch den Präzedenzfall für zukünfti­

ge Einsätze „out of area“ geschaffen. 
Der Gipfel billigte im Zusammenhang 
damit das Konzept Gemischter Einsatz­
gruppen.

Zweitens verständigte sich das Mili­
tärbündnis auf eine „Einladung“ an die 
osteuropäischen Länder zu einer „Part­
nerschaft für den Frieden“, d.h. der 
Entwicklung militärischer Zusammen­
arbeit mit ost- und südosteuropäischen 
Ländern einschließlich „Konsultatio­
nen, wenn ... (ein) Partner eine direkte 
Bedrohung seiner territorialen Integri­
tät, politischen Unabhängigkeit oder Si­
cherheit sieht“.

Vor allem, aber nicht nur die BRD 
macht sich seit dem Zerfall von RGW 
und Warschauer Pakt für das Vorrücken 
der NATO nach Osten stark. Ihr Bestre­
ben ist es, den Osten und Südosten Euro­
pas als Billiglohngebiet für deutsche und 
andere Konzerne und, um einen Bank­
manager zu zitieren, als „industriellen 
Hinterhof* des westlichen Europas3 zu 
benutzen, kurz: in eine deutsch-euro­
päisch dominierte, in halbkolonialer 
Abhängigkeit gehaltene und militärisch 
kontrollierte Hegemonialsphäre zu ver­
wandeln. „Die Frage ist“, konnte man 
kürzlich in der Militärzeitschrift Euro­
päische Sicherheit (2/94) lesen, „ob 
man in den westeuropäischen Haupt­
städten jetzt die Chance begreift und 
wahrzunehmen versteht, den einstigen 
sowjetischen Satellitengürtel in eine 
westliche Einflußzone zu verwandeln.“

Die aggressive und gefährliche Strate­
gie der Neuordnung Europas zielt, das 
wird immer deutlicher, auf die Einkrei­
sung und Isolierung Rußlands. Schon 
nehmen die nicht nur propagandisti­
schen Bemühungen zu, Rußland als al­
ten und potentiell neuen Feind herauszu­
präparieren, der Frieden und Fortschritt 
bedrohe. „Der imperiale Revisionismus 
eines nicht unerheblichen Teils der rus­
sischen Führungsschicht ist der größte 
einzelne Risiköfaktor in der politischen 
Entwicklung Osteuropas. Er richtet sich 
vor allem gegen die Unabhängigkeit der 
baltischen Staaten, gegen die Separation 
der Ukraine und gegen die nationalen 
Ansprüche kleiner Nationen inner- und 
außerhalb der Russischen Föderation,“

liest man etwa in der Zeitschrift Außen­
politik (4/93). Rußland müsse sich das 
Vertrauen des Westens erwerben, sagte 
Kohl auf der 31. Konferenz für Sicher­
heitspolitik Anfang Februar: „Ein Kon­
zept von Einfluß- und Interessensphären 
wäre damit nicht zu vereinbaren.“4

Rußland hat auf die Bedrohung durch 
die Ausweitung der NATO-Einfluß- 
sphäre reagiert. Ende letzten Jahres, vor 
dem NATO-Gipfel im Januar, verab­
schiedete der russische Sicherheitsrat 
eine neue Militärdoktrin, die u.a. „eine 
Erweiterung von militärischen Blöcken 
und Bündnissen zum Nachteil der militä­
rischen Sicherheitsinteressen der Russi­
schen Föderation“ zu den „Hauptquel­
len militärischer Gefahr“ für Rußland 
zählt.5 Insbesondere betont die Doktrin 
die Absicht, „lebenswichtige Interes­
sen“ im „nahen Ausland“ — gemeint 
sind in erster Linie die ehemaligen So­
wjetrepubliken, vor allem auch die balti­
schen Staaten — zu schützen.

Der NATO-Gipfel hat die Ostver­
schiebung des Bündnisgebietes — zu­
nächst — nicht beschlossen. In den halb­
offiziösen Interpretationen des „Frie- 
denspartnerschafts“-Konzepts wird je­
doch klargestellt, daß der NATO-Bei- 
tritt mittelfristig vor allem der Tschechi­
schen Republik, Polen, Ungarn und der. 
Slowakei, darüber hinaus den baltischen 
Staaten in Aussicht gestellt ist. „Schon 
mit der Politik der »Friedenspartner­
schaften* tendiert die NATO dazu, im 
Effekt das ,nahe Ausland* Moskaus in 
ein ,nahes Ausland* des Westens zu ver­
wandeln“, kommentiert Lothar Rühl im 
Europa-Archiv 4/94. Mit einer Krieg 
einkalkulierenden Bedenkenlosigkeit 
erklärt Bundesaußenminister Kinkel das 
„Baltikum (zum) Prüfstein für die Trag­
fähigkeit der künftigen Sicherheitsarchi­
tektur in Europa“.5

Während die NATO Rußland einzu­
kreisen sucht, soll sich das Land zur 
Wahrung seiner reklamierten Sicher­
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Mehrere zehntausend Frauen haben am 
Dienstag, den 8. März, an Aktionen zum 

ersten bundesweiten Frauenstreiktag 
teilgenommen. In Berlin legten 

Demonstrantinnen an mehreren Orten 
um 13 Uhr durch Straßenblockaden den 

Verkehr lahm. Die „Straße des 17. Juni** 
zum Brandenburger Tor wurde in 

„Straße des 8. März** umgetauft. In 
Dortmund beteiligten sich etwa 1500 

Frauen aus der Stadtverwaltung an einer 
Demonstration. In ganz Nordrhein- 

Westfalen sollen nach Angaben des DGB 
zehntausende Frauen sich an Aktionen 

beteiligt haben. In Bremen protestierten 
tausend Frauen mittags gegen Benach­

teiligungen, in Frankfurt blockierten 
500 Frauen zeitweilig die Konrad- 

Adenauer-Straße. In Hannover beteiligen 
sich u.a. 200 Frauen an einer Kund­

gebung. In Potsdam waren schon in der 
Nacht auf den 8. März etwa 30 Straßen 

nach prominenten Frauen umbenannt 
worden. In Köln (unser Bild) demon­
strierten am Abend ca. 1000 Frauen 

gegen Gewalt an Frauen, sexuelle 
Ausbeutung, Frauenarbeit und fehlende 

Kindergartenplätze. — (rül, 
Foto; Henning Kaiser/transparent)

heitsinteressen nicht auf die UNO stüt­
zen können. Deshalb bereiten die USA 
„mit der Präsidentendirektive 13 gegen­
wärtig eine Konzeption vor, die eine Le­
gitimation russischer Maßnahmen durch 
die UN ausschließt, sofern ihr nicht alle 
Betroffenen zugestimmt haben und in­
ternationale Beteiligung gesichert ist. 
Umgekehrt sollen friedenserhaltende 
Maßnahmen der UN auch dann unter­
stützt werden, wenn sie russischen Inter­
essen zuwiderlaufen.“1 Letzteres zeich­
net sich im ehemaligen Jugoslawien ab. 
Die Gefahr, daß die NATO-Militärin- 
tervention dort zum Vorspiel für einen 
Krieg der NATO gegen Rußland wird, 
ist gewachsen.

(1) Uwe Nerlich, Neue Sicherheitsfunktion der 
NATO, Europa-Archiv 23/93; (2) Erklärung 
des Gipfels, in: Europa-Archiv 3/94; (3) Die 
Bank 10/93; (4) Bulletin 15/94; (5) zitiert nach 
Lothar Rühl, Partnerschaft für den Frieden? in 
Europa-Archiv 4/94 ;(6) Welt, 5.3.94— (scc)
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Gesamtmetall erzwingt „Wende“
Tarifabschluß In Niedersachsen: Lohnsenkung und extreme Flexibilisierung

Im engsten Kreis haben sich die „Spit­
zen“ von Gesamtmetall und IG Me­
tall auf einen „Pilotabschluß“ für die 
Tarifbewegung in der Metallindustrie 

geeinigt. Wichtige Kernpunkte sind: 
Lohn, Gehalt und Ausbildungsvergü­

tung werden nach fünf Nullmonaten ab
1. Juni dieses Jahres um 2 Prozent er­
höht, umgerechnet auf die Laufzeit sind 
das ca. 1,17 Prozent.
— Das Weihnachtsgeld wird 1994 um 10 
Prozentpunkte verringert.
— Weihnachts- und Urlaubsgeld werden 
1994, 1995 und 1996 auf der Basis Stand 
1993 berechnet.
— Die Urlaubsregelungen sind bis 1996 
weitgehend wieder in Kraft?
— Eine Jahresarbeitszeit wird möglich. 
Die Arbeitszeit kann über zwölf Mona­
te, vorher sechs, ungleich verteilt wer­
den.
— Die Betriebsparteien können die wö­
chentliche Arbeitszeit von 36 auf bis zu 
30 Stunden kürzen. Gilt die Kürzung für 

die gesamte Belegschaft, gibt es keinen 
Lohnausgleich, ein Verlust von 17 % 
des Einkommens tritt ein. Gilt die Kür­
zung nur für Teile der Belegschaft, gibt 
es einen teilweisen Lohnausgleich. Eine 
Beschäftigungsgarantie für zwei Jahre 
gilt nur, wenn die Gesamtbelegschaft 
von der Verkürzung betroffen ist. Die 
Einführung dieser Arbeitszeitreduzie­
rung ist vom Betriebsrat nicht erzwing­
bar.

Nach Saldobildung auf der Lohnseite 
handelt es sich um einen Nullabschluß. 
Damit hat Gesamtmetall das vielleicht 
wesentlichste Ziel der beabsichtigten 
„tarifpolitischen Wende“ erreicht. 
„Der Artikel 0 des Grundgesetzes ,Der 
Besitzstand ist unter allen Umständen zu 
wahren* kann künftig ... keine Geltung 
mehr haben“, hatte Gesamtmetall- 
Hauptgeschäftsführer Kirchner vorge­
geben (Handelsblatt, 29.9.93). Und 
DIHT-Präsident Stihl zum Zweck der 
Kündigung der Thrifverträge durch die 

Metallindustriellen: „... kein einziges 
Prozent Lohnerhöhung und somit auch 
keinen Preisausgleich“ (Handelsblatt, 
29.9.93).

Mit der Jahresarbeitszeit können die 
Kapitalisten weiter flexibilisieren. Die 
tariflichen Grenzen für die Dauer des 
Arbeitstages und das freie Wochenende 
sind dürftig. Schranken finden sich in 
der gesetzlichen Arbeitszeitordnung. 
Mit dem neuen Arbeitszeitgesetz aller­
dings zunehmend weniger. Die Nicht­
ausdehnung der Wochenarbeitszeit auf 
40 Stunden kann in Großbetrieben durch 
Aushilfskräfte kompensiert werden. Die 
Mittelständler haben über den „Man­
gel“, nicht auf 40 Wochenstunden ge­
hen zu können, bereits die Nase ge­
rümpft und werden betrieblich, unter 
just-in-time-Druck, hier nachsetzen.

Ein echter Entlassungsschutz besteht 
nicht. Die Betriebsräte haben kein Er­
zwingungsrecht für „Arbeitszeitverkür­
zung statt Entlassungen“. Nach einem

Foto:af/mz

Zweijahreszeitraum mit 17% geringe­
rem Lohn wird ein neuer betrieblicher 
Lohnstandard vorhanden sein. Und ein 
neuer Intensitätsstandard. Nicht-Teil­
zeitbeschäftigte werden kaum mehr mit­
halten können. Die Konsequenzen die­
ses Abschlusses für die gewerkschaftli­
che Tärifpolitik jedenfalls werden im­
menssein. — (gka)
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Hohe Strafen 1 Und die Beweise?
Zweimal lebenslänglich, einmal 6, einmal 7 Jahre Haft im PKK-Prozeß

Nach 4 1/2 Jahren und 352 Verhand­
lungstagen ging der Düsseldorfer 
PKK-Prozeß am 7. März zu Ende.

Hasan Hayri Güler und Ali Aktas wur­
den zu lebenslänglicher Freiheitsstrafe, 
Ali Haydar Kaytan zu sieben und Sela­
hattin Erdem zu sechs Jahren Haft verur­
teilt. Kaytan und Erdem wurden sofort 
aus der Haft entlassen, sie waren seit 
1988 inhaftiert. Die Verteidigung von 
Güler und Aktas hat Revision gegen das 
Urteil eingelegt.

I Zur Erinnerung: Nach mehljähriger 
Pressehetze hatte im Februar 1988 der 

j damalige Generalbundesanwalt Reb- 
' mann verkündet, daß seine Behörde elf 

Kurdinnen und Kurden wegen des Ver­
dachts der Mitgliedschaft in einer „ter­
roristischen Vereinigung“, einer Teilor­
ganisation der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK), habe verhaftet lassen. Sie wur­
den u.a. des Mordes an den „Abtrünni- * 

? gen“ Murat Bayrakli in Berlin im Mai 
1984 und Zülfü Goek im August 1984 in 
Rüsselsheim sowie wegen des Mordes 
an dem KOMKAR-Mitglied Ramazan 
Adigüzel im Mai 1987 in Hannover, des 
versuchten Mordes an Mehmet Bingöl 
im Mai 1984 bei Bad Kreuznach sowie 
der Freiheitsberaubungen und Urkun- 

i denfalschung beschuldigt. Nach weite- 
•, ren sechs Festnahmen wurde gegen zwei 

Angeklagte die Anklage erweitert we-
I gen angeblicher Teilnahme an einem 

„Rarteigericht“ im Libahon, das 1987 
zwei Todesstrafen verhängt haben soll.

Im Oktober 1989 begann dann der
I „größte Terrorismusprozeß in der Ge­

schichte der BRD“ vor dem Oberlandes- 
gcricht Düsseldorf in einem eigens um­
gebauten und unter die Erde verlegten 
Gerichtssaal gegen 17 Kurdinnen und 
Kurden, von denen 13 in Isolationshaft 

, saßen. Vier Anklagen waren fällenge­
lassen und die Beschuldigten schon vor 
Prozeßbeginn nach monatelanger Isola- 

ii tionshaft freigelassen worden. Ein wei- 
terer Angeklagter saß in Aüslieferungs-

I haft in Paris. Die Angeklagten saßen an­
fangs im Prozeßsaal in einem Glaskäfig. 
Nach und nach mußte das Gericht Ange­
klagten auf Angeklagten aus der Haft 
entlassen, die Verfahren zum Teil we­
gen erwiesener Unschuld, zum Teil we­
gen „geringer Schuld“ einstellen. Übrig 
blieben von den 18 Angeklagten die vier 
jetzt Verurteilten.

Die Bundesanwaltschaft (BAW) stütz­
te sich von Anfang an im wesentlichen 
auf Kronzeugen. Zwei, deren Geschich­
ten zu Beginn noch die Pressespalten ge­
füllt hatten, erwiesen sich als schon bald 
völlig haltlos und verschwanden aus 
dem Verfehlen. Der letzte Kronzeuge, 
Ali Cetiner, der wegen Mordes in Berlin 
verurteilt worden war, konnte nur durch 
Wahrnehmung des Aussageverweige- 
ningsrechts gerettet werden.

Die verbliebenen vier Angeklagten 
wurden nun am 7. März verurteilt: Ali 
Aktas, der schon 1985 zu lebenslanger 
Haftstrafe wegen Moides an Goek ver­

urteilt worden war, wegen gemein­
schaftlichem Mord an Bayrakli und ver­
suchtem Mord an Bingöl. Hasan Hayri 
Güler wegen Mitgliedschaft in einer 
„terroristischen Vereinigung“ für 
„Parteisicherheit, Kontrolle und Nach­
richtendienst“ in der PKK nach §129a 
und als Auftraggeber für die Morde an 
Goek und Adigüzel sowie wegen „ver­
suchten Mordes“ an Bingöl. Das Ge­
richt verneinte bei beiden „die besonde­
re Schwere der Schuld“. Ali Haydar 
Kaytan wegen Mitgliedschaft in einer 
„terroristischen Vereinigung“ und we­
gen Freiheitsberaubung in drei Fällen. 
Selahattin Erdem erhielt wegen angebli­
cher Mitgliedschaft in einer „terroristi­
schen Vereinigung“ und sonst buchstäb­
lich gar nichts sechs Jahre Haft.

Mit der Verurteilung von Güler als 
angeblichem „Auftraggeber“ im Mord 
an Goek wurde aus diesem noch im er­
sten Urteil gegen Aktas 1985 völlig un­
politisch beurteilten Mord nun ein politi­
scher Mord gemacht. In den verurteilten 
Morden fehlt jeder Tathergang, im Falle 
Adigüzel sogar jeder Täter. Die wilden 
Angaben des Kronzeugen Cetiner, der 
von der Ausführung per Telefon erfah­
ren haben will, nahm das Gericht als 
ausreichenden Beweis für seine Urteile.

Die § 129a-Anklage gegen Aktas wur­
de fallengelassen. Als „terroristische 
Vereinigung“ blieben so nur noch Gü­
ler, dem mehrere Straftaten vorgewor­
fen wurden, Kaytan und Erdem, die von 
allen Mordvorwürfen freigesprochen 
wurden, Erdem auch von dem Vorwurf 
angeblicher Urkundenfälschung. Worin 
die „gemeinschaftlichen terroristischen 
Straftaten“ dieser drei Beschuldigten 
bestanden haben, wird vermutlich im­
mer im Dunkeln bleiben!

Die Anklage wegen der Beteiligung an 
einem „Parteigericht“ im Libanon muß­
te eingestellt werden. Zur endgültigen 
Einstellung des Libanon-Vorwurfs kam 
es erst, nachdem die Verteidigung ein 
Schreiben des Generalstaatsanwaltes des 
Libanons vorlegte, das eindeutig die 
Amnestierung bestätigte. Ein Verteidi­
ger mußte dafür eigens in den Libanon 
fahren, da BAW und Gericht diese Aus­
kunft nicht eingeholt hatten.

In dem Urteil wird von einer „terrori­
stische Vereinigung“ in der PKK in dem 
Zeitraum von Juni 1984 bis Oktober
1987 gesprochen, die heute nicht mehr 
existiere. Wer dieser Vereinigung ange­
hörte und was ihre Taten waren? Nach 
dem Urteil bleiben nur die wüsten An­
schuldigungen und äußerst dürftigen 
„Beweise“ der Bundesanwaltschaft, die 
der kurdischen Befreiungsorganisation 
mit allen Mitteln den Stempel „terrori­
stisch“ aufdrücken will.

So ließ die BAW bereits einen Tag vor 
dem Urteil in einer in zahlreichen Zei­
tungen ungeprüft weiterverbreiteten 
„Übersicht“ verbreiten, daß sie seit
1988 angeblich 39 PKK-Mitglieder an­
geklagt habe, daß immer noch zahlrei­

che Verfahren und Ermittlungen laufen, 
die alle unter den „PKK-Komplex“ ge­
hörten. Was alle diese Verführen in 
Wirklichkeit mit der PKK bzw. irgend­
einer ihrer Partei-Institutionen zu tun 
haben, wird vermutlich nie bewiesen 
werden — wieso auch, die PKK, inzwi­
schen auch in der BRD verboten, kann 
solchen Verleumdungen sowieso nicht 
gerichtlich entgegentreten. Der Druck 
auf die kurdische Bevölkerung soll nach 
dem Verbot von PKK und kurdischen 
Vereinen verstärkt werden, die Krimi­
nalisierung des kurdischen Befreiungs­
kampfes weitergehen.

Unwidersprochen können Bundesre­
gierung und Koalitionsparteien von der 
„terroristischen PKK“ sprechen. In 
einem gemeinsamen Antrag vom 2.2.94 
im Bundestag behaupten die Bundes­
tagsfraktionen CDU/CSU, SPD und 
FDP zur Rechtfertigung ihrer Vereins­
verbote erneut eine „menschenverach­
tende Terrorpolitik“ der PKK. Bundes­
regierung, Bundesanwaltschaft und Ge­
richte stellen so die bundesdeutsche Un­
terstützung des Völkermords in Kurdi­
stan mit Waffen und andere Hilfen zy­
nisch als Bekämpfung einer „terroristi­
schen Vereinigung“ dar.

Das Verbot von PKK, ERNK und kur­
dischen Vereinen muß fallen, sollen in 
der BRD nicht einige Hunderttausend 
Menschen wegen Unterstützung des 
kurdischen Befreiungskampfes perma­
nent kriminalisiert werden, während die 
Bundesregierung weiter den Völker­
mord in Kurdistan unterstützt. — (rub)
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A uf der grünen Bundesdelegierten- Ijk Versammlung vom 25. bis 27. 
> «Februar in Mannheim wurde ein 
Programm mit Ecken und Kanten ver­
abschiedet.

Erstmals wurden die Bereiche Öko­
logie, Ökonomie und Soziales inte­
griert bearbeitet und ausformuliert, so 
daß die wechselseitigen Abhängigkei­
ten umso deutlicher hervortreten.

Mit 475 Milliarden DM ökologi­
schen Folge- und Reparaturkosten in­
dustrieller Produktion pro Jahr leisten 
wir uns eine gigantische Verschwen­
dung von Ressourcen.

Wir wollen diese unverantwortliche 
Mißwirtschaft mit Hilfe von Ökosteu- 
em, die umweltbelastendes Verhalten 
bestrafen, abbauen.

Zur Verwendung der Mittel aus die­
sen Ökosteuem hat die Delegiertenver­
sammlung eine eindeutige Entschei­
dung getroffen: Die Mittel sollen aus­
schließlich zur Finanzierung des öko­
logischen Umbaus dienen, also nicht 
zweckentfremdet werden zur Finanzie­
rung der Sozialversicherung, wie zum 
Beispiel der Bund für Umwelt und Na­
turschutz (BUND) oder auch die SPD 
in ihren Programmen vorsehen.

Das spricht 
nicht gegen 
einen gezielten 
sozialen Härte­
ausgleich. 
Wenn zum Bei­
spiel in der Ver­
kehrspolitik ein 
Benzinpreis von 
5 DM innerhalb 
von zehn Jahren 
angestrebt wird, 
dann geht dies 
nur bei gleich­
zeitigem Aus­
bau des öffentli­
chen Personen­
verkehrs (der 
Arbeitsplätze 
schafft) und 
einer massiven 
sozialen Flan­
kierung für die­
jenigen, die 
(noch) nicht umsteigen können. Dieses 
Beispiel zeigt, wie notwendig eine-in­
tegrierte Problemsicht in der Wirt­
schafts-, Umwelt- und Sozialpolitik 
ist.

Unsere grüne Atomausstiegsforde­
rung ist klar und eindeutig: Wir wollen 
sofort aussteigen. Dieser Sofortaus- 
stieg ist keine grüne Spinnerei, son­
dern durchgerechnet und konzeptionell 
abgesichert — kein Licht muß dabei 
ausgehen.

Die Schwierigkeiten sind nicht tech­
nischer, juristischer oder wirtschaft­
licher Art; ausschließlich der politi­
sche Wille hat bislang gefehlt, den 
mehrheitlichen Willen der Bevölke­
rung auch wirklich umzusetzen.

Das Programm sieht eine eindeutige 
Absage an die heutige Wachstumspoli­
tik vor; im Gegenteil muß der Ressour­
cenverbrauch dramatisch sinken, da­
mit das Überleben der Menschheit auf 
Dauer gesichert werden kann.

Grünes 
Programm mit 
scharfem Profil
Manfred Busch über die 
Bundeskonferenz von 
Bündnis 90/ Die Grünen 
und das grüne 
Wahlprogramm

Dabei geht es nicht in erster Linie um 
„Verzicht“ und „Askese“, sondern 
um intelligente Formen von Produk­
tion und Konsum.

Die Automobilindustrie mit ihren 
„S-Klassen“ steht prototypisch für die 
Dinosaurier-Mentalität unserer bor­
nierten Wirtschaftslenker, die cs zu 
überwinden gilt.

Das grüne Programm trifft klare 
Aussagen zur Demokratisierung der 
Wirtschaft und zur Begrenzung der 
Macht der Banken. Die Kapitalseite 
soll in Aufsichtsräten keine Uberpari- 
tät mehr besitzen, und der Anteil der 
Banken an Unternehmen muß unter 5 
Prozent bleiben.

Mit Hilfe einer deutlich progressiv 
ausgestalteten Vermögenssteuer sollen 
genügend Einnahmen zur Finanzie­
rung einer bedarfsorientierten Grund­
sicherung aufgebracht werden. Zur Er­
innerung: Vor kurzem hatte der Ex- 
Oberbürgermeister von München, 
Kronawitter, eine Vermögensabgabe 
in die Diskussion gebracht, deren Auf­
kommen mit 60 Milliarden DM ange­
geben wurde.

Ein weiteres Element zur Verbesse­
rung der öffentlichen Finanzlage ist die 

wirksame Be­
kämpfung der 
Steuerhinterzie­
hung — Exper­
ten schätzen die 
jährlichen Steu­
erausfalle auf 
bis zu 130 Mil­
liarden DM. 

Wichtigstes 
Element zur 
Überwindung 
der Massener­
werbslosigkeit 
stellt die Ar­
beitszeitverkür­
zung in all ihren 
Formen dar. 
Dabei geht es in 
erster Linie um 
die Wochenar­
beitszeitverkür­
zung, aber auch 
um den Über­

stundenabbau (hier sieht das Pro­
gramm eine strikte Begrenzung auf 
zwei Überstunden pro Woche bei vor­
geschriebenem Freizeitausgleich vor) 
sowie um die geschützte Teilzcitarbeit 
(Anspruch auf Rückkehr auf einen 
Vollzeit-Arbeitsplatz.

Auch wenn einige konservative 
Journalistinnen und Journalisten mein­
ten, ihre schlimmsten Vorurteile über 
grüne Irrealos und Irrealas bestätigt ge­
funden zu haben — am grünen Wahl­
programm kommt niemand mehr so 
leicht vorbei.

Wir wollen den Wechsel — aber nur 
mit Wandel! Als reine Mehrheitsbe­
schaffer lassen wir uns nicht mißbrau­
chen.

Dr. Manfred Busch ist wirtschaftspoli­
tischer Sprecher von Bündnis 90/Die 
Grünen im Landtag von Nordrhein- 
Westfalen.

Aktuell in Bonn

_ PDS gegen Transrapid
Zum Kabinettsbeschluß über den Bau
der Transrapid-Anwendungsstrecke zwi­
schen Hamburg und Berlin erklärte die 
verkehrspolitische Sprecherin der PDS/ 
LL, Dagmar Enkelmann: „Mit ihrer 
Zustimmung zum Transrapid hat sich 
die Bundesregierung über sämtliche Ver­
kehrs-, umweit- und finanzpolitischen 
Bedenken hinweggesetzt ... Abgese­
hen davon, daß die Investitionen in einer 
Gesamlhöhe von 8,9 Mrd. DM auf Ko­
sten des Bahnverkehrs oder des dringend 
förderungsbedürftigen ÖPNV gehen, 
investiert die Bundesregierung in eine 
Technologie, die in einem Europa, das 
bereits auf ein Rad/Schiene-Hochge- 
sefrwindigkeitsnetz festgelegt ist, keine 
Chance mehr hat. Das__ Finanzie-
nrngskonzept ist unsolide und basiert auf 
utopischen Annahmen hinsichtlich Bau­
kosten und Fahrgastzahlen. Die Investi­
tionskosten liegen bei marginalem Zeit­
gewinn um das 4-6feche höher als bei 
einem Neigetechnik-Zug bzw. einer 
Hod^eschwindigkeitsverbindung, sämt­
liche finanziellen Risiken__ trägt der
Bund.“

Töpfer kapituliert vor Industrie
Die Bundesregierung hat lange angekün­
digte „Rücknahmeverordnungen“ für 
Altpapier, Elektronikschrott und Alt­
autos Anfang März erneut verschoben. 
Die umweltpolitische Sprecherin der 
PDS/LL, Dagmar Enkelmann, kriti­
sierte, daß die Verordnungen damit in 
dieser Legislaturperiode überhaupt nicht 
mehr in Kraft treten würden. „Damit hat 
Umweltminister Töpfer ein weiteres 
Mal vor den Interessen der Großindu­
strie kapituliert. Der Branchenriese Sie­
mens produziert allein 200000 Tonnen 
Elektronik-Schrott im Jahr. Eine ver­
nünftige Entsorgung würde mindestens 
600 Millionen DM kosten. Der finan­
ziell blendend dastehende Konzern ist 
jedoch nicht bereit, sich an den Kosten 
der Beseitigung zu beteiligen.“

Bundeswehr „übt“ in Ostpolen
Die Bundeswehr schiebt ihre militäri­
schen Übungen in diesem Jahr erstmals 
bis dicht vor die russische Grenze. Nach 
einem Treffen von Verteidigungsmini­
ster Ruhe mit dem französischen und 
dem polnischen Verteidigungsminister 
am 3. März in Paris wurde bekanntgege­
ben: Im September oder Oktober sollen 
deutsche, polnische und dänische Mari­
neeinheiten in der Ostsee „Minensuch­

übungen“ in polnischen Gewässern 
durchführen, eine Flugabwehrbatterie 
der Bundeswehr wird im Herbst in Ost­
polen mit polnischen, ungarischen, 
tschechischen und slowakischen Solda­
ten gemeinsam „Luftabwehr“ üben. ’

Massenabschiebung von Flüchtlingen 
Die Bundesregierung bereitet gemein­
sam mit den SPD-regierten Ländern die 
massenhafte Abschiebung von Flücht­
lingen vor. Bereits in dieser Woche sol­
len z. B. in NRW die ersten Charterma­
schinen starten, um hunderte von abge­
lehnten Asylbewerbern, darunter zahl­
reiche Sinti und Roma, nach Rumänien 
zurückzuschaffen. Die rumänische Re­
gierung soll sich bereit erklärt haben, 
tausende von zurückgeschickten Flücht­
lingen „vorübergehend“ unterzubrin­
gen. Der Spiegel hatte von bis zu 
200000 Flüchtlingen berichtet, die ab­
geschoben werden sollen. Das Bundes­
innenministerium dementierte: diese 
Zahl sei „zu hoch“.

„Daten frei“ gegen Ausländer
Als „Fahndungsdatei auf ethnisch“ hat 
die PDS-Abgeordnete Ulla Jelpke den 
Gesetzentwurf für ein Ausländerzentral­
register charakterisiert, den CDU/CSV 
und FDP am 1. März im Bundestag ein­
gereicht haben. Die 116 Seiten des Ge­

setzentwurfs ließen sich auf zwei Sätze 
reduzieren: „Ausländerinnen und Aus­
länder haben keinerlei Anspruch auf in­
formationelle Selbstbestimmung. Den 
Umgang mit ihren Daten machen die Si­
cherheitsbehörden unter sich aus.“ Der 
Entwurf mache den schlimmsten Miß­
brauch mit Daten der Ausländerinnen 
und Ausländer in der BRD zum Prinzip. 
Die „Deutsche Vereinigung für Daten­
schutz“ spricht von „diskriminierenden 
Sonderrechten“ gegen Ausländer. Poli­
zei und Nachrichtendienste sollen On- 
Line-Verbindung zu den 8 Millionen 
Daten des Registers bekommen, Raster- 
fehndung nach ethnischen Rasterdaten 
wird ermöglicht. Laut Kanther sollen die 
neuen Bestimmungen u.a. eine „schnel­
le Rückführung abgelehnter Asylbewer­
ber“ erleichtern.

Somalia: 310 Mio. DM Kosten
310 Millionen DM soll nach Angaben 
der Bundesregierung der Einsatz der 
Bundeswehr in Somalia gekostet haben. 
Nachdem die letzten Soldaten aus Belet 
Huen abgezogen wurden, hat nun das 
Verfessungsgericht mitgeteilt, wann es 
endlich über die Klagen der SPD wegen 
der Verfessungswidrigkeit der Bundes­
wehreinsätze im Ausland entscheiden 
will. Noch im April soll es eine mündli­
che Verhandlung über die Klagen der

SPD wegen Adria-Einsatz und Somalia- 
Einsatz geben, vor der Sommerpause 
(sie beginnt am 2. Juli) will das Gericht 
endgültig entscheiden.

Kommunen gegen Wohnungsgesetz
Die Kommunen protestieren gegen den 
von der Regierung voigelegten Entwurf 
eines „Wohnungsbauförderungsgeset- 
zes 1994“. Der Entwurf bedeute den 
vollständigen Rückzug des Bundes aus 
dem sozialen Wohnungsbau für einkom­
mensschwache Haushalte, kritisierten 
Städtetag, Landkreistag und der Städte- 
und Gemeindebund in einer gemeinsa­
men Stellungnahme. Schon jetzt sei die 
staatliche Förderung für diesen Woh­
nungsbau viel zu gering, durch das Ge­
setz gingen alle Risiken für diesen Woh­
nungsbau auf Kommunen und Länder 
über. Der Bund müsse diesen Woh­
nungsbau mit mindestens 2 Mrd. DM im 
Jahr fördern, sonst könnten sich die 
Ärmsten künftig keine Sozialwohnung 
mehr leisten.

Was kommt demnächst?
Am 11. März beginnt in Berlin der PDS- 
Rirteitag. Am 12. März führt die CSU in 
München einen außenpolitischen Kon­
greß durch. Am 13. März sind Landtags­
wahlen in Niedersachsen, am 20. 3. in 
Schleswig-Holstein Kommunalwnhlen.



__________________________ Aktuelles aus Politik und Wirtschaft % 3

Schritte auf dem weg zur Kriegsvorbereitung
Ein keineswegs friedlicher Beitrag des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland

Als der Staatssekretär im Bundesver­
teidigungsministerium, Schön­
bohm, die aus Somalia zurückkeh­
renden Truppenteile auf dem Militär­

flughafen Köln zu ihrer „eindrucksvol­
len Leistung“ beglückwünscht hatte, 
forderte er weiteren, ungehinderten Mi­
litäreinsatz der Bundeswehr. Die Süd­
deutsche Zeitung (16.2.94) berichtete: 
Schönbohm habe gesagt, „wichtige po­
litische Kräfte in unserem Land“ müß­
ten einsehen, „daß Deutschland als 
größtes Land im Herzen Europas keine 
Sonderrolle mehr spielen kann und 
darf*. Eine der wichtigen politischen 
Kräfte in den Fragen von Frieden und 
Krieg, die evangelische Kirche, hatte — 
nach längerem Hin und Her — schon 
Anfang Februar bekanntgegeben, daß 
sie dem weltweiten Einsatz der Bundes­
wehr zustimme. Diese Kirche gibt ihre 
Anpassung an die militärischen Groß­
macht-Forderungen als verantwortungs­
volle Christenpflicht aus. Warum die 
evangelischen Christen „die Rückkehr 
des Krieges als Mittel der Politik“ ak­
zeptieren müssen, versucht der Rat der 
EKD zu begründen in „ Schritte auf dem 
Weg des Friedens. Orientierungspunkte 
für Friedensethik und Friedenspolitik. 
Ein Beitrag des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland*1 (EKD-Texte 48).

Dieser Beitrag wurde von der „Kam­
mer für Öffentliche Verantwortung“ der 
EKD ausgearbeitet. Mitglieder dieser 
Kammer sind unter anderen der deutsch­
baltische Adlige Otto Graf Lambsdorff, 
Bonn, der sich letztens immer wieder 
zwecks neu-alten Geschäften in den bal­
tischen Staaten — deutsch-christliche 
Kriegsziele seit eh und je — aufhält, aber 
auch der kritisch auftretende ehemalige 
Kirchentagspräsident und Theologie­
professor Wolfgang Huber, Heidelberg.

Bei ihrer Anpassung an die militäri­
schen Forderungen der deutschen Groß- 
macht-Expansionisten knüpfen die Kir­
chenfunktionäre an einer historisch be­
stimmten Bejahung des Staates an, mit 
dem der kirchliche Widerstand, der sich 
gegen die Eingriffe der Nazis in Kir­
chenfragen wandte, den Terrorstaat der 
Nazis als göttliches Mittel grundsätzlich 
anerkannte. Der Rat der EKD stellt sich 
damit auch in die Tradition der evangeli­
schen Kirche, die 1939 begeistert die 
Mitglieder der Kirche zum „Dienst am 
Vaterland“ rief und als „den uns er­
kennbaren Willen Gottes“ den Überfall 
der Nazi-Wehrmacht auf die europäi­
schen Länder kirchlicherseits begrüßte 
und ihre Mitglieder antrieb.

Das Ja zum Kriegseinsatz folgt für 
diesen Rat der EKD aus der „göttlichen 
Anordnung“ des Staates: „Für alle We­
ge und Mittel, den Frieden zu wahren 
und die Opfer vor Gewalt zu schützen, 
gilt dasselbe Kriterium: Es ist im Aus­
tausch von Erfahrungen, Anhaltspunk­
ten und Argumenten historischer, politi­
scher und militärischer Art unvoreinge­
nommen zu prüfen, ob sie leisten, was

Es hat beträchtliche Aufregung her­
vorgerufen, als die Bundesregie­
rung in Beantwortung einer parla­
mentarischen Anfrage das Kirchensteu­

eraufkommen 1992 für die katholische 
Kirche mit 8,774 Milliarden, für die 
evangelische Seite mit 8,427 Milliarden 
angab. Gut 3 % wurden vom Staat, der 
für die Kirche diese „Steuer“ einzieht, 
als Inkassogebühr einbehalten. Da der 
Mitgliedsbeitrag bei der Kirche aber als 
Sonderausgabe bei der Einkommens­
steuer bzw. Lohnsteuer abgesetzt wer­
den kann, übernimmt der Fiskus (1t. 
Subventionsbericht der Bundesregie­
rung) davon zwischen 3,5 Milliarden 
(1990) und 4,6 Milliarden (1994), für 
die Zeit von 1989-1994 also 24,4 Mil­
liarden. Hinzu kommen 311 Millionen 
Subvention beim Solidaritätszuschlag.

Wer nun meint, daß die Kirchen sich 
so auf einem Umweg eine saftige Sub­
ventionierung sichern, der hat hier nur 
die viel zitierte Spitze des Eisbergs ge­
ortet.

Eine Zusammenstellung der Kosten, 
mit der der Staat den Kirchen unter die 
Arme greift, gibt es nicht, da die 
Budgets einer Vielzahl von Ministerien 
des Bundes und der Länder und die Fi­

sie leisten sollen. In diese Prüfung müs­
sen auch die Bereithaltung und der Ein­
satz militärischer Gewalt einbezogen 
werden. Wir knüpfen dabei an die Bar­
mer Theologische Erklärung von 1934 
an, wonach ,der Staat nach göttlicher 
Anordnung die Aufgabe hat, in der noch 
nicht erlösten Welt, in der auch die Kir­
che steht, nach dem Maß menschlicher 
Einsicht und menschlichen Vermögens 
unter Androhung und Ausübung von 
Gewalt für Recht und Frieden zu sor­
gen? Dementsprechend sehen wir es 
nicht als einen grundsätzlichen Wider­
spruch zu einer christlichen Friedens­
ethik, vielmehr als eine notwendige, 
wenn auch nicht vorrangige Konkretion 
an, militärische Mittel zur Wahrung des 
Friedens und zur Durchsetzung des 
Rechts bereitzuhalten und notfalls anzu­
wenden.“

Als Zugeständnis an den christlich be­
gründeten Widerstand gegen den 
Kriegseinsatz der Bundeswehr bezeich­
net der Rat der EKD den „Einsatz mili­
tärischer Gewalt“ als „,ultima ratio* 
d. h. als äußerste Erwägung oder Maß­
nahme“. Der Rat der EKD fordert 
„sorgfältige Prüfung“. Wenn das ge­
schieht, erübrigt das jeden Protest: In 
der gesamten 36 Seiten langen Erklä­
rung steht nicht einmal das Wort Protest, 
der eingelegt werden könnte gegen den 
Kriegseinsatz der Bundeswehr.

Sorgfältig überlegend wenden sich die 
Kirchenfunktionäre an die über den 
Krieg Beschließenden und stellen klar: 
„In der Formulierung ,ultima ratio* 
steht ,ultima* im übrigen nicht zeitlich 
für ein zuletzt eingesetztes, sondern im 
Rahmen nüchterner friedenspolitischer 
Abwägung qualitativ für ein nach dem 
Maß der ausgeübten Gewalt »äußerstes* 
Mittel. Für die Wirksamkeit der Ab­
schreckung ist es gerade wesentlich, daß 
sie nicht zu spät kommt.“

Die christlichen Leser unter der Gene­
ralität werden sich bei den Kriegsvorbe­
reitungen dankbar dieses „gerade we­
sentlichen“ Hinweises erinnern und zö­
gerliche Soldaten anzutreiben wissen.

Kriegsdienstverweigerung: ohne 
Soldaten verantwortungslos
Damit nicht friedensbestimmte Christen 
und Kriegsdienstverweigerer dem Kriegs­
einsatz voller Verantwortung wirksam 
entgegentreten, stellt die EKD den pazifi­
stischen Standpunkt als rein persönlichen 
dar, der darüber hinaus gesellschaft- 
schaftlich und politisch nicht vertreten 
werden dürfe. Wenn es die Soldaten und 
Krieg nicht gäbe, würde Kriegsdienstver­
weigerung verantwortungslos sein: „Die 
Kriegsdienstverweigerer und die Frie­
densdienste sind aber auch auf die Solda­
ten angewiesen, damit ihr Handeln als 
Zeugnis christlicher Hoffnung verstan­
den und nicht als Ausdruck der fehlen­
den Solidarität mit den Opfern von Ge­
walt und Friedensbruch mißdeutet wird.“

In dieser Schrift des Rates der EKD 

nanzen der Kommunen durchforstet 
werden müßten.

Die Kirchen haben selbst kein zentra­
les Rechnungswesen — sie wissen, 
warum. Wir haben in der BRD die 
teuersten Kirchen der Welt.

Atheisten ärgert 
am meisten, daß 
sie für die Gehäl­
ter, der Kirchen­
fürsten wie der 
Priester zur Ader 
gelassen werden. 
Begründung: Bei 
der Säkularisie­
rung von Kirchen­
gut durch den 
Reichsdeputa­
tionshauptaus­
schuß im Jahre 
1803 (!) sei der 
Kirche ein Scha­
den entstanden, 
daß sie für die Be­
zahlung ihrer An­
gestellten nicht mehr aufkommen konn­
te, ja, bis heute nicht aufkommen kann, 
obwohl die Kirchen immer noch die 
größten nichtstaatlichen Grundeigen­
tümer in diesem Land sind (und nie­

Die Großkirchen 

und das Geld 
Rolf L. Temming über
Kirchensubventionen

stehen keine Überlegungen, die prüfen, 
aus welchen Gründen und mit welchen 
materiellen Interessen und Zielen die 
herrschenden Kräfte in Deutschland in 
diesem Jahrhundert bisher zweimal die 
anderen europäischen Staaten militä­
risch überfielen. Kein Argument sichtet, 
welche Politik die deutschen Imperiali­
sten machten, um die militärische Ex­
pansion vorzubereiten, und welche 
Kräfte in Deutschland heute großes In­
teresse an der Beseitigung Jugoslawiens 
haben. Als ob diese Funktionäre Bretter 
vor den Köpfen hätten und es keine jahr­
zehntelange Debatte über die imperiali­
stischen Bestrebungen des deutschen 
Kapitals gegeben hat. Der EKD-Rat ist 
voll des Bestrebens zu vertreten, was er 
so formuliert: „Der Gesichtspunkt des 
nationalen Interesses ist legitim“. Sie 
sind blind für konkrete historische Be­
dingungen und Kräfte, die auf Kriege 
zielten und die in Deutschland nach der 
Aneignung der DDR jetzt wieder umso 
mächtiger wirken.

Eine wichtige Lehre aber haben diese 
Kirchenftmktionäre gezogen: Zweimal 
haben die Herrschenden in Deutschland 
mit ihren Kriegen vollständigen Schiff­
bruch erlitten. Das dürfe nicht erneut 
passieren, der deutsche Kriegseinsatz 
müsse auf der Seite der Sieger sein. Der 
Rat der Evangelischen Kirche in 
Deutschland hat militärtheoretisch er­
kannt: „Dabei stellt es eine der wichtig­
sten Lehren der deutschen Geschichte 
dar, daß Alleingänge vermieden werden 
müssen und eine feste internationale 
Einbindung Priorität hat.“ Kein Allein­
gang ! Beim dritten Mal muß es anders 
werden, die anderen müssen mit der 
deutschen Militärmacht Zusammenge­
hen. Ein Problem beim Zusammenmar­
schieren haben die Kirchenftmktionäre 
dabei nicht erörtert. Bisher hatte die 
EKD in ihren Friedensdenkschriften 
auch den Einsatz von Atom-Waffen als 
Möglichkeit befürwortet. Jetzt soll „auf 
internationale Ächtung der Atomwaffen 
hingearbeitet werden“. Die Bundes­
wehr hat aber kein direktes Zugriffs­
recht, andere Armeen schon. Wie möch­
ten die Kirchenftmktionäre den nächsten 
nicht alleinigen Krieg waffentechnisch 
ausgestaltet sehen? Die Antwort könn­
ten diese Kriegsbefürworter in ihrer 
nächsten Schrift nachtragen.

Auf jeden Fall will die EKD endlich 
Schluß machen mit irgendwelchen Be­
schränkungen gegen den Einsatz der 
Bundeswehr. Noch am 11. November 
1993 hatte die Synode der EKD „gerade 
vor dem Hintergrund der deutschen Ge­
schichte“ einschränkend festgehalten: 
„bestehen die grundsätzlichen Fragen 
eines deutschen Beitrages zu einer inter­
nationalen Friedensordnung fort“. .

Jetzt kennt der Rat der EKD keine Fra­
gen mehr. Der letzte Krieg, den die 
evangelische Kirche unterstützte, ist 
zwar verloren gegangen. Aber für die 
Begründung und Vorbereitung des näch­

mand fragt, wie sie das wurden). Der 
Staat finanziert die Priesterausbildung 
und hat die Professoren lebenslang auf 
seiner Gehaltsliste, auch wenn sie die 
kirchliche Lehrerlaubnis aus irgend­
einem Grund (zum Beispiel ihr Fami­

lienstand) verlie­
ren. Die Gemein­
schaft, auch der 
Ungläubigen, fi­
nanziert Kirchen­
bauten und Ge­
meindezentren (in 
denen Gottes Lob 
verkündet wird), 
kirchliche Privat­
schulen (die als 
Kaderschmieden 
für den C-hörigen 
Nachwuchs ange­
sehen werden) und 
Kindergärten und 
vieles mehr.

Caritas und Dia­
konie, sie werden 

immer wieder angeführt, wenn es um 
die Notwendigkeit der Kirchensteuer 
geht. Kirchenfreie sollen eine „Ergän­
zungsabgabe“ zahlen. Es wird sugge­
riert, daß die Kirche soziale Dienste un­

sten deutschen Kriegseinsatzes soll der 
Krieg der Nazi-Wehrmacht wenigstens 
herhalten. Die Überfalle auf die anderen 
europäischen Staaten und die Ermor­
dung der Juden sind für den Rat der EKD 
keine Gründe für ein Nein gegen die Po­
litik und den Militäreinsatz der heutigen 
deutschen Großmacht.

EKD: Der letzte Krieg 
rechtfertigt den nächsten
Die EKD fordert hier zum ersten Mal 
nach 1945, daß für die Großmacht 
Deutschland grundsätzlich keine Schran­
ken existieren dürfen: „Die deutsche 
Politik kann auf keinem Feld von den 
Belastungen absehen, die sich aus der 
verbrecherischen Politik und Kriegsfüh­
rung des nationalsozialistischen 
Deutschland ergeben. Dies gilt auch für 
die mögliche Beteiligung deutscher Sol­
daten an militärischen Einsätzen im Rah­
men der Vereinten Nationen. Jedoch 
rechtfertigt die‘belastete Vergangenheit 
keine grundsätzliche Sonderrolle Deutsch­
lands. Prinzipiell ist vielmehr davon 
auszugehen: was friedensethisch und 
friedenspolitisch für die anderen Staaten 
der Vereinten Nationen gilt, das gilt 
auch für Deutschland; was für kanadi­
sche oder italienische Soldaten gilt, das 
gilt auch für deutsche. Gerade weil 
Deutschland militärische Gewalt in ver­
brecherischer Weise mißbraucht hat und 
durch den Einsatz militärischer Gewalt 
von einer Schreckensherrschaft befreit 
worden ist, hat das demokratische 
Deutschland allen Grund, sich im Rah­
men der Vereinten Nationen oder von 
diesen gemäß Art. 52-53 (Charta der 
Vereinten Nationen) ermächtigten oder 
beauftragten regionalen Organisationen 
an der Abwehr von Aggressionen und 
Friedensbedrohungen und an der Wie­
derherstellung des Rechts zu beteiligen.“

Sind die deutschen Kriegsziele in Ost- 
und Südosteuropa nach 1945 tatsächlich 
aufgegeben worden? Oder nur zunächst 
zurückgestellt worden? Und jetzt wie­
der von der Großmacht Deutschland auf 
die Tagesordnung gestellt worden? Oh­
ne sich zu diesen konkreten historischen 
Fragen zu äußern, verweist der Rat der 
EKD auf einen Anlaß, wann die Benut­
zung militärischer Macht zu vertreten 
ist: „Schutz ... demokratisch-rechtli­
cher Strukturen“. Könnte dieses Stich­
wort vielleicht beim Militäreinsatz in 
Osteuropa dienen? Der Rat der EKD hat 
die Rolle der Christen im Kriegsfall fest­
gelegt: Kein Widerstand und Protest ge­
gen den Kriegseinsatz! Kirchen und 
Christen haben „beim notwendigen Ein­
satz militärischer Macht stets an deren 
alleinige Rechtfertigung, nämlich die 
Verhinderung größeren Schadens, (zu) 
erinnern.“ Und wann ist der Krieg not­
wendig? Der Rat der EKD: Darüber ha­
ben einfache Christen nicht zu entschei­
den. Das machen die Herrschenden des 
großen deutschen Staates „im Blick auf 
den erkennbaren Willen Gottes“. — (gba)

terhält, für die Armen da ist. In der 
schnöden Wirklichkeit steht unter dem 
Posten „kirchliche Zuwendungen“ bei 
der Caritas weniger als ein Fünftel, bei 
der Diakonie nur 3,8 Prozent der benö­
tigten Gelder. Gibt es ein billigeres In­
strument der Propaganda und Indoktri­
nation? Die Gemeindeschwester, die 
im Auftrag der Sozialstation die Alten 
betreut, fahrt mit dem Geld der Kran­
kenkassen, des Sozialamtes, der Orts­
gemeinde und dann erst mit einem klit­
zekleinen Zuschuß der Kirchengemein­
den, aber unter deren Flagge. „Die Kir­
chen kauften und kaufen das öffentliche 
Wohlfahrtswesen buchstäblich mit öf­
fentlichen Mitteln auf und niemand 
scheint es zu bemerken“, schreibt H. 
Herrmann. „Sie finanzieren gegenwär­
tig keineswegs den Sozialstaat Bundes­
republik, am wenigsten über ihre Kir­
chensteuer. Vielmehr erwarben sie ihn 
überwiegend zu Niedrigstpreisen.“ 
Rolf L. Temming ist verantwortlicher 
Redakteur des „Freidenker “ Organ 
des Deutschen Freidenker-Verbandes 
e.V, Sitz Dortmund.
Literatur: Horst Herrmann, Die Kirche und un­
ser Geld, München 1992; derselbe, Die Cari- 
tas-Legende, Hamburg 1993.

KOMMENTIERT

Wo bleibt 
die Lobby 
für die 
Schwachen?
Von Wolf Jung

Die Kammer für öffentliche Verant­
wortung des Rates der EKD läßt in 
der Beschreibung der Komponen­
ten eines Friedensprozesses kaum einen 

wichtigen Punkt aus.
Der Nord-Süd-(Ost-)Konflikt, Res­

sourcenstreit, ökologische Probleme 
werden ebenso erwähnt wie die Erkennt­
nis, daß Sicherheit nur noch im Staaten­
verbund möglich ist, und eine internatio­
nal anerkannte Rechtsordnung verlangt.

Auch die bis 1989 erarbeiteten Ein­
sichten, vor allem der Kirchen in der 
DDR, werden umfassend referiert.

„Aber sie (d.h. die einzelnen Elemen­
te eines Friedensprozesses) sind für ihre 
Wirksamkeit auf die Zufügung eines 
spürbaren Übels angewiesen, und 
schließen darum die Ausübung von 
Druck und die Anwendung von Zwang 
ein, und erfordern in der Regel den Ein­
satz militärischer Kräfte. Die »vorrangi­
ge Option für die Gewaltfreiheit* ist 
nicht so zu verstehen, als seien solche 
Mittel prinzipiell ausgeschlossen.“

Mit dieser so ausgewogenen Argu­
mentation ergreift die Kammer tatsäch­
lich Partei für die militärische Option 
von Konfliktlösungen.

Indem sie als gegeben verstanden, auf 
ihre sozialen und finanziellen Kosten hin 
nicht mehr hinterfragt wird, bestätigt die 
Kammer den allgemein akzeptierten ta­
gespolitischen Diskussionsstand und 
versäumt es, die Diskussion voranzu­
treiben in Richtung eines Ersatzes mili­
tärischer Intervention durch die Anwen­
dung einer Palette von Maßnahmen von 
friedensaufbauenden Aktivitäten bis hin 
zum Einsatz nichtmilitärischer Gewalt.

Damit unterstützt die Argumentation 
der Kammer die Interessen eines G-7- 
Landes, das von den gegenwärtigen 
Welthandelsbedingungen profitiert und 
diese erhalten möchte — möglichst 
„friedlich“, wenn es sein muß, aber 
auch mit militärischem Zwang.

Indem die heute allgemein gängige In­
terpretation der Ereignisse nach 1989 
übernommen wird — bis hin zur Neube­
stimmung der Verantwortung der Bun­
deswehr —, gerät man in Gefahr, grund­
legende Einsichten über die Beschränkt­
heit militärischer Konfliktbewältigung 
zu relativieren, und — trotz aller Beden­
ken — dem Militär (wieder) eine unan­
gemessene Schlüsselrolle in der Organi­
sation internationalen Zusammenlebens 
zu geben.

So atmen die Orientierungspunkte 
trotz aller Penibilität doch den Geist der 
nördlichen Industrienationen. •

Gerechtigkeit wird nicht versucht an 
den Wurzeln ihrer Gefährdung zu ver­
teidigen — bei den ungerechten Han­
delsbeziehungen und der Ausbeutung 
des Globus durch eine Minderheit zu 
Lasten der Mehrheit und der kommen­
den Generationen. Wo die häßlichen 
Seiten des freien Handels nicht wahrge­
nommen werden, bleiben Zwangsmaß­
nahmen wie Embargo, Abbau von Rü­
stungsproduktion und Konversion selt­
sam blaß im Unterschied zum Bedenken 
von militärischen Optionen.

Die Freiwilligen von Aktion Sühne­
zeichen Friedensdienste erfahren soziale 
und wirtschaftliche Defizite als Ursa­
chen für Konflikte — von den Konkur­
renzen unter Nachbarn bis hin zu Rassis­
mus und nationaler Überheblichkeit. 
Auf dieser Ebene erwarten sie Hilfe von 
den christlichen Kirchen.

Daß ihr waffenloser Friedensdienst 
erst als Complement der „Bereitschaft 
zum Einsatz militärischer Gewalt“ „ein 
angemessenes Zeugnis für das Friedens­
gebot Gottes“ und damit „für den christ­
lichen Glauben“ sein soll, werden sie 
kaum verstehen — auch nicht im Wissen 
um die Überwindung aller menschlichen 
Defizite durch Gottes Barmherzigkeit.

Wolf Jung ist seit dem 1. Januar 1994 
Geschäftsführer der Aktion Sühnezei­
chen, Friedensdienste e.V, Schott­
straße 6, 10365 Berlin (Lichtenberg), 
Telefon (030)-55190310.
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Von Anfang Februar bis Ende April 
1992 reiste ich durch Südasien. 
Mehr als die Hälfte dieser Zeit leb­
te ich in Kalkutta, der traditionellen 

Hochburg der indischen Linken. Ich 
wollte mir ein Bild davon verschaffen, 
wie der Zusammenbruch des „realen 
Sozialismus“ in Osteuropa in einem 
Land wahrgenommen wird, das zwei 
Jahrhunderte lang von einer europäi­
schen Kolonialmacht beherrscht wurde 
und 45 Jahre nach seiner politischen Un­
abhängigkeit ökonomisch immer stärker 
in die Abhängigkeit des internationalen 
Währungsfonds und der multinationalen 
Konzerne gerät.

Kalkutta gehört mit seinen 12 Millio­
nen Einwohnerinnen zu den größten 
Städten der Welt, und ein großer Teil 
dieser Menschen lebt unter Bedingun­
gen, die einfach als menschenunwürdig 
bezeichnet werden müssen. Doch 
gleichzeitig ist Kalkutta eine linke Stadt, 
ein „gärendes revolutionäres Zen­
trum“, wie der schwedische Schriftstel­
ler Jan Myrdal einmal schrieb. Auch 
nach dem Kollaps der Sowjetunion sind 
die Ideen von Marx und Engels in Kal­
kutta außerordentlich populär. Sichtba­
rer Ausdruck davon sind die kommuni­
stischen Parolen und Hammer-und-Si- 
chel-Embleme, die überall an die Wände 
gemalt sind.

Es ist merkwürdig, daß sich die bun­
desdeutsche Linke so wenig für die kom­
munistische Bewegung in Indien interes­
siert. Denn im indischen Bundesstaat 
Westbengalen, dessen Hauptstadt Kal­
kutta ist, gelang einer kommunistischen 
Partei (der CPI/M), was die europäi­
schen Kommunistinnen ein Jahrhundert 
lang vergeblich versuchten: auf demo­
kratischem Wege die Mehrheit der Par­
lamentssitze zu gewinnen und mit der 
Unterstützung von kommunistischen 
Massenorganisationen Reformen zu­
gunsten der ärmeren Bevölkerungsgrup­
pen durchzuführen. Die von der CPI/M 
angeführte Linksregierung kam 1977 an 
die Macht und gewann auch die darauf­
folgenden Wahlen (1982, 1987 und 
1991).

Linke Reformpolitik
In Westbengalen leben heute 70 Millio­
nen Menschen, von denen die überwie­
gende Mehrheit in der Landwirtschaft 
tätig ist. Die kommunistische Landesre­
gierung versucht, innerhalb des von der 
Verfassung vorgegeben Rahmens die Si­
tuation der Landbevölkerung zu verbes­
sern. Vor allem drei Reformprogramme 
machten die CPI/M bei der Landbevöl­
kerung populär: Zum einen die Landre­
form, durch die zahlreiche Menschen 
erstmals ein Stückchen Land bekamen, 
und zum anderen eine deutliche Verbes­
serung der Situation der Pächterlnnnen 
(sharecroppers). Vor 1977 kassierte der 
Landeigentümer gewöhnlich 60 Prozent 
der Ernte, den Pächterinnen blieben ge­
rade mal 40 Prozent. Heute müssen die 
Pächterinnen nur noch ein Viertel ablie- 
fem, 75 Prozent der Ernte können sie für 
sich behalten. Außerdem können die 
Pächterinnen nicht mehr von dem Land, 
auf dem sie arbeiten, vertrieben werden.

Ich habe in Indien niemanden getrof­
fen, der oder die ernsthaft bezweifelt, 
daß diese Reformen die Situation der 
Landbevölkerung deutlich verbessert 
haben. Nicht übersehen werden sollte 
dabei, daß diese Erfolge durch jahrzehn­
telange Arbeit der kommunistischen Or­
ganisationen vorbereitet wurden. Schon 
Ende der 40er Jahre erlebte Bengalen 
eine mächtige Bewegung, die eine Redu­
zierung der Pachtabgaben auf ein Drittel 

—der Ernte zum Ziele hatte (die „Tebha- 
ga-Bewegung“). Und spätestens seit 
1967, als von Westbengalen erneut eine 
militante bäuerliche Bewegung (die 
„Naxalitenbewegung“) ausging, war 
klar, daß eine Verbesserung der Situa­
tion der Landbevölkerung unvermeid­
lich war, wenn Westbengalen nicht zu 
einem permanenten Unruheherd werden 
sollte.

Seit die CPI/M 1977 die Mehrheit der 
Landtagsmandate errang, versuchte sie, 
ihre Macht langfristig zu sichern, indem 
sie einen bedeutenden Teil der Bevölke­
rung zum Eintritt in die kommunisti­
schen Massenorganisationen bewegt. 
Dies ist ihr in einem erstaunlichen Maße 

J gelungen: Die kommunistische Bauern/ 
Bäuerinnen-Organisation AIKS hat heu­
te in Westbengalen 10 Millionen Mit­
glieder, die Jugendorganisation DYFI 
etwa 2,5 Millionen, die Frauenorganisa­
tion AIDWA 1,5 Millionen, die Ge­
werkschaft CITU 700000 und die Stu­
dentinnenorganisation SFI immerhin 
noch 600000. Von den 70 Millionen 
Menschen in Westbengalen sind also 
mehr als 20 Prozent Mitglieder einer 
kommunistischen Organisation! Dies

Indien: Linke Bewegungen
Ein politischer Reisebericht, aus: Brennpunkte

Nicht von spektakulären Ereignissen in Indien, die die Weltmedien zur 
Jagd nach Mord und Totschlag treiben, sondern von kontinuierlicher revo­
lutionärer Politik, der ökonomischen Lage der Landbevölkerung, der Ver­
bindung von Kultur und Aufklärung handelt die letzte Ausgabe 1993 der 
Zweimonatszeitschrift Brennpunkte 23/24, die in Heidelberg erscheint. 
Mit viel Fleiß haben mehrere Autorinnen und Autoren ein Heft über die 
derzeitige Situation in Indien und Bangladesh zusammengestellt: „Indien 
und Bangladesh: Sozialrevolutionäre Bewegungen/ Volkskultur/ Adivasi/ 
Autonome Frauenbewegung/ Religiöser Fanatismus“. Das Heft ist mit 
Sicherheit momentan die einzige deutschsprachige Publikation mit derart

dürfte — in einem kapitalistischen Land 
— Weltrekord sein!

So eindrucksvoll diese Zahlen auch 
sind, so schwierig wird es für die 
CPI/M doch langfristig werden, wenn 
es ihr nicht gelingt, auch in anderen Tei­
len Indiens deutlich stärker zu werden. 
Und da steht die CPI/M vor dem Pro­
blem, daß sie vor allem im Norden und 
Nordwesten Indiens ziemlich wenig Er­
folg hat. Außerdem wird immer deutli­
cher, daß die Entscheidung der CPI/M,
sich im Rahmen 
der Verfassung 
zu bewegen, 
schwerwiegen­
de Konsequen­
zen hat. Denn 
für viele ist die 
CPI/M inzwi­
schen zu einem 
Teil des Esta­
blishments ge- • 
worden, das sie 
einst bekämpf­
te. Und in West­
bengalen treten 
viele, die mit 
kommunisti­
schen Ideen 
nichts am Hut 
haben, aus op­
portunistischen 
Motiven den 
kommunisti­
schen Organisa­
tionen bei.

Revolutionäre 
Gruppen
Größeren Er­
folg haben mo­
mentan in vielen 
Teilen Indiens 
kommunistische 
Organisationen, 
die den reformi­
stischen Kurs 
der CPI/M ab­
lehnen. Die re­
volutionären 
Linken werden 
in Indien „naxa- 
lites“ genannt. 
Den Namen ha­
ben sie von der 
schon erwähnten 
die im Jahre 1967 von der westbengali­
schen Ortschaft Naxalbari ausging. 
Naxalbari ist seither das Symbol für 
kompromißlosen revolutionären
Kampf. Der indische Staat hat in den 
vergangenen 25 Jahren mit unglaubli­
cher Härte versucht, die revolutionäre 
Linke zu vernichten. Unzählige Male 
konnte in den Polizeiberichten gelesen 
werden, daß Naxalitlnnen bei „Zusam­
menstößen“ (encounters) mit der Polizei 
getötet worden seien. In Wirklichkeit 
war es gewöhnlich so, daß Naxalitlnnen 
verhaftet, gefoltert und dann irgend­
wann mal getötet wurden. Indische 
Menschenrechtsgruppen nennen dies 
„fake encounters“, also vorgetäuschte 
,, Zusammenstöße* ‘.

Trotz aller Brutalität ist es den Herr­
schenden nicht gelungen, die revolutio­
näre Bewegung zu zerschlagen. Glaub­
ten sie, ein Gebiet unter Kontrolle zu ha­
ben, flackerte die Bewegung an anderer 
Stelle wieder auf. In der Praxis sieht es 
heute so aus, daß die Guerillatrupps der 
Naxalitlnnen da, wo die Bewegung stark 
ist, für die ärmeren Bevölkerungs­
schichten einen Schutz darstellen gegen 
die Willkür der Herrschenden.

Da ich kein idealisiertes Bild von den 
Naxalitlnnen verbreiten will, möchte ich 
auch aussprechen, wo meine Schwierig­
keiten mit dieser Bewegung beginnen: 
Zum einen bereitet es mir große Bauch­
schmerzen, daß viele Naxalitlnnen im­
mer noch Stalin verehren (dies gilt leider 
auch für viele Anhängerinnen der

CPI/M), und zum anderen muß ich sa­
gen, daß die Näxalitlnnen manchmal 
sehr brutal vorgehen. Bei den Aktionen 
mancher Naxalitengruppen habe ich den 
Eindruck, daß die Gewalt sich verselb­
ständigt. Andererseits sehe ich aber bei 
der Mehrheit der Naxalitlnnen die Ten­
denz, der politischen Basisarbeit gegen­
über den bewaffneten Aktionen mehr 
Bedeutung zuzumessen.

Dies gilt vor allem für die 1982 ge­
gründete Indian People’s Front, die
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fundierten und ausführlichen Informationen zu diesen Themen. Hier kom­
men Aktivistinnen und Journalisten in Gesprächen zu Wort, welche die 
komplexe Situation erläutern und ein facettenreiches Bild von der Frauen­
bewegung, der „Naxalitenbewegung“, der Volkskultur und der Situation 
der Stammesangehörigen (Adivasi) vermitteln. Zum Teil sind dies Ergeb­
nisse von Indienreisen, z.T. wurden Artikel aus linken Publikationen 
übersetzt. Wer sich für diese Dinge interessiert, dem kann die spannende 
Lektüre nur empfohlen werden. Wir drucken auf dieser Seite — mit 
freundlicher Genehmigung des Autors — den einleitenden Artikel „Linke 
Bewegungen in Indien — ein politischer Reisebericht“ ab. — (cog)

hat, ist Resultat einer fünfundzwanzig­
jährigen intensiven politischen Arbeit in 
Bihar. Die IPF-Aktivistlnnen gehen in 
die Dörfer, sie versuchen, die Bevölke­
rung zunächst über ihre ihnen vom Ge­
setz her zustehenden Rechte aufzuklä­
ren. Dann werden revolutionäre Basis­
organisationen ins Leben gerufen, die 
höhere Löhne für die Landarbeiterinnen 
und eine gerechtere Verteilung des Bo­
dens fordern. Diese Organisationen ver­
suchen auch, die Situation der Frauen zu

als

zweitgrößte Organisation der Naxalitln­
nen. Anfang 1992 hatte die IPF 222000 
Mitglieder, davon im Bundesstaat Bihar 
allein 140000. Es ist kein Zufall, daß die 
IPF gerade in Bihar, einem der ärmsten 
und rückständigsten indischen Bundes­
staaten, zu einer bedeutenden politi­
schen Kraft geworden ist.

In den ländlichen Gebieten Bihars ste­
hen sich zwei Klassen mit entgegenge­
setzten Interessen gegenüber: Zum 
einen die relativ kleine Schicht der 
Großgrundbesitzer, denen ein großer 
Teil des Bodens gehört, zum anderen 
Millionen Landarbeiterinnen und arme 
Bauern/Bäuerinnen, die sich zum Teil 
noch in vorkapitalistischen Abhängig­
keitsverhältnissen zu den Landlords be­
finden. Von den Rechten, die sich die 
Landbevölkerung im benachbarten 
Westbengalen erkämpft haben, können 
die Bauern und Bäuerinnen in Bihar nur 
träumen. Auch spielt das Kastensystem 
in Bihar eine deutlich größere Rolle als 
in Westbengalen.

(...) Gewalt ist in Bihar auch zu einer 
täglich unmittelbar erlebbaren Realität 
geworden. Die indischen Zeitungen sind 
voll von Berichten über blutige Konflik­
te in diesem Bundesstaat. Die Medien 
sprechen dann gewöhnlich von einem 
„Kastenkrieg“, doch da in Bihar die 
Zugehörigkeit zu einer Kaste gewöhn­
lich die soziale und ökonomische Posi­
tion eines Menschen determiniert, kann 
mit gleichem Recht von einem „Klas­
senkrieg“ gesprochen werden.

Die Stärke, die die IPF heute erreicht i

verbessern. 
Aufgrund der 
Doppelbela­
stung durch 
Feldarbeit und 
Haushalt geht es 
den meisten 
Frauen noch 
schlechter als 
den Männern 
aus der gleichen 
sozialen 
Schicht. Außer­
dem werden die 
Frauen aus den 
unteren Bevöl­
kerungsschich­
ten sehr oft zum 
Opfer sexueller 
Gewalt. Die 
Großgrundbe­
sitzer betrach­
ten es als ihr 
Recht, die von 
ihnen abhängi­
gen Frauen zu 
vergewaltigen, 
und auch die 
Ehemänner 
werden von den 
Frauen oft
Bedrohung er­
lebt.

In Gegenden, 
wo die IPF stark 
ist, hat sich die 
Lage der Land­
arbeiterinnen 
deutlich verbes­
sert. Häufig ist 
schon viel er­
reicht, wenn die 
Großgrundbe­
sitzer gezwun­

gen sind, die gesetzlich vorgeschriebe- 
I nen Mindestlöhne zu zahlen, und wenn 
• der Landbesitz, der über den gesetzli­

chen Höchstgrenzen liegt, den Groß- 
[ grundbesitzem weggenommen und an 

die Landlosen verteilt wird. Vor etwa 
fünf Jahren hat sich die IPF entschieden, 
auch an den Parlamentswahlen teilzu­
nehmen. Darin unterscheiden sie sich 
von der größten Naxalitenorganisaüon, 
der People’s War Group, die im Bundes­
staat Andhra Pradesh am stärksten ist 
und gegenwärtig auch in Madya Pradesh 

i und Maharashtra (in Gegenden, wo die 
Linke bisher relativ schwach war) an 
Einfluß gewinnt.

Die „neue Weltordnung“ 
und die indische Linke
Wenn nun nach den Zukunftsaussichten 
der revolutionären Bewegungen in In­
dien gefragt wird, dann kann festgestellt 
werden, daß die weltpolitischen Verän­
derungen der letzten Jahre sich für die 
indische Linke keineswegs nur negativ 
auswirken müssen. Die Linke bekommt 
heute weder von den Staaten der ehema­
ligen UdSSR noch von China Unterstüt­
zung. Sie ist auf sich selbst angewiesen. 
Gleichzeitig aber schreibt ihr auch nie­
mand mehr von außen vor, wie sie sich 
zu verhalten hat. Es ist kein Zufall, daß 
die Partei, die sich in der Vergangenheit 
am stärksten an die KPdSU anlehnte und 
alle politischen Verränderungen in der 
UdSSR kritiklos hinnahm — die CPI al­
so —, heute von allen linken Parteien am 
meisten Probleme hat. Demgegenüber 

sind die linken Organisationen, die der 
Sowjetunion kritisch gegenüber stan­
den, in den letzten Jahren deutlich stär­
kergeworden.

Der Kollaps der Sowjetunion führte 
auch zu einem außenpolitischen Kurs­
wechsel der indischen Regierung. (Bei 
den letzten Wahlen verfehlte die größte 
indische Partei, der Congress, knapp die 
absolute Mehrheit. Sie regiert seither 
mit wechselnder Unterstützung von ver­
schiedenen Parteien). Nach dem Ende 
der britischen Herrschaft (1947) ver­
suchte Indien lange Zeit, durch freund­
schaftliche Beziehungen zur Sowjet­
union eine gewisse Unabhängigkeit ge­
genüber den USA und Westeuropa zu 
bewahren. Aber was sich schon seit über 
einem Jahrzehnt andeutete, wurde mit 
dem Regierungsantritt des Minsterpräsi- 
denten Narasimha Rao (1991) zur defi­
nitiven Realität: Außenpolitisch nähert 
sich Indien immer mehr den USA an, 
und wirtschaftspolitisch orientiert sich 
Indien zunehmend an den Vorgaben von 
IWF und Weltbank. Dies hat zur Folge, 
daß sich die soziale Situation der Men­
schen aus den unteren Bevölkerungs­
schichten weiter verschlechertert. 
(Staatliche Subventionen werden ge­
kürzt, im öffentlichen Dienst verlieren 
Zehntausende ihren Job usw.). Für die 
Linke bedeutet dies, daß die alten ideo­
logischen Streitfragen (...) zunehmend 
an Bedeutung verlieren. Um so mehr 
nun die Congress-Partei auf sozialisti­
sche Rhetorik verzichtet, um so mehr die 
indische Regierung ihre traditionelle Po­
litik der Blockfreiheit aufgibt, um so di­
rekter der IWF die indische Wirtschafts­
politik bestimmt, um so verzweifelter 
die Lage für die Ärmsten in der indi­
schen Gesellschaft wird — um so näher 
kommen sich auch linke Organisatoren, 
die bisher von sehr unterschiedlichen 
Positionen ausgingen. (Dies bestätigt 
auch das Gespräch mit dem indischen 
Journalisten Sumanta Banerjee im sel­
ben Heft. Anmerkung cog)

In der BRD ist nach wie vor die Vor­
stellung verbreitet, nach der die Inderin­
nen (von Sikhs und anderen „Extremi­
sten“ mal abgesehen) friedliche und in 
sich versunkene Menschen sind. Wer 
die „Touri“-Trampelpfade verläßt und 
sich um Kontakte zu den Aktivistinnen 
aus den sozialen Bewegungen bemüht, 
wird feststellen; das das Gegenteil zu­
trifft: In allen Teilen Indiens gibt es 
mächtige soziale Bewegungen, überall 
gibt es Gruppen und Organisationen, die 
sich nicht länger mit der Willkür der 
Herrschenden abfinden.

(...) Bedeutend an Stärke gewonnen 
hat auch die Bewegung der Dalits, der 
„Unberührbaren“, wie sie früher ge­
nannt wurden. In Gegenden, wo das Ka­
stenwesen noch eine wichtige Rolle 
spielt, werden sie auch heute noch in 
einer Weise diskriminiert, die jeglicher 
Vorstellung von Menschenwürde wider­
spricht. Im westindischen Bundesstaat 
Maharashtra gibt es schon seit Jahrzehn­
ten eine einflußreiche Bewegung der Da­
lits. Nun werden auch in anderen Bun­
desstaaten die Dalits zunehmend selbst­
bewußter. — Dann gibt es in Indien auch 
zahlreiche ökologische Bewegungen. 
Darüber berichten ja gelegentlich die 
BRD-Medien, vor allem über den Wi­
derstand gegen geplante Riesenstaudäm­
me. Unterschlagen wird dabei zumeist 
der militante Charakter dieser Bewegun­
gen. — Und schließlich möchte ich hier 
die Bewegungen unterdrückter ethni­
scher Gruppen nennen. In Assam, Jam­
mu und Kashmir, Punjab und Jharkhand 
(Südbihar) gibt es mächtige Autonomie­
bestrebungen. Momentan versucht die 
indische Regierung krampfhaft, mit mi­
litärischer Gewalt ein Auseinanderbre­
chen der indischen Union zu verhindern. 
Etwa die Hälfte der indischen Armee ist 
ständig im Einsatz, um eine Abspaltung 
der Unruheprovinzen zu verhindern.

So erleben wir denn in Indien eine Po- 
larisierung. Auf der einen Seite werden 
die „fundamentalistischen“ Gruppen 
wie BJP, Shiv Sena usw. immer stärker, 
auf der anderen Seite gewinnt auch der 
Widerstand der unteren Bevölkerungs­
schichten an Intensität. Wer sich auf län­
gere Sicht durchsetzen wird, ist (noch) 
nicht absehbar. Nur soviel kann heute 
schon gesagt werden: Die weitere politi­
sche Entwicklung dieses Riesenlandes 
mit seinen mehr als 850 Millionen Ein­
wohnerinnen wird auch für die Men­
schen in Europa nicht ohne Auswirkun­
gen bleiben. — (cw)

Brennpunkte 23/24: Indien und Bangladesh. Zu 
beziehen über: Friedens Laden. Schilienstraße 
28, 69115 Heidelberg: Tel.: O622I 12861; 
Preis: 8 DM



Norwegen vor dem Beitritt
Was bleibt von der Selbstbestimmung ?

_________Auslandsberichterstattung ££ £ 5

TR: DEP kandidiert nicht
Parlament tagelang von Sicherheitskräften umstellt

Die nordischen Lander Schweden, 
Finnland und Norwegen mußten 
nicht als arme Bittsteller um Bei­
tritt in die Europäische Union (EU) 

nachsuchen. Ehr Eintrittsgeld in die EU 
ist beträchtlich. Sie gehören zu den so­
genannten Nettozahlern, d.h. sie zahlen 
mehr ein, als sie an Zuwendungen aus 
dem EU-Topf erhalten. Eine Sonderstel­
lung nimmt Norwegen ein. Seine Wirt­
schaft ist durch die besondere geogra­
phische Lage nicht vergleichbar mit der 
der anderen Ländern. Außerdem haben 
die Norweger 1972 schon einmal einen 
bereits ausgehandelten Beitritt in die 
damalige EWG durch ein Referendum 
abgelehnt. Zwei Themen dominieren 
jetzt im norwegischen Positionspapier 
bei den Verhandlungen:
1. Unterstützung der norwegischen 
Randgebiete durch den europäischen 
Regional fond.
2. Verweigerung des Zugangs der EU- 
Fischerei flotte zu den norwegischen 
Fischbeständen.

Große Teile Norwegens sind unbe­
wohnbar und bestehen aus nicht nutzba­
rem Ödland. Es ist die lange Küste mit 
ihren zerklüfteten Fjorden, Gletschern 
und Steilküsten und den Hochflächen. 
Die 4,5 Millionen Einwohner leben auf 
einem Gebiet, das etwas größer als das 
der neuen Bundesrepublik ist, pro Qua­
dratkilometer elf Personen. Die Land­
wirtschaft hat in der norwegischen Wirt­
schaft schon immer eine untergeordnete 
Rolle gespielt. Die kleinbäuerlichen Be­
triebe müssen heute außerordentlich 
hoch subventioniert werden.

Ein Ergebnis der Beitrittsverhandlun­
gen war, daß Norwegen einen bestimm­
ten Anteil aus Mitteln des EU-Regional­
fonds erhält. Diese kommen aus einem 
eigens für die skandinavischen Länder 
geschaffenen Sonderfonds für dünn be­
siedelte Gebiete mit maximal acht Ein­
wohnern pro Quadratkilometer. Da­
durch kommen die vier nördlichen Re­
gionen Norwegens in den Genuß der 
Unterstützung. In Norwegen stößt die 
Höhe und Auszahlungsweise auf Kritik. 

Nur bestimmte Projekte erhalten Zu­
schüsse. Die Entscheidung über die Pro­
jekte trifft die EG-Kommission. Aus der 
Praxis ist bekannt, daß vor allem Auto­
bahnbau unterstützt wurde.

Vertreter des Bauernverbandes be­
fürchten, daß Mittel aus dem Regional­
fonds nicht ausreichend in die Landwirt­
schaft fließen. Eine Benachteiligung der 
Bevölkerung in den ländlichen Gebieten 
sieht der Bauernverband auch darin, daß 
die Senkung der Lebensmittelkosten bei 
einem EG-Beitritt um 20 bis 30 Prozent 
nur die Bevölkerung im Gebiet von Oslo 
begünstigt. In den anderen Gebieten 
schlagen die hohen Transportkosten auf 
die Preise. Sicher ist auch nicht, ob Nor­
wegen seine eigenen Regelungen über 
die hohe Subventionierung der Land­
wirtschaft und der nördlichen Regionen, 
z.B. durch staatliche Zuschüsse beim 
Transport beibehalten kann.

Fischerei, Seefahrt, Wasserkraft, 
Rohstoffe (z.B. Aluminium), Erdöl und 
Erdgas bilden die Grundlage der norwe­
gischen Wirtschaft. Von Fischfang, 
-Verarbeitung und -transport sind viele 
norwegische Familien abhängig. Eine 
zeitlich nicht beschränkte nationale 
Kontrolle über den Fischfang in ihren 
Küstengewässem durchzusetzen ist der 
Auftrag der norwegischen Delegation. 
Welche Bedeutung der eigene Fischfang 
für Norwegen hat, zeigen Zahlen von 
1993. Im Februar 1993 hatte Norwegen 
einen Handelsüberschuß von 10,1 Mrd. 
NK. Gestiegen war dabei der Export von 
Fisch und Schalentieren auf 1,1 Mrd. 
NK. 70 % des Lachses auf europäischen 
Märkten kommen aus norwegischen 
Gewässern.

Schon 1972 bei den EWG-Beitritts- 
verhandlungen wurde die Fischereifrage 
zum Angelpunkt. Der damalige Fische­
reiminister trat zurück, weil er die nor­
wegischen Interessen nicht ausreichend 
berücksichtigt sah.

Die Norwegen jetzt zugesprochene 
zwölf Seemeilen breite Zone als nationa­
les Küstengewässer wurde nur für eine 
Übergangszeit bis 2002 zugesagt. Dann 

wird norwegisches Gewässer Teil des 
EU-Gemeinschaftsmeeres. Die norwe­
gische Regierung fordert eine Garantie 
über 2002 hinaus. Die Ablehnung dieses 
Ansinnens ist bei den EU-Ländern ein­
stimmig, während es bei anderen Fra­
gen, wie z.B. Fangquoten keine einheit­
liche Meinung gibt.

Die kalte Schulter wird den Norwe­
gern auch bei der Forderung gezeigt, 
weiter die Fischressourcen nördlich des 
62. Breitengrades (Barentsee) zu ver­
walten und z.B. mit Rußland Verhand­
lungen über Fangquoten zu fuhren. Dies 
stünde nicht in Übereinstimmung mit 
der EU-Fischereipolitik.

Norwegen erhält vom ersten Tag sei­
ner Mitgliedschaft an zollfreien Zutritt 
auf den EU-Markt für Fisch und Fisch­
produkte. Gleichzeitig soll der Export 
für bestimmte Fischarten, wie z.B. 
Lachs, Krebse, Makrelen und Heringe 
in einer Übergangszeit begrenzt werden. 
Im bisher gültigen EWR-Vertrag (Efta/ 
EU-Vertrag) sind solche Mengenbe­
grenzungen für den Fischexport verbo­
ten. Norwegen lehnt deshalb diese EU- 
Bestimmung ab.

Bei Redaktionsschluß dauerten die 
Verhandlungen mit Norwegen noch an. 
Möglich ist, daß der Aufhahmetermin 
zum 1.1.1995 platzt. Nächstmöglicher 
Termin wäre dann der 1.7.1995. Um­
fragen haben ergeben, daß die Zustim­
mung der norwegischen Bevölkerung zu 
einem EU-Beitritt weit höher ist, wenn 
die beiden Nachbarländer Schweden 
und Finnland schon EU-Mitglieder sind.

Immer noch ist die Ablehnung eines 
EU-Beitritts in der norwegischen Bevöl­
kerung hoch, allerdings zur Zeit mit sin­
kender Tendenz. Die letzte Umfrage er­
gab 42 % gegen die Mitgliedschaft, 28 % 
dafür und 30 % unentschieden. Ein Pro­
blem der EU-Gegner ist, daß sie ihren 
Kampf gegen einen EU-Beitritt um na­
tionale Sonderrechte führen müssen. 
Breite Teile der norwegischen Bevölke­
rung, vor allem in den Städten können 
dafür nicht gewonnen werden.
Quelle: Kiassekampen, Februar, März — (ccs)

In der Türkei eskalieren die Angriffe 
des herrschenden Regimes gegen die 
kurdische Bevölkerung weiter. Unter 
dem Eindruck dieses anhaltenden Ter­

rors beschloß nun am 25. Februar eine 
Partei Versammlung der DEP („Partei 
der Demokratie“): Die DEP zieht ihre 
Kandidatur zu den Kommunalwahlen 
am 27. März zurück. Elementarste de­
mokratische Regeln sind bei diesen 
Wahlen nicht mehr gewährleistet, die 
Kandidatinnen und Kandidaten der 
DEP, ihre Wählerinnen und Wähler un­
terliegen einem unerhörten Terror, der 
eine Kandidatur nicht mehr zuläßt. Da­
mit werden in den kurdischen Gebieten 
zu den Kommunalwahlen keine Kandi­
daten mehr zur Wahl stehen, die das 
Vertrauen der Bevölkerung genießen 
und diese in irgendeiner Weise repräsen­
tieren. In Cizre beispielsweise wird jetzt 
nur noch der blutbefleckte „Dorfschüt­
zer“ Kamil Atak von der Tayan-Sippe 
zur Wahl stehen, auf dessen Konto allein 
in den letzten drei Monaten im Gebiet 
von Cizre die Vertreibung von 15000 
Menschen und Dutzende von Morden

Foto:af/mz

stehen. Atak „kandidiert“ auf einer Li­
ste der MHP, der Partei der faschisti­
schen Grauen Wölfe.

Auch in den türkischen Gebieten hat 
das herrschende Regime auf den Be­
schluß der DEP mit einer weiteren Eska­
lation reagiert. Auf Geheiß des vom Ge­
neralstab gelenkten „Nationalen Sicher­
heitsrates“ hob die türkische „Große 
Nationalversammlung“ am 2. März die 
Immunität aller sechs Abgeordneten der 
DEP auf, ebenso die eines weiteren kur­
dischen Abgeordneten. Gegen alle DEP- 
Abgeordneten laufen inzwischen Ankla­
gen wegen „Separatismus“ und „Hoch­
verrat“, ihnen droht die Todesstrafe. 
Noch am gleichen Tag wurde die Natio­
nalversammlung von Sicherheitskräften 
umstellt, der DEP-Vorsitzende Hatip 
Diele und der Abgeordnete von Sirnak 
(Cizre), Orhan Dogan, verhaftet. Ein — 
gesetzlich zulässiger — Widerspruch 
der DEP gegen die Aufhebung der Im­
munität vor dem Verfassungsgericht 
wurde so faktisch unmöglich gemacht, 
die Abgeordneten vor den Augen der 
Presse von den Sicherheitsbeamten ge­
schlagen. Am nächsten Tag wurden 
auch die vier anderen DEP-Abgeordne- 
ten Leyla Zana, Selim Sadak, Sirri Sakik 
und Ahmet Türk sowie der unabhängige 
Abgeordnete Mahmut Alinak verhaftet.

Damit sind alle Abgeordneten der 
DEP, die bei den letzten Wahlen in den 
kurdischen Gebieten bis zu 80% der 
Stimmen der Wahlberechtigten erhalten 
hatten, verhaftet. Das Regime hat der 
kurdischen Bevölkerung erneut alle 
Möglichkeiten des politischen Kampfes 
genommen. Nach Presseberichten hat 
die PKK nach diesen Ereignissen in den 
kurdischen Gebieten dem Regime die 
Durchführung seiner Wahlen verboten, 
die verbliebenen Kandidaten wurden 
aufgefordert, ihre Kandidatur zurückzu­
ziehen, andernfalls würden sie Angriffe­
ziele der ARGK und der kurdischen Be­
völkerung. Erklärungen der DEP sind 
ausführlich dokumentiert in der laufen­
den Nummer des Kurdistan-Rundbriefs. 
— (rül)

Italien vor den Parlamentswahlen
Drei politische Lager mit jeweils heftigen inneren Widersprüchen bilden sich

In hektischen Verhandlungen haben 
sich in den letzten Wochen neue poli­
tische Bündnisse zur Parlamentswahl 
am 27./28.3.94 gebildet. Zu Bündnis­

sen zwingt das neue Wahlrecht, nach 
dem nur noch ein Viertel der Abgeord- 
neteo nach Proportionalwahlrecht, drei 
Viertel aber nach Mehrheitswahlrecht in 
den einzelnen Wahlkreisen gewählt 
wird. Drei politische Lager haben sich, 
jeweils mit heftigen inneren Auseinan­
dersetzungen, herausgebildet.

Rechtsaußen hat sich ein starkes Lager 
aus der Lega Nord, der faschistischen 
Partei MSI und der Bewegung Forza Ita­
lia des Mediengroßuntemehmers Berlu­
sconi formiert. Dabei spielt Berlusconi 
die Rolle des Scharniers zwischen dem 
Nordseparatismus der Lega und der 
Großitalienpolitik des MSI. Berlusconi 
selbst wirft große finanzielle und organi­
satorische Mittel einschließlich seiner 
Fernsehkanäle in den Wahlkampf und 
tritt selbst im Wahlkreis Rom I an. Sein 
Wahlkampf ist äußerst aggressiv gegen 
alles „Linke“, für Familie, Religion 
und freies Unternehmertum. Insbeson­
dere Berlusconis Auftreten wird für eine 
Brutalisierung des Wahlkampfs bis hin 
zu Übergriffen gegen Kritiker verant­
wortlich gemacht.

Als „Mitte“ tritt ein Bündnis aus der 
Volkspartei Partito popolare (PPI) und 
der politischen Strömung des Mario 
Segni (Referendumsbewegung) an. Die 
Volkspartei hat sich aus dem Teil der al­
ten Christdemokratie neu gegründet, der 
nicht in irgendeiner Form bei den 
Rechtsaußenkräften gelandet ist. Auch 
Segni kommt aus der Christdemokratie, 
die er im Rahmen der Kampagne für das 
Mehrheitswahlrecht spektakulär verlas­
senhatte.

Schließlich hat sich eine „Allianz der 
Linken und Fortschrittlichen“ aus acht 

Parteien und Gruppierungen gebildet: 
aus der Demokratischen Partei der Lin­
ken (PDS), Rifondazione comunista, 
Grüne, Rete, Alleanza democratica 
(Kräfte aus dem Bereich der früheren li­
beralen Republikanischen Partei), 
Christlichsoziale, Sozialisten (aus dem 
Gewerkschaftsflügel der früheren Sozia­
listischen Partei im Gegensatz zum 
Craxi-Flügel) und die Gruppierung So­
zialistische Wiedergeburt. Nach schwie­
rigen Verhandlungen hat dieses Bündnis 
aus sozial und politisch sehr unter­
schiedlichen Kräften sein Wahlemblem 
eingereicht, eine Programmatische Ab­
sichtserklärung veröffentlicht und sich 
auf gemeinsame Kandidaten in den 
Mehrheitswahlkreisen verständigt. Das 
Bündnissymbol ist ein Kreis mit der In­
schrift Progressisti und einem roten und 
einem grünen Farbstrich auf weißem 
Grund, die wohl beteiligte Kräfte wie 
auch die italienischen Nationalfarben 
andeuten sollen.

Die Programmatische Absichtserklä­
rung ist angesichts der inneren Gegen­
sätze allgemein gehalten. Wichtigstes 
Ziel ist die Verhinderung eines Wahl­
siegs der Rechten und eine Reformalter­
native, eine „demokratische und inno- 
vatorische Antwort auf die italienische 
Krise“. „Wir nehmen uns vor, neue 
Wege zu öffnen für die wirtschaftliche 
und bürgerliche Entwicklung des Lan­
des, wobei wir gleichzeitig die Sanie­
rung der öffentlichen Finanzen, die Aus­
weitung der Beschäftigung und den 
Schutz der Umwelt- und Kulturreichtü­
mer des Landes garantieren. Um das zu 
schaffen, ist es notwendig, soziale Ge­
rechtigkeit — angefangen vom Recht auf 
Arbeit und steuerliche Gerechtigkeit — 
mit den Argumenten der Leistungsfähig­
keit und des Marktes zu verbinden.“ 
Angesichts der Arbeitslosigkeit stünden 

die „Verkürzung und Neuorganisation 
der Arbeitszeit“ unaufschiebbar auf der 
Tagesordnung. Das Bündnis verpflich­
tet sich, daß die Sanierung der Finanzen 
nicht noch mehr auf den Lebensstandard 
der am stärksten Belasteten drücken darf 
und daß der Staat Bürgerrechte wie Ge­
sundheit, Bildung, Arbeit, Wohnung 
und soziale Sicherheit gewährleisten 
muß.

Bezüglich der europäischen Einigung 
spricht das Programm vom Bau der eu­
ropäischen Union, des Europas der Völ­
ker im Gegensatz zum Europa der Olig­
archien und Technokratien, der Protek­
tionismen und Nationalismen.

Rifondazione comunista vermißt ent­
scheidende Fragen in der Erklärung, 
sieht sie andererseits aber auch nicht 
durch die Erklärung ausgeschlossen. 
Und Rifondazione führt wie die anderen 
Parteien des Linksbündnisses in den 
Proportionalwahlkreisen einen eigen­
ständigen Wahlkampf. Der Parteitag 
von Rifondazione comunista im Januar 
hat den Bündniskurs vor dem Hinter­
grund der drohenden Rechtsgefahr mit 
ca. 70% unterstützt. Eine Minderheit 
sah die Probleme eines Bündniskurses 
einschließlich eventueller Regierungs­
beteiligung überwiegen und sprach sich 
für ein Festhalten an einem strikten Op­
positionskurs aus.

Begründete Aussagen über den Wahl­
ausgang sind kaum möglich. Zwar ha­
ben Umfragen Anfang März den Rechts­
block Berlusconi/Lega/MSI mit 42% 
vor dem Linksbündnis mit 36 % und der 
„Mitte“ mit 15 % in Führung gesehen. 
Aber bei diesen Schätzungen ist Propor­
tionalwahlrecht unterstellt. Die Ergeb­
nisse des vorrangigen Mehrheitswahl­
rechts sind praktisch nicht vorherzusa­
gen.
Quellen: Liberuzione, div. Ausgaben — (rok)

Beendet die Sanktionen 
gegen das irakische Volk!
Internationaler Appell

Die Fortsetzung der U.S. / UN-Sanktionen gegen die Menschen des Irak, drei 
Jahre nach dem Ende des Golfkrieges, ist ein Verbrechen gegen die Mensch­
heit. Tausende von Irakern, besonders Kinder, ältere Menschen und chronisch 
Kranke, sterben monatlich wegen der Knappheit an Nahrungsmitteln und 
lebensrettenden Medikamenten. Diese Knappheit ist eine direkte Folge der 
totalen Wirtschaftsblockade. Sanktionen sind eine neue und tödliche Waffe im 
Arsenal der Weltmächte gegen sich entwickelnde Länder. Die Gesundheit zu­
künftiger Generationen und die Existenz einer wachsenden Zahl von Ländern 
stehen auf dem Spiel. Nahrungsmittel und Medizin scheinen von den Sanktio­
nen ausgenommen zu sein, doch das ist kalkulierter Betrug. Weil der Irak nicht 
am internationalen Handel teilnehmen darf und der Export von Gütern verbo­
ten ist, hat das Land nicht die finanziellen Mittel, Nahrung und Medizin einzu­
kaufen. Darüber hinaus ist dem Irak der Import von Rohmaterialien, Geräten 
und Ersatzteilen zur Wiederherstellung der eigenen Möglichkeiten, lebens­
notwendige Güter zu produzieren, verboten. Die Fortsetzung der Sanktionen 
gegen den Irak und seine Bevölkerung verletzt internationales Recht und alle 
Maßstäbe von Moral und Gerechtigkeit. Das „International Action Center“ 
arbeitet mit Menschenrechts-, Arbeiter-, Frauen- und Jugendgruppen, religiö­
sen Vereinigungen und anderen Organisationen zusammen, um ein sofortiges 
Ende der Sanktionen zu fordern. Wir rufen die US-Regierung, den Sicher­
heitsrat und die Regierungen seiner einzelnen Mitglieder sowie die General­
versammlung und die Regierungen seiner Mitgliedsstaaten auf, das Embargo 
gegen den Irak aufzuheben. Wir betrachten Sanktionen als eine Massenver­
nichtungswaffe und ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit. Wir bitten die 
Massenmedien jedes Landes dringend, den Menschen in der Welt die wahren 
und schrecklichen Dimensionen von Tod, Krankheit, Hunger und Verletzung 
mitzuteilen, die durch diese Form der Kriegführung verursacht werden.

Wir unterstützen sofortige Aktionen von Einzelnen und Organisationen, 
ausgehend von den unterschiedlichen Kulturen und Potentialen in jedem Land, 
durch klare Verbindungen in internationaler Koordination, Kommunikation 
und Solidarität. Wir rufen Regierungen, Organisationen und prominente Per­
sönlichkeiten aller Länder auf, sich dieser internationalen Kampagne anzu­
schließen und ein Ende des grausamen und unmenschlichen Embargos gegen 
den Irak zu fordern.

Interessenten wenden sich an:
RAMSEY CLARK c /o International Action Center, 39 West 14th St., 
206, New York, NY 10011, USA Tel.: 001 -212-633-6646;
Fax:001-212-633-2889
In der BRD: Gesellschaft für Internationale Verständigung, 
Im Hassel 38,37077 Göttingen
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Im Gesundheitswesen
nur Grundversorgung?
Gewerkschaften sollten Reformvorstellungen der 
Versicherten aufgreifen. Kahlschlag droht.

Der Sachverständigenrat für die Kon­
zertierte Aktion im Gesundheitswesen 
hat im Januar 1994 einen sog. Sach­
standsbericht , »Gesundheitsversorgung 
und Krankenversicherung 2000 — Ei­
genverantwortung, Subsidiarität und 
Solidarität bei sich ändernden Rahmen­
bedingungen“ vorgelegt. Die Vorschlä­
ge sollen frühzeitig in die Diskussion 
gebracht und bis zum Ende des Jahres 
ein konkreter Vorschlag ausgearbeitet 

. werden.
Der Sachverständigenrat ist auf vier 

mögliche Modelle zur Einschränkung 
der Leistungen der Krankenkassen ge­
kommen:
1. Modell: Leistungen, die nicht unbe­
dingt der gesetzlichen Krankenkasse zu­
zurechnen sind, werden ausgegliedert 
bzw. verlagert. Es würde sich dabei um 
Leistungen handeln, die einem bestimm­
ten Verursacher zugeordnet und von die­
sem auch bezahlt werden müssen und 
um teure Leistungen, wo ebensogute 
preisgünstigere Möglichkeiten beste­
hen.
2. Modell: Die Gesundheitsleistungen 
sollen in Kem- und Zusatzleistungen 
aufgeteilt werden, sofern es möglich ist, 
mit Hilfe von medizinischen und ökono­
mischen Kriterien Kemleistungen, die 
für alle Versicherten solidarisch abgesi­
chert werden müssen, zu definieren. Der 
Sachverständigenrat geht davon aus, daß 
sicher Notfälle, lebensgefährliche Er­
krankungen und Abwehr einer massiven

i Beeinträchtigung der Lebensqualität da- 
■ zu gehören. Strikte medizinische Bedin­

gung sei, daß die ärztliche* Verordnung 
der Kemleistungen jeweils gegeben und 
kontrollierbar ist.

Sozialpolitisch bestehe das große Pro­
blem der einkommensschwachen Haus-1 
halte, der „Balanceakt zwischen wün­
schenswerter ökonomischer Differen­
zierung und zu vermeidender sozialer 
Diskriminierung“.
3. Modell: Abgesehen von einem Kem 
von Leistungen, die jeder solidarisch 
versichern muß (Solidaranteil des Bei­
trags), sollen die Versicherten Leistun­
gen freiwillig'abwählen können, um die­
se in eigene Verantwortung zu überneh­
men.

Dafür wird sein Beitrag entsprechend 
gesenkt. Wer wenig verdient, soll wenig 
abwählen dürfen, weil er aufgrund sei­
ner ökonomischen Situation nur wenig 
Risiko privat übernehmen kann. Durch 
den Solidaranteil des Beitrags erwirbt 
der Versicherte das Recht, jederzeit den 
vollen Leistungsanspruch bei vollem 
Beitragssatz wieder aufleben zu lassen.

Dieses Modell eigne sich besonders 
•für die Entfaltung des Wettbewerbs zwi­
schen den Krankenversicherungen und 
für versicherungsmathematische Be­
rechnungen der einzelnen Risiken wie 
bei den privaten Krankenversicherun­
gen.
4. Modell: Hier sollen die Aufgaben ge­
teilt werden. Der Staat sei für die „Si­
cherung der gesundheitsgerechten Ge- 

der aXX^erneruenLebensverhäXv 
nisse (wie z.B. der Arbeits-, Verkehrs-

Seehofer hat rechtzeitig in .die Tarif­
auseinandersetzungen in der letz­
ten Woche seine Bekanntmachung 
gegeben: bei den gesetzlichen Kranken­

kassen sei durch das Gesundheitsstruk­
turgesetz im Jahr 1993 ein Überschuß . 
von 10 Mrd. DM erwirtschaftet worden, 
so daß mit Senkungen der Beitragssätze 
im Jahr 1994 gerechnet werden könne. 
Im Dezember, zur Tagung der Konzer­
tierten Aktion im Gesundheitswesen, la­
gen die Zahlen noch deutlich niedriger. . 
Da ging es auch darum, alle Beteiligten 
streng auf Sparkurs zu verpflichten. Für 
die Monate Januar bis September 1993 
waren in den alten Bundesländern rund 5 
Mrd. DM als Überschuß bei den Kran­
kenkassen geblieben nach einem Defizit 
von 9,2 Mrd. DM 1992. In den neuen 
Bundesländern sind im selben Zeitraum 
800 Mio. DM an Überschuß bei den 
Krankenkassen geblieben gegenüber 
260 Mio. DM Defizit in 1992.

Die Grundlöhne waren in den alten 
Bundesländern 1993 um 4,2% gestie­
gen, die Ausgaben je Krankenkassen­
mitglied um 1,5 % zurückgegangen; in 

i den neuen Bundesländern stiegen die 
Grundlöhne um 17,7 %, die Ausgaben je 
Mitglied jedoch nur um 11,7%. Am 
meisten wurde bei Medikamenten einge­
spart (minus 19,1 % je Mitglied), so­
dann bei den Heil- und Hilfsmitteln, vor 
allem bei Massagen (minus 7,3 % je Mit­
glied). Die Budgetierung bei der ambu­
lanten ärztlichen und zahnärztlichen Be­
handlung, bei stationären Kuren und den 
Verwaltungsausgaben hätte die Lei­
stungserbringer zu Sparsamkeit getrie­
ben. Die Kosten für Hörgeräte und für < 
Rettungs- und Krankentransporte seien 

! überproportional gestiegen. Seehofer 
will sie „auf den Prüfstand“ nehmen 
und notfalls mit gesetzlichen Maßnah­
menvorgehen.

Gegen die Einsparungen im ambulan­
ten Sektor ist kein oder wenig Protest 
von Seiten der Patienten laut geworden, 
ganz im Unterschied zur stationären 
Versorgung. Da muß sich Seehofer ver­
teidigen. Er weist Behauptungen als 
„absurd“ zurück, „das Gesundheits­
strukturgesetz • führe bei Krankenhäu­
sern zwangsläufig zu Defiziten und 
schränke die notwendige Versorgung 
der Patienten ein“. Wer Patienten not­
wendige Behandlungen verweigere, 
verhalte sich rechtswidrig. Besonders 
verwerflich sei es, wenn einzelne Klini­
ken erklärten, sie könnten nicht so viele 
krebskranke Kinder und Aidspatienten 
behandeln. „Wenn in diesen Bereichen 
durch Mehrbelegung höhere Kosten ent­
stehen, so haben die Kliniken ausrei­
chend Gelegenheit, durch Einsparungen 
in anderen Abteilungen für einen Aus­
gleich zu sorgen“, behauptet Seehofer. 
Offensichtlich hat sich das Bundesge­
sundheitsministerium sogar genötigt ge­
sehen, der Kritik von Patienten nachzu­
gehen. Seehofer erklärt, seine Beamten 
hätten in jedem Fall gefunden: „Die 
Krankenhäuser können durchaus mit ei-

sie die neuen Rahmenbedingungen und
Rationalisierungsreserven nutzen“. Das und Freizeitbedingungen)“ zuständig, Fachleuten, 
heißt, diese Kritik der Patienten wird “ *
Seehofer keineswegs bei der Fortset­
zung des Gesundheitsstrukturgesetzes 
bremsen.

Als nächstes kommt die Kopfpauscha­
le für die Hausärzte, die Senkung der 
Preise für Laborleistungen, weitere 
Kostensenkung im ambulanten Bereich 
durch Vereinbarung von Wirtschaftlich­
keitsprüfungen und Richtgrößen für 
Arznei- und Heilmittel, Qualitätssiche­
rung beim ambulanten Operieren, Fall­
pauschalen für Krankenhäuser, Risiko­
strukturausgleich für die gesetzlichen 
Krankenkassen, um sie in den Wettbe­
werb treiben zu können. Diese Maßnah­
men sind alle per Gesetz beschlossen.

Modelle für die Grundsicherung
Die nächste gesetzliche Etappe wird ins 
Auge gefaßt: „Welche Leistungen müs­
sen auch weiterhin aus medizinischer 
und sozialpolitischer Sicht aus Mitteln 
der Solidargemeinschaft finanziert wer­
den?“ — Das ist die Einführung der so­
genannten „GrundVersorgung“ bis zum 
Jahre 2000.

• J
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Endlagerprobleme 
ohne Ende
Der Vorsitzende Richter am Verwaltungsgericht 
in Lüneburg nannte die Rechtslage des Prozes­
ses, der am 21. Februar begann und in dem über 
den Nicht-Bau oder Weiterbau des Atommüll- 
Endlagers in Gorleben zu entscheiden war,, 
kompliziert.

des Beitrages an den Lohn aufzuheben, 
damit sich die Kapitalisten nicht mehr 
um das Problem steigender Beiträge 
kümmern müssen. Der Gesundheitssek­
tor solle überhaupt nicht mehr als „ei­
genständiger Teilsektor“ angesehen 
werden, was ständige staatliche Eingrif­
fe erfordert und ermöglicht, sondern als 
Teil der gesamten wettbewerblich ver­
faßten Wirtschaftsordnung, was eben 
weitreichende Strukturveränderungen 
voraussetze.

Unter Förderung der „Eigenverant­
wortung“ der Versicherten kann sich 
der Sachverständigenrat nur 
brot und Peitsche“ vorstellen. Er kommt 
auf die alte Idee der Beitragsrückerstat­
tung und der Bestrafung für gesundheits­
widriges Verhalten.

Insgesamt sind die Vorschläge des 
Sachverständigenrates keineswegs ori­
ginell, sondern im wesentlichen abge­
schrieben aus der Broschüre der Wissen­
schaftlichen Arbeitsgruppe „Kranken­
versicherung“ der Bosch-Stiftung 
„Vorschläge zur Strukturreform der 
Gesetzlichen Krankenversicherung — 
Reformperspektive 2000“ aus 
Jahre 1987.

Reformvorstellungen von 
Versicherten sind sichtbar
Die Einführung einer Grundsicherung 
wird kommen. Niemand verteidigt den 
gegenwärtigen Zustand. Die Interessen 
der Versicherten hinsichtlich einer 
Grundsicherung sind aber wohl sicht­
bar:
— Die Beschwerden über Mängel in der 
stationären Versorgung sind verbreitet. 
Wer so schwer krank ist, daß er ins 
Krankenhaus muß, soll eher besser als 
derzeit behandelt werden. Die Grundsi­
cherung müßte also unbedingt die Kran­
kenhausversorgung umfassen.
— Die Angebote der Krankenkassen zu 
Vorbeugungsmaßnahmen finden enor­
men Zuspruch. Es handelt sich um Aus­
bildung in Ernährungsfragen, Kurse 
zum Erlernen von Entspannungsübun­
gen usw. Das Interesse an Ausbildung in 
medizinischen Fragen sollte von der 
Krankenkasse unterstützt werden, in­
dem sie die Kosten dafür zumindest teil­
weise übernimmt.
— In Eigenverantwortung und Eigenin­
itiative übernehmen schon gegenwärtig 
viele Patienten einen Teil der ambulan­
ten Versorgung. Darunter wird mehr die 
Berücksichtigung der eigenen Wünsche 
und Vorstellungen von Patienten ver­
standen In Abgrenzung zu Unwissenheit 
und Abhängigkeit von selbstherrlichen

für Trinkwasserqualität u.a. Verbrau­
cherschutz sowie für die Überwachung 
von Gesundheitsprogrammen wie Imp­
fungen oder Vorbeugungsprogrammen. 
Die gesetzlichen Krankenversicherun­
gen sollen die Grundversorgung ge­
währleisten (und definieren!), Präven­
tionsprogramme und Qualitätssicherung 
durchführen sowie Standards, Richtgrö­
ßen und Positivlisten formulieren.

Die Versicherten können nun zuwäh­
len und zwar solche Leistungen, die in 
den Sockel der Grundversorgung nicht 
aufgenommen wurden. Hier sind u.a. 
sogenannte „alternative Behandlungs­
methoden“ gemeint.

Ebenso können die Versicherten an­
gebliche „Bagatelleistungen“ auch wie­
der abwählen.

Beitragszahlung: Kapitalisten 
sollen weiter entlastet werden
Was die Beitragszahlung betrifft, sind 
verschiedene Modelle in der Diskus­
sion, um die angeblich bestehenden Un­
gerechtigkeiten zu beseitigen. Letztlich 
geht es jedoch darum, die Anbindung

Der Bund läßt das Lager wie ein Berg­
werk nach Bergrecht bauen, obwohl nie­
mand am Salz interessiert ist. Dadurch 
soll abseits vom Atomrecht das vorge­
schriebene Planfeststellungsverfahren 
mit Bürgerbeteiligung solange vermie­
den werden, bis das Bergwerk fertig ist.

Der Anfang der 80er Jahre genehmig­
te Rahmenbetriebsplan für den Berg­
werksbau war bis Ende 1992 befristet. 
Geologische und technische Probleme 
bewirkten jedoch Verzögerungen, so 
daß das Bundesamt für Strahlenschutz 
(BfS) als Bauherr eine Verlängerung des 
Rahmenbetriebsplanes bis 1999 bean­
tragt hat. Die niedersächsischen Bergbe­
hörden verweigern aber die Verlänge­
rung unter Hinweis auf das neue Um­
weltrecht, das ein Planfeststellungsver­
fahren mit Umweltverträglichkeitsprü- 
fung vorschreibt.

Für das Endlager ist ein Teil des Salz­
stocks vorgesehen, der — oberirdisch — 
dem Forstwirt Andreas Graf Bernstorff 
gehört. Dieser ist jedoch Atomkraftgeg­
ner und will das Land über dem Salz- 

„Zucker- stock nicht verkaufen. Die Grundlage 
für eine zwangsweise Enteignung sei 
nicht gegeben, unterstützt ihn seit lan­
gem die Umweltministerin Griefahn 
(SPD) in Niedersachsen. Der Anwalt 
des Grafen, Reiner Geulen, bestritt das 
Recht des BfS auf eine Weiterbaugeneh- 
migung und verwies auf wissenschaftli­
che Gutachten, nach denen der Salzstock 
für eine Endlagerung nicht geeignet ist.

Das Land Niedersachsen argumen­
tierte mit Zitaten aus einer Rede von 
Bundesumweltminister Töpfer (CDU), 
es könnten Altemativ-Standorte gesucht 
werden, um das Endlagerkonzept bis 
zum Jahr 2005 zu erfüllen — also müsse 
Gorleben nicht notgedrungen weiterge­
baut werden.

Die BfS konterte mit Zahlen: in Gor­
leben seien schon 1,3 Milliarden Mark 
verbaut worden. Ein Weiterbau koste 
zwei Milliarden Mark und sichere ja 
schließlich auch die Arbeitsplätze für die 
Bergleute, die sonst entlassen würden.

Mit nackten Hinterteilen, auf denen 
geschrieben stand „Schacht dicht’“, 
protestierten einige Atomkraftgegner 
Am Montag, 7. März, entschied das 
Verwaltungsgericht in Lüneburg zugun­
sten der Betreiber. Der von Niedersach­
sen verordnete Baustopp für die Erkun­
dung eines Atommüll-Lagers wurde auf­
gehoben. Das niedersächsische Um­
weltministerium unterlag gleich in drei 
Fällen gegen die Klagen des BfS: Wie­
deraufnahme der Erkundungsarbeiten, 
keine Umweltverträglichkeitsprüfung 
und keine Beteiligung der Öffentlich­
keit. Ministerin Griefahn will gegen die 
Entscheidung beim Bundesverwaltungs­
gericht klagen. — (edl)

GRUNDREMMINGEN

Kreisverkehr für 
Plutonium

dem

V

In den zahllosen Selbsthilfegruppen 
praktizieren Patienten Eigeninitiative 
und Eigenverantwortung und organisie­
ren einen wichtigen Teil ihrer Gesund­
heitsversorgung. Unter ;,Eigenverant- 
wortung“ wird keinesfalls verstanden, 
daß man Kranke hängen läßt, sondern 
daß die Eigeninitiative der Kranken, 
ohne die ein Gesundungsprozeß sowieso 
nicht stattfinden kann, anerkannt und 
gefördert und nicht behördenmäßig ver­
waltet wird. Das könnte sogar zu erheb­
lichen Einsparungen führen bei guter 
Versorgung. Wie dies versicherungs­
technisch umgesetzt werden könnte, ist 
offen.

Die Gewerkschaften könnten diese In­
itiativen aufgreifen und in die Konzer­
tierte Aktion einbringen, um einen Kahl­
schlag zu verhindern.

Quellen: Rede von Bundesgesundheitsminister 
Seehofer bei der Konzertierten Aktion im Ge­
sundheitswesen am 14.12.93; „Gesundheits­
versorgung und Krankenversicherung 2000 
vom Sachverständigenrat, Kurzfassung 60 S.; 
Broschüre der Bosch-Stiftung — (sul)

Wer an den Kühltürmen des größten deutschen 
Atomkraftwerkes in Gundremmingen vorbei­
fährt, ahnt nicht, daß hier eine Premiere vorbe­
reitet wird. In den beiden Reaktorblöcken sollen 
erstmals im großen Stil sogenannte Mischoxid- 
(MOX)-Brennelemente eingesetzt werden.

4
So hat es Bayerns Ex-Umweltminister 
Peter Gauweiler (CSU) Ende Januar 
1994 entschieden. 40000 Einwendun­
gen gegen dieses Verfahren liegen vor. 
Das „Bündnis Schutz vor MOX“ berei­
tet eine Gerichtsklage vor. Denn, von 
kleineren Testläufen abgesehen, sind 
MOX-Brennelemente bislang nur in 
Druckwasserreaktoren eingesetzt wor­
den, die über zwei Kühlkreisläufe ver­
fügen. Die älteren Siedewasserreakto­
ren wie Gundremmingen kommen nur 
mit einem Wasserkreislauf aus und be­
sitzen damit eine Radioaktivitätsbarriere 
weniger.

Genau das hat bisher auch den Betrei­
bern Sorge bereitet: Anders als Uran­
brennstäbe enthalten MOX-Elemente 
von Anfang an drei bis acht Prozent Plu­
tonium, das sonst erst bei der Uranspal­
tung entsteht. Plutonium gilt als giftig­
ster Stoff der Welt und ist für die Atom­
industrie das größte Problem überhaupt .

Denn nirgendwo ist eine Lösung in 
Sicht: Nachdem die Technik der schnel­
len Brüter nicht funktioniert, gibt es 
praktisch nur zwei Möglichkeiten, mit 
dem Supergift umzugehen: Entweder 
man schafft die abgebrannten Brennstä­
be direkt in ein atomares Endlager, oder 
man trennt das Plutonium aus den abge-

frankfurt. Am 1. März demonstrierten während der Börsenzelt über 300 Beschäftigte von Börse, Wert-
papierdatenzentrale, Terminbörse und Kassenvereinen nach einer Betriebsversammlung der DWZ auf 
dem Frankfurter Börsenplatz. Vor einem halben Jahr hat der neue Vorstand der Deutschen Börse AG 
bekanntgegeben, daß er Verwaltungsabteilungen und Teile der DV-Organisation und Kundenbetreu­
ung zentralisieren will. Im ersten Schritt will er von 350 „untersuchten“ Arbeitsplätzen 90 vernichten. 
Die Forderungen des neugegründeten Konzembetriebsrates: Beschäftigungsgarantie, Eintritt der 
Börse in den Arbeitgeberverband, Angleichung der Betriebsvereinbarungen auf höchstem Niveau, Ar­
beitszeitverkürzung statt Entlassungen. — (gst)
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brannten Brennstäben in einer soge­
nannten „Wiederaufarbeitungsanlage“ 
ab.

Dann aber entsteht reines Plutonium, 
das in dieser Form eine kaum beherrsch­
bare Gefahr für Mensch und Umwelt 
darstellt. Der Stoff ist zudem für den 
Bau wn Atombomben geeignet. Will 
man das Plutonium aber nicht für Bom­
ben verwenden, muß man es sicherheits­
halber wieder verunreinigen oder ander­
weitig wegschaffen. Denn nur wenn von 
den Betreibern der Atomkraftwerke der 
(Entsorgungs-)Nachweis über die 
schadlose Verwertung erbracht werden 
kann, dürfen laut Paragraph 9a des 
Deutschen Atomgesetzes die Atommei­
ler weiterbetricben werden.

Wohin also mit dem Plutonium? Seit 
die Veba vor vier Jahren überraschend 
die Wiederaufarbeitung im bayerischen 
Wackersdorf gekippt hat, werden abge­
brannte Brennstäbe in die Wiederaufar­
beitungsanlage nach Sellafield (Thorp) 
und La Hague gebracht. Von dort 
kommt, nach der Wiederaufarbeitung, 
das Plutonium zurück nach Deutsch­
land. Hier müßte es für mindestens 
25 000 Jahre absolut sicher gelagert wer­
den, so lange dauert es, bis auch nur die 
Hälfte der Plutoniumatome zerfallen ist. 
In ihrer Not besannen sich die Atom­
kraftwerksbetreiber der Technik der 
MOX-Brennelemente. Sie sind etwa 
dreizehnmal teurer als bei Uranbrenn­
stäben und haben auch sonst noch einige 
Haken. Für das Aktionsbündnis „Schutz 
vor MOX“ hat der Münchner Physiker 
Klaus Buchner noch einmal die Wichtig­
sten aufgezählt: Atomkraftwerke kön­
nen sehr viel schwerer gesteuert wer­
den, die Strahlung wird erhöht, und die 
Schweißnähte verspröden schneller als 
beim Einsatz von herkömmlichen 
Brennstäben.

Klaus Buchner bezieht sich auf eine 
von der Bundesregierung geheimgehal­
tene Studie, die vom MOX-Einsatz ab­
rät. Ohnehin, so der Atomexperte des 
Darmstädter Oko-Instituts, Michael Sai­
ler, sei die Gefahr von Störfallen in den 
veralteten Siedewasserreaktoren von 
vornherein größer. Doch was noch 
schwerer wiegt: Das Plutonium-Pro­
blem wird nur verschoben. Denn neben 
der Kernspaltung entsteht durch den so­
genannten Neutroneneinfang in den 
Mischoxid-Elementen wieder neues 
Plutonium.

Daß auch die Energiekonzeme lie­
bend gerne aus diesem Teufelskreis aus­
brechen würden, zeigte sich zuletzt an­
läßlich des Erörtßrungstermins für den 
MOX-Einsatz in Gundremmingen. Der

Bankentarifkampf bisher 
ohne Angebot
Frankfurt. Auch in der dritten Verhand­
lungsrunde am 24. Februar haben die 
Arbeitgeber des Bankgewerbes kein 
Angebot voigelegt. Stattdessen wurde 
ein Vorschlag für eine „Gemeinsame 
Erklärung zur Beschäftigungssiche­
rung“ vorgelegt, der das genaue Gegen­
teil beinhaltet: Berufsbezogene Weiter­
bildung soll künftig außerhalb der Ar­
beitszeit stattfinden. Die gleitende Ar­
beitszeit soll endlich „richtig“ genutzt 
werden, nämlich um „ungleichmäßigen 
Arbeitsanfall und Kundenfrequenzen zu 
bewältigen“. Mehrarbeit sei als „kurz­
fristiges, flexibles Arbeitszeitinstru­
ment unverzichtbar“. Die Forderung 
nach Rechtsanspruch auf Teilzeitarbeit 
soll nicht tariflich abgesichert, befristete 
Arbeitsverhältnisse forciert werden. Die 
Forderungen der Gewerkschaft HBV 
nach einem der besten Ertragsjahre der 
Banken: 270,- DM Gehaltserhöhung, 
das sind ca. 6 Prozent mehr auf den 
durchschnittlichen Tarif, Arbeitszeit­
verkürzung von 39 auf 37 Stunden, 
Recht auf Teilzeitarbeit. Am 16. März 
ist die vierte Verhandlungsrunde.
- (gst)

Massenentlassungen 
bei Bahisen
Hamburg. Im Laufe eines Jahres sollen bei 
der Hamburger Bahlsen-Tochter Liebelt
— zur Zeit sind dort 375 Personen be­
schäftigt — 132 von 350 Vollzeitarbeits­
plätzen abgebaut werden. Wieviele Mit­
arbeiter tatsächlich entlassen werden 
sollen, ist noch nicht bekannt. Damit 
wird nach dem Kahl schlag in der Ver­
waltung 1993 nun auch der Produktions­
bereich rapide abgebaut.

1990 übernahm Bahisen die Firma 
Liebelt zu 100%. Bereits längere Zeit 
besaß Bahisen 49 Prozent der Firmen­
anteile. Dadurch wurden die Produktpa­
lette und die Produktionsmengen stark 
\Dn Bahlscn als Hauptabnehmer be- 

Delegationsleiter der Antragsteller 
RWE und Bayernwerke, Klaus Peter­
sen, sagte: „Wenn der Weg der direkten 
Endlagerung beschreitbar wird, dann 
hat sich das Thema MOX-Recyclierung 
erledigt.“

Womit das Problem wieder über die 
Landesgrenzen verschoben wäre. End­
lagerstätten hat Bayern bisher nicht an­
geboten. Aber in Gorleben, dem bislang 
einzigen westdeutschen Standort, ist ge­
rade ein Erkundungsschacht abgesoffen. 
— (Klaus Wittmann)

HAMBURG

Tarifforderung für 
die Seehäfen
Am 23. Februar 1994 beschloß die Bundestarif­
kommission der Abteilung Seehäfen eine Forde­
rung von 190 DM. Dies entspricht einer Erhöhung 
von 1,10 DM pro Stunde für alle Lohngruppen 
und macht bei Lohngruppe VI (Hafenfacharbei­
ter) 4,8% aus.

Dieser Beschlußfassung vorausgegan­
gen waren Beschlüsse in den Betrieben 
und Zusammenfassungen der Forderun­
gen in den verschiedenen Häfen Lübeck, 
Hamburg, Bremen/Bremerhaven, Bra­
ke und Norderham. Die Hafenarbeiter in 
den ostdeutschen Häfen (die meisten 
sind in Rostock) erhalten gegenwärtig 
85 % des Lohns der westdeutschen See­
häfen. Die Vertreter dieser Seehäfen 
sind als Beobachter in der Bundestarif­
kommission vertreten.

In Hamburg hatten fast alle Hafenbe­
triebe 5 % gefordert, zum Teil mit einem 
Mindestbetrag in Höhe der Lohngruppe 
VI versehen. Vom zweitgrößten Contai­
nerterminal Eurokai kam die Forderung 
von 5,5 %, und vom Gesamthafenbe­
trieb kam die Forderung von 7 %, min­
destens 270 DM. Um diesen Forde­
rungsüberblick beurteilen zu können, 
muß man jedoch wissen, daß in den Be­
trieben mit den 5%-Forderungen auch 
höhere Forderungen vorhanden waren, 
die jedoch im Rahmen der Beschlußfas­
sung verschwunden sind. So war bei­
spielsweise von den Kollegen der 
HHLA am Containerterminal Burchard- 
kai eine Festgeldforderung von 280 DM 
aufgestellt worden. Dies sah man der 
5 %-Forderung der HHLA nicht mehr 
an. Auf der Abteilungsdelegiertenkon­
ferenz in Hamburg am 21.2.1994 wur­
de dann nach einer längeren Auseinan­
dersetzung eine Forderung von 5,5 % 

stimmt. 1993 wurde eine Trennung der 
Bereiche Süß und Snack vorgenommen. 
Die Zentrale von Bahisen Snack wurde 
in Neu Isenburg bei Frankfurt angesie­
delt. Dies hatte zur Folge, daß bei Lie­
belt Hamburg die Verkaufsabteilung 
aufgelöst wurde. Auch große Teile des 
Einkaufs wurden nach Neu Isenburg 
verlegt, ebenso die Personalleitung.

Am 23. Februar wurden Geschäftslei­
tung und Betriebsrat in Hamburg mit 
einem sogenannten „Interessenaus­
gleich“ konfrontiert. Neben vielen 
schwammigen Formulierungen enthält 
das Papier nur die konkrete Aussage: 
130 Arbeitsplätze sollen im Zeitraum 
vom 1.4.1994 bis 30.4.1995 entfallen.

Drei Gründe werden dafür angeführt: 
Zusammenlegung der drei Hamburger 
Standorte in ein Werk, Rationalisierung 
und Produktionsverlagerung auf andere 
Bahlsen-Töchter im Ausland. — (jub)

PDS Saarland bereitet 
Kommunalwahlen vor
Saarbrücken. Die Arbeitstagung des Lan­
desverbandes Saarland der PDS erarbei­
tete Ende Januar in Neunkirchen einen 
ersten Entwurf des Kommunalpoliti­
schen Programmes. Kernpunkt dieses 
Programmentwurfs ist die Förderung 
der PDS nach Stärkung der Kommunen, 
Ausbau ihrer Rechte gegenüber dem 
Bund und Schutz kommunaler Selbst­
verwaltung:
* für die Integration von Ausländerin­

nen und Ausländem
* gegen Rechtsradikalismus und Natio­

nalismus
* gegen Arbeitslosigkeit
* gegen Wohnungsnot
* fiir den Schutz der natürlichen Le­

bensgrundlagen
* für die Gleichstellung der Frau
* für Demokratisierung und Bürgerbe­

teiligung.
Mit diesem Programm wird die PDS 
nicht nur Alternativen und neue Wege 
aufzeigen. Sie wird durch konkrete Vor­
schläge auch den Beweis antreten, daß

mit einer Mindestforderung in Höhe des 
Betrages der Lohngruppe VI (etwa 220 
DM) gefordert.

Dabei waren sich alle anwesenden 
Funktionäre einig, daß es in diesem Jahr 
lediglich darum geht, die Preissteige­
rung einigermaßen auszugleichen, und 
daß wir bereits zur Durchsetzung solch 
einer niedrigen Forderung werden 
kämpfen müssen. Von einigen Abtei­
lungsdelegierten wurde auf die weitere 
Umschlagsteigerung im Containerver­
kehr verwiesen, und daß der Hamburger 
Hafen im Jahre 1993 ein Rekordergeb­
nis eingefahren hat und gleichzeitig die 
Anzahl der Hamburger Hafenarbeiter 
weiter gesunken ist. Wenn sich dabei die 
Erlössituation verschlechtert, kann das 
kein Grund für uns sein, niedrige Forde­
rungen zu stellen. Verschiedene Redner 
sprachen sich für eine besondere Absi­
cherung der unteren Lohngruppen aus, 
die insbesondere auch die Lohngruppe I 
für Aushilfsarbeiter umfassen soll.

Bei der Sitzung der Bundestarifkom- 
mission in Bremen trafen nun die Forde­
rungen der verschiedenen Häfen aufein­
ander. Erwartungsgemäß kam aus dem 
Raum Weser/Ems eine niedrigere For- * 
derung. Überraschend jedoch war die 
Tatsache, daß gerade von dort auch die 
Forderung nach einem Festbetrag ge­
kommen war. So einigte sich die Bun- 
destarifkommission mit großer Mehr­
heit auf die Forderung einer Lohnerhö­
hung von 190 DM für alle Lohngruppen.

1992 war es seit Jahren das erste Mal 
gelungen, in der Bundestarifkommis­
sion mit 9,5 % mindestens 340 DM eine 
Mindestforderung durchzusetzen. Auch 
im Abschluß 1992 wurden dann die un­
teren Lohngruppen besonders berück­
sichtigt.

Die Lohngruppe ID wurde um 220 
DM (6,9 %), die Lohngruppen IV bis VI 
wurden um 230 DM erhöht. Für die 
Lohngruppe VI machte das 6,4 %. Alle 
höheren Lohngruppen erhielten 6,3 %. 
Auch in der Tarifrunde 1993 wurde mit 
der Forderung 6,5 % und mindestens 
250 DM eine besondere Anhebung der 
unteren Lohngruppen beabsichtigt. Aus­
drücklich wurde damals von einem Ver­
treter in der Bundestarifkommission
darauf hingewiesen, daß mit der beson­
deren Berücksichtigung der unteren 
Lohngruppen auch die Lohngruppe I 
(Aushilfsarbeiter) gemeint ist. Im Ab­
schluß durch Schlichterspruch wurde 
jedoch nur 3,55% ohne jede soziale 
Komponente erreicht.

Die Tarifverhandlungen, werden am 
18. März aufgenommen. Der Tarif en­
det zum 30. 3.1994. — (obj) 

die Forderungen, beispielsweise nach 
Schaffung von Arbeitsplätzen, auch fi­
nanzierbar sind. Geprüft wird zur Zeit 
noch, in welchen Kreisen die PDS Saar­
land zur Kommunal wähl antritt.
— (PDS Saarland, aus CL-Netz)

Wahljahr 1994:
Für unsere Rechte — 
Aktiv gegen Rechts

Referate, Material, Beschlüsse der
16. Landeskonferenz antifaschistischer Initiativen 'gnn t 
und Organisationen Nordrhein-Westfalen ''7 •
5. Juni 1993 in der Volkshochschule Essen !=.

Neuerscheinung bei GNN-Köln. 24 S., 3 DM

Kritik an faschistischer 
Politik verbessern
Essen. Rund 170 Leute beteiligten sich 
am 5.3.1994 an der 17. Landeskonfe­
renz antifaschistischer Initiativen und 
Organisationen NRW. Wie die letzte 
fand sie wieder in der Essener Volks­
hochschule statt. Auch der DGB gehörte 
zum Trägerkreis. Im „Wahljahr 1994“ 
ging es vor allem darum, wie der Einzug 
von Faschisten in die Parlamente verhin­
dert werden kann. Schwerpunkt der 
dreizehn Arbeitsgruppen war die Kritik 
faschistischer Positionen gegen Auslän­
der, zu Europa und zur „Inneren Sicher­
heit“ sowie ihre Sozialdemagogie. In 
einer Resolution bekräftigte das Ab­
schlußplenum die Forderung, Faschi­
sten nicht zu den Wahlen zuzulassen.
— (wof)

Im Herbst 1992 organisierte der Stadtelternbeirat Mannheimer Kindergärten eine Demonstration 
gegen die Aufhebung der Mindeststandards in den baden-württembergischen Kindergarten-Richt­
linien. Eltern und Erzieherinnen vermuteten, daß die Aufhebung der Mindeststandards darauf ab­
zielte, das Recht auf einen Kindergartenplatz durch Vergrößerung der Gruppen billig zu realisieren. 
Sie forderten u.a.: „Recht auf Kindergartenplatz — nicht um jeden Preis!“ Die Eltern hatten insofern 
Erfolg, als nach Aufhebung der Kindergartenrichtlinien des Landes der Mannheimer Gemeinderat 
beschloß, die Verschlechterungsmöglichkeiten nicht auszunutzen. — (tht)

Ein garantierter 
Kindergartenplatz?
Mannheimer DKP und Grüne wollen mehr
Druck auf den Bonner Bundestag machen

Auf dem Höhepunkt der konservati­
ven Kampagne gegen die Abschaf­
fung des Paragraphen 218 beschloß 
der Bundestag das Recht auf einen ga­

rantierten Kindergartenplatz. Damit 
sollte das Hauptargument der Gegnerin­
nen des Paragraphen 218 beseitigt wer­
den, die Bundesregierung zwinge Frau­
en weiter zur ungewollten Schwanger­
schaft, obwohl sie nichts unternehme, 
Müttern und Kindern die dazu notwendi­
ge Infrastruktur in Form von Kinderta­
gesstätten zu schaffen. Der Paragraph 
218 wurde mit Hinweis auf die beschlos­
sene Besserstellung von Mutter und 
Kind mit unwesentlichen Verbesserun­
gen durch das Bundesverfassungsge­
richt beibehalten, und damit hatte auch 
das Versprechen von Bundesregierung 
und Bundestag auf einen garantierten 
Kindergartenplatz ab 1996 seine Schul­
digkeit getan.

Daß dieses Versprechen je verwirk­
licht würde, hatte in Bonn eh niemand — 
SPD und Grüne nicht ausgenommen — 
gedacht. Schon bei der Beschlußfassung 
hat die Bundesregierung keinen Pfennig 
für die Kommunen bereitgestellt; denn 
die Städte und Gemeinden müssen ja die 
Kindergartenplätze zur Verfügung stel­
len, die Bonn versprochen hat.

Je näher nun das Jahr 1996 rückt, ver­
suchen Städte und Gemeinden, von der 
Verpflichtung eines garantierten Kin­
dergartenplatzes über eine Verfassungs­
klage wegzukommen.

Auch der Mannheimer OB Widder 
(SPD) denkt über den Beitritt zu dieser 
Klage nach. In der letzten Gemeinde­
ratssitzung wurde eine niederschmet­
ternde Bilanz der Situation in Mannheim 
gezogen:

Von garantiertem Kindergartenplatz 
ab Januar 1996 keine Spur. Bei einer 
Versorgungsquote von 72 Prozent ste­
hen heute rund 7 500 Kindergartenplät­
ze zur Verfügung; es fehlen also rund 
3 000 Plätze. Bei Krippenplätzen (306 
vorhanden, was einer Versorgungsquote 
von rund drei Prozent entspricht) und 
bei Hortplätzen (928 vorhanden gleich 
5,5 Prozent) sieht alles noch schlechter 
aus. Das beschlossene Sonderprogramm 
sieht den Bau von 525 Kindergartenplät­
zen, 50 Krippen- und 60 Hortplätzen 
vor. Es soll bis einschließlich 1996 39 
Millionen Mark an Investitionen kosten. 
Ob es verwirklicht wird, steht hoch in 

den Sternen. Aber sicher ist, daß — 
selbst wenn es verwirklicht werden wür­
de — sich an der mangelnden Grundver­
sorgung bis 1996 nichts Wesentliches 
geändert hätte; der Zuwachs entspräche 
ungefähr dem zugewachsenen Bedarf. 
Nicht einmal für Neubaugebiete wie 
Neuhermsheim, Seckenheim-Süd oder 
Friedrichsfeld sind die entsprechenden 
Einrichtungen eingeplant. Und für das 
Neubaugebiet „Im Rott“, wo ein Kin­
derhaus gleich mitgebaut werden soll, 
müssen dafür aus dem Sonderprogramm 
fünf bis sechs Millionen erspart werden. 
Allein in den Neubaugebieten wären so­
fort rund 54 Millionen Mark nötig, um 
dort die notwendigen Kindertagesstätten 
zu schaffen.

Gegenwärtig werden im Schnitt in 
Mannheim 100 neue Kindergartenplätze 

• jährlich geschaffen. Selbst nach heuti­
gem Stand würde es also 20 — 30 Jahre 
dauern, um die heute fehlenden Plätze zu 
schaffen. Eine Wahnsinnsvorstellung, 
wenn man dazu noch bedenkt, daß ja 
auch die entsprechenden Kindergärtne­
rinnen für die zu schaffenden rund 90 
Gruppen bezahlt werden müssen.

Daß die Stadt das nie und nimmer aus 
eigener Kraft schaffen kann, war allen 
im Gemeinderat klar. Daß aber diese 
Kindergartenplätze das Allerwichtigste 
sind, was in der Jugendpolitik benötigt 
wird, war auch allen klar. Also ging der 
Blick nach Bonn und Stuttgart, wo nach 
wie vor Milliarden Mark für unsinnige 
und gefährliche Politexperimente (So­
malia usw.) verplempert werden.

Grüne und DKP forderten, daß Bonn 
nicht aus seiner Verpflichtung entlassen 
werden dürfe und den Kommunen helfen 
müsse, den garantierten Kindergarten­
platz zu verwirklichen. Und dann be­
gann der Eiertanz. OB Widder, der 
selbst für Unterstützung aus Bonn und 
Stuttgart eintritt, sprach sich aus Grün­
den der Glaubwürdigkeit gegen eine ge­
harnischte Willenserklärung des Ge­
meinderats aus. Ebenso sprachen sich 
Teile der SPD und natürlich von CDU 
und Mannheimer Liste (ML) gegen die 
Entschließung aus. Die REPs sprachen 
zwar nicht gegen, stimmten aber gegen 
eine solche Entschließung, die dann 
doch — mit Entschärfungen — und einer 
knappen Mehrheit angenommen wurde, 
aus: „mannheim konkret“, Zeitung der DKP im 
Rathaus— (ebe)
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Kurz berichtet

Was des einen Leid, 
ist des anderen Freud!
Am 31.12.93 ist die erleichterte Kündi­
gung wegen mangelnden Bedarfs abge­
laufen. Eine wie auch immer geartete 
Nachfolgeregelung ist noch nicht verab­
schiedet (vgl. Politische Berichte 3 /94). 
Etwa 180 wissenschaftliche Beschäftigte 
der Humboldt-Universität können aufat­
men. Die Personalabteilung der Hum­
boldt-Universität (HUB) hat cs nicht ge­
schafft, sie rechtzeitig zu kündigen. 
Schlamperei, absichtliche Verzögerung, 
Blockadepolitik — so die Stellungnahme 
aus der Senatsverwaltung. Überlastung, 
Überforderung, Verzögerung durch die 
Ablehnungen des Personalrats — so die 
Stellungnahme der HUB. Der Senator 
tobt, verlangt eine „umgehende und 
restlose“ Aufklärung. Es wird mit Re­
greß gedroht — immerhin mehrere Mil­
lionen Mark. Den Senator ärgert es be­
sonders, daß damit die sogenannte struk­
turelle und personelle Erneuerung ver­
zögert wird: die Umwandlung unbefri­
steter Arbeitsverhältnisse in befristete 
einerseits und die „Verhandlungsmas­
se“ für neu berufene Professoren ande­
rerseits. Erfreulicherweise hat der Per­
sonalrat HUB mit Ausnahme von zwei 
Kündigungen alle anderen (ca. 210 seit 
November) abgelehnt. — (har)

PDS/LL plant Konferenz 
gegen Vereinigungsunrecht
Für den 30. April 1994 planen die Bun­
destagsgruppe PDS/Linke Liste und die 
LL/PDS-Fraktion des Sächsischen 
Landtages in Chemnitz die Durchfüh­
rung einer Konferenz „Gegen Vereini­
gungsunrecht — Gleiche Rechte für die 
Ostdeutschen“. Die PDS betrachtet sich 
als Interessenvertreterin im Kampf ge­
gen die rechtliche Diskriminierung der 
Ostdeutschen. Wesentliche Punkte des 
Einigungsvertrages, in denen die erwor­
benen Rechtsansprüche der Ostdeut­
schen formuliert sind, werden nicht er­
füllt bzw. deren Anwendung den Ost­
deutschen verweigert. Juristisch werden 
die Ostdeutschen auf den verschieden­
sten Ebenen schlechter gestellt: hin­
sichtlich ihrer sozialen Rechte, der 
Eigentumsrechte, einschließlich des 
Rechtes auf Volkseigentum, der politi­
schen Rechte (Recht auf Zugang zum öf­
fentlichen Dienst), Rechte der Frauen. 
Die Konferenz will sich vor allem mit 
den Eigentumsfragen befassen, weil die 
Allianz zwischen Bundesregierung, 
Treuhand und Teilen des Großkapitals 
eine breit angelegte Marktbereinigung 
und den Aufkauf der ostdeutschen Wirt­
schaft betrieb. Alternative Vorstellun­
gen gegen diese Diskriminierungspolitik 
will die PDS entwickeln. Diese Frage 
soll sowohl im Plenum der Konferenz 
als auch in einem Podiumsgespräch mit 
dem Thema „Wie setzen wir uns erfolg­
reich zur Wehr?“ gemeinsam mit den 
Teilnehmern erörtert werden. Andere 
ostdeutsche Gremien wie z. B. das Kura­
torium ostdeutscher Verbände sind zur 
Mitwirkung eingeladen. — (abe)

Berits. Die Aktionen zum Hotefkonzern Kempinski (vergl. Pelitische Berichte Nr 1/94) gehen 
weiter und zeigen Wirkung. Gäste haben wegen der Haltung des Hotels, keine wahrheitsgemäße 
Gedenktafel (mit m der Familie akzeptiertem TexQ anzubringen, abgesagt Das israelische Ver­
kehrsbüro kündigte z. B. einen großen Empfang. Der Knnzeni sacht an der Familie vorbei die In­
itiative. So will er eine historische Studie tinaazieren end Steffi in Aussicht, das derzeitige 
(arisierte) Finnensignet (siehe Abhffiinng) zn entfernen. Eine „Hittertrasbe“ ersetzte ab 1936 
den a*s jüdisch verketzerten Stern. Am 26 März sollen in mehreren Städten gleichzeitig Aktionen 

sUUnnden. — (vd)

Ostdeutsche Kommunen 
lehnen „Altschulden“ ab
Die ostdeutschen Kommunen lehnen die 
Übernahme von sog. Altschulden für 
gesellschaftliche Einrichtungen ab. Dies 
teilte der stellvertretende Präsident des 
Deutschen Städtetages und gleichzeitige 
OB Dresdens, Wagner, als Ergebnis 
einer Konferenz ostdeutscher kreisfreier 
Städte mit. Es handelt sich hierbei um 
Zuweisungen aus dem zentralen Haus­
halt der DDR für den Bau von Kinderta­
gesstätten, Sportstätten und Kulturhäu­
ser. Gegebenenfalls soll ein Musterpro­
zeß geführt werden. Gläubigerin der ins­
gesamt 7 Milliarden Mark „Altschul­
den“ ist die Deutsche Kreditbank AG 
Berlin. — (har)

Minus-Tarifabschluß in der 
Metall- und Elektroindustrie
Das Verhandlungsergebnis in Nieder­
sachsen vom 5. März soll auf alle Tarif­
bezirke übertragen werden. Für Mitt­
woch dieser Woche hatte die IG Metall 
mit dem Arbeitgeberverband für Berlin- 
Brandenburg (VME) einen Termin für' 
die Übemahmeverhandlungen ausge­
macht. Noch eine Woche zuvor waren 
die Funktionäre der IG Metall im West­
teil Berlins damit beschäftigt, Vorberei­
tungen zu treffen, um möglichen Aus­
sperrungen aufgrund sogenannter Fern­
wirkungen von Arbeitskämpfen zu be­
gegnen. Vor allem für das BMW-Motor- 
radwerk in Spandau waren solche „kal­
ten Aussperrungen“ befürchtet worden. 
Der Tarifbezirk in Westberlin gilt in 
punkto Organisationsgrad als . das 
Schlußlicht der Tarifbezirke in der ge­
samten Bundesrepublik. Folglich waren 
Kampfmaßnahmen der Kapitalisten ge­
rade hier zu erwarten. Sie sind nunmehr 
aufgrund des Ergebnisses in Nieder­
sachsen ausgeblieben. Wenn die Kapita­
listenvertreter aus dem VME allerdings 
ihre noch vor wenigen Wochen ausge­
sprochenen Drohungen wahr machen 
würden, dann dürften sie das nieder­
sächsische Ergebnis eigentlich nicht 
übernehmen. Schließlich hatten sie es 
für nötig gehalten, noch in diesem Jahr 
Verhandlungen zu führen mit dem Ziel, 
das Westberliner Tarifgefüge anzuglei­
chen an die Tarife in Ostberlin und Bran­
denburg. Die Widerstandskraft der IG 
Metall im Westteil Berlins ist relativ ge­
ring. Die Ergebnisse einer jahrzehnte­
langen politischen Ausnahmesituation 
als tarifpolitisches Schongebiet sind 
nicht so schnell zu überwinden. Den­
noch muß genau dies jetzt passieren, um 
die Kapitalisten im Zaum zu halten.

Der Tarifabschluß bedeutet für die 
Berliner Beschäftigten in der Metall­
und Elektroindustrie ein erneutes Mi­
nus. Die aufs Jahr gerechneten 1,16% 
Lohnerhöhung werden durch die Kür­
zung bei der tariflichen Sonderzahlung 
am Jahresende kompensiert. Das Ur­
laubsgeld und die tariflichen Sonderzah­
lungen bis 1996 fallen geringer aus, weil 
der Bezugsmonat Mai 94 ausgehandelt 
wurde. Damit wird der Abschluß zum 
Minusabschluß. Und das nach Kürzung 
der BerlinZulage um zwei Prozent ab 
Januar 1994 und völligem Wegfall ab 
Januar 1995. — (brr)

Auf der 2. Tagung des 3. Landespar­
teitages der sächsischen PDS ging 
es vordergründig um die in der 
letzten Ausgabe der Politischen Berichte 

dargelegten Differenzen innerhalb des 
Landesverbandes. Mit dem — eigentlich 
erwarteten — komfortablen Abstim­
mungsergebnis von 90,3 % Ja-Stimmen 
sprachen die 231 Delegierten dem nun 
wieder im Amt befindlichen Landeschef 
Prof. Peter Forsch ihr Vertrauen aus.

In der vorangegangenen Debatte hatte 
Prof. Forsch nochmals seine Vorstellun­
gen über die gemeinsame Arbeit der 
Mitglieder des Landesverbandes darge­
legt. Dazu gehörten auch seine Auffas­
sungen von Pluralismus, die er bei der 
Überwindung der Querelen im Landes­
verband beachtet wissen möchte:
1. Pluralismus bedeutet nicht die restlo­
se Aufteilung der Partei in Gruppierun­
gen, Strömungen, IG, AG, Plattformen 
usw. Pluralismus lebt vielmehr davon, 
daß eine große Zahl unserer Mitglieder 
beweglich bleibt, sich in Einzelfragen 
und von Fall zu Fall zuzuordnen oder zu 
distanzieren offen hält. Dies bedeutet 
ständige Diskussion in unserer Partei, 
auch Streit, es verbietet Alleinvertre­
tungsanspruch und Verdrängung von 
Personen, Gruppierungen und Meinun­
gen.
2. Pluralismus garantiert das Existenz­
recht aller Strömungen, Flügel und 
Gruppierungen, er ist in Hinblick auf 
das Bild der Gesamtpartei keine einfache 
Addition der Strömungen, Flügel und 
Gruppierungen. Es ist völlig normal, 
daß zu verschiedenen Zeiten und zu ver­
schiedenen Anlässen die einen oder an­
deren doch dominanter das Bild und das 
Image der Partei prägen — ich betone 
aber nochmals, immer unter Beachtung 
des Existenzrechts aller. Gerade dies ist 
doch eine Stärke unseres Pluralismus, es 
macht uns politisch flexibel. Es hält uns 
ständig in der Debatte, und es hält uns 
ständig fähig, auf der Höhe aktueller po­
litischer Ansprüche zu sein.
3. Pluralismus bedeutet auf keinen Fall 
Beliebigkeit. Politisch macht Pluralis­
mus für uns nur Sinn in Verbindung mit 
Gemeinsamkeit. Wer Gemeinsamkeit

Wieder einmal versammelten sich 
die Delegierten aus den Basis­
gruppen der mitgliederstärksten 
Parteibezirksorganisation der PDS in 

der BRD zu einer Hauptversammlung. 
Von dort sollten sie vor allem „Argu­
mente und Schwung für die bevorstehen­
de Arbeit im Superwahljahr 1994“ mit­
nehmen, wie die neu gewählte Vorsit­
zende des Bezirksvorstandes (Dr. Ge­
sine Lötzsch) am Schluß der zweitägigen 
Veranstaltung wünschte.

Tagungsleitung und -teilnehmer 
schienen professioneller. Keine endlo­
sen Streits mehr um Tages- und Ge­
schäftsordnung oder die Plazierung im 
Arbeitspräsidium. Souverän wurde die 
Geschäftsordnung gehandhabt. Tages­
ordnung und Zeitplan wurden samt vom 
Arbeitspräsidium voigeschlagenen Än­
derungen ohne Kampfabstimmung an­
genommen.

Neu, wenn auch ungewollt, war der 
Tag Pause zwischen Beginn und Ab­
schluß der Tagung, weil die schmucklo­
se Kantine jenes Lichtenberger Betrie­
bes, in der sich die fast 190 Delegierten 
und etwa 30 Gäste versammeln durften, 
am Sonnabend nicht genutzt werden 
konnte. So gewann mancher Delegierte 
zusätzlich Zeit, seinen Beitrag für den 
weiteren Verlauf der Beratungen zu 
überlegen: Kein Schaden, der nicht auch 
einen Nutzen hat.

Neu für mich war, daß der „etwas län­
gere Einführungsbeitrag“ inhaltlich wie 
sprachlich aus einem Guß war. Mehrere 
Delegierte lobten, daß sich die Autoren 
hörbar Zeit für die redaktionelle und 
damit auch inhaltiche Bearbeitung des 
Textes genommen hatten. Früher hatte 
die Kraft oft nur dazu gereicht, mehr 
oder weniger gekonnt aneinandergereih­
te Zuarbeiten einzelner Arbeitsgruppen 
zu verlesen. Die PDS Lichtenberg also 
auf dem Weg von Politamateuren zu Po­
litprofis? Die Sachlichkeit des Arbeits­
stils war jedenfalls wohltuend und wies 
eindeutig in diese Richtung.

Der „etwas längere Einführungsbei­
trag“ — fast anderthalb Stunden — folg­
te inhaltlich den von der PDS jüngst be­
kannt gemachten politischen Dokumen­
ten. Eindringlich der Appell, die kon­
kreten Sorgen und Probleme, die an je­
der Ecke dieses bevölkerungsreichen 
Stadtbezirkes sichtbar sind, möglichst 
vollständig und genau aufzugreifen, 
damit in den Wahlkämpfen dieses Jahres 
soviel wie möglich für den Lichtenber­

zerstört, zerstört auch unseren Pluralis­
mus. Das unabdingbare Gebot für unse­
re Existenz ist, Gemeinsamkeit immer 
wieder zu gewinnen, immer wieder her­
zustellen.

Für die Zeit der Wahlen möchte Peter 
Forsch Gemeinsamkeit zumindest auf 
folgenden Nenner bringen: Die PDS ist 
eine moderne, pluralistische, linke, de­
mokratische Partei. Das heißt, wir wol­
len — oft aus sehr unterschiedlichen Mo­
tiven heraus — eine freie und solidari­
sche Gesellschaft, in der niemand allein 
gelassen wird, jede und jeder aber sein,

PDS Sachsen in 
den Wahlkampf
Vertrauensvotum für 
den Landesvorsitzenden 
und Beschluß über das 
Landes-Wahlprogramm 
für Sachsen

bwz. ihr Leben, so wie er oder sie will, 
leben kann.

Im Wahlkampf interessiert es nach 
Meinung von Prof. Forsch sehr viel we­
niger, wieviel Vergangenheit wir noch 
mit uns herumtragen, als vielmehr, wie­
viel Zukunft wir in die Politik einbrin­
gen können. Nur dies ist seiner Meinung 
nach der Kontext, in dem Veigangenheit 
zu bewältigen ist, nicht aber durch sinn­
lose Vorwürfe und Salz in unsere Wun­
den. Er will im Wahlkampf viel lieber 
aufdecken, wieviel mögliche Zukunft, 
wieviel mögliche Menschenwürde uns 
schon verlorengegangen sind, weil sich 
die absolute Mehrheit der CDU nach 
Mustern der Veigangenheit gebärdet.

ger Bürger herausgeholt werden kann. 
Basis-Wahlkampf — so wird er hier ver­
standen und vorbereitet.

PDS-Landesvorsitzende Petra fhu, 
die als Gast am zweiten Beratungstag 
sprach, erinnerte die Delegierten an die 
Voraussetzungen der PDS für ein gutes 
Wahlergebnis in Berlin — über 23700 
zahlende Mitglieder, drittstärkste Frak­
tion im Berliner Abgeordnetenhaus, 
stärkste Fraktion in sechs Bezirksver­
ordnetenversammlungen, 26 Stadträte, 
über vier Millionen Mark jährliches Bei­
tragsaufkommen, was nicht unwesent­
lich ist für die Finanzierung der ver­
schiedenen Wahlkämpfe, und schließ-

PDS-Lichtenberg 
über Wahlen’94
Martin Walter über den 
mitgliederstärksten 
PDS-Bezirk: „Argumente 
und Schwung für das 
Superwahljahr 1994“

lieh etwa 16 Publikationsoigane unter­
schiedlichster Art für die Verbreitung 
der Standpunkte der Partei.

Die PDS sei auch die einzige Partei in 
Berlin, die einen stabilen Aufwärtstrend 
in der Gunst der Wähler nachweisen 
könne.

Das Wichtigste aber sei die große Zahl 
der mobilisierungsfähigen Mitglieder. 
Von ihnen hänge letztlich ab, daß und 
wie unsere guten inhaltlichen Positionen 
zu den vielen kleinen und großen Fragen 
unserer Zeit möglichst vielen Wählern 
bekannt und verständlich werden.

Die PDS nehme alle Wahlen ernst. Ihr 
Wahlziel zu den Europawahlen (am 12. 
Juni) sei es, im Osten Berlins 25 % und 
im Westen der Stadt 3 % der Stimmen 
auf sich zu vereinen.

Zu den Bundestagswahlen am 16. Ok­
tober wolle man 200000 Berliner Wäh­

Er forderte, all jenen in den Arm zu 
fallen, „die in unserer Pärtei gleichsam 
Burgen bauen und uns weismachen wol­
len, es ginge nur mehr darum, ob man 
sich in den Schutz dieser Burg begäbe 
oder nicht. Dies ist der Tod allen Plura­
lismus'. Dies integriert Gruppen letzt­
lich auf irrationale Weise und grenzt an­
dere ebenso aus.

Nicht mehr die sachliche Auseinan­
dersetzung steht dann an, sondern im­
mer nur die Frage, zu wem bekennst Du 
Dich? Hören wir auf, zu sagen: die 
Fraktion, der Stadtvorstand, die Chem­
nitzer, die Stalinisten, die Reformer 
usw. Nennen wir uns endlich, wenig­
stens hin und wieder beim Namen!

Alles zusammengefaßt: Ab sofort be­
ginnt die PDS ihren Wahlkampf! Hinter 
ihm steht alles zurück! ... Organisieren 
wir nicht unsere Flügelkämpfe, sondern 
organisieren wir eine möglichst große 
Menge von Bürgerinnen und Bürgern, 
die sich aktiv für die Verwirklichung 
dieser Ziele einsetzen, bei den Wahlen, 
in Parlamenten und in außerparlamenta­
rischen Aktionen!“

Diese Orientierung vertrat auch der 
Chef der Landtagsfraktion LL-PDS, 
Klaus Bartl, in seinen Ausführungen zu 
Beginn des Parteitages. Er, Bartl, be­
trachte die letzten vier Wochen als „rei­
nigendes Gewitter“ und forderte die De­
legierten auf, „mit Charakter und Kom­
petenz, mit Anstand und Kultur“ an die 
konkrete Politik zu gehen. Schluß müsse 
sein damit, der Basis zu versprechen, 
„den Streit zu beenden“.

Breiten Raum nahm die anschließende 
Debatte zum Wahlprogramm der sächsi­
schen PDS ein, das unter dem Motto 
„Leben in Menschenwürde“ steht. In 
insgesamt U Kapiteln werden Forde­
rungen und Vorstellungen der Partei zu 
drängenden sozialen Problemen wie 
dem Recht auf Wohnen, auf Arbeit und 
Bildung aufgeführt. Die PDS verfolge 
das Ziel, heißt es darin u.a., „durch ra­
dikale Reformen den Kurs der An­
schlußpolitik in seinen entwürdigenden 
Folgen zu korrigieren“. Das Programm 
wurde von den Delegierten einmütig ge­
billigt. — (sta) 

ler für sich gewinnen, 30000 mehr als zu 
den erfolgreichen letzten Kommunal­
wahlen ! Daß dies nicht leicht sein wer­
de, liege auf der Hand, zumal die ande­
ren Parteien nichts unversucht lassen, 
die PDS von der politischen Bühne zu 
verdrängen.

Darin seien sich alle im Abgeordne­
tenhaus oder den Stadtbezirksparlamen­
ten vertretenen politischen Parteien 
einig. Fairneß könnten die Demokrati­
schen Sozialisten nicht erwarten, das 
wisse man auch ohne die verbale Ableh­
nung entsprechender Angebote der PDS 
durch CDU und andere. Der PDS-Wahl­
kampf werde inhaltsbezogen geführt.

Es gelte, alle Chancen für die Schaf­
fung einer quotierten Offenen Landes­
liste mit Direktkandidaten in allen Berli­
ner Bezirken zu nutzen.

Zuvor hatte sich Christa Luft, Wirt­
schaftsministerin in der Modrow-Regie­
rung, als Bewerberin um ein Direktman­
dat in unserem Stadtbezirk für den Bun­
destag auf der Offenen Liste der PDS 
vorgestellt. Sie stehe für einen Wirt­
schaftsstandort Deutschland, der nicht 
nur für das Kapital attraktiv ist, sondern 
für die Menschen, die hier leben. Es ge­
he um ein reale Hoffnungen begründen­
des Zukunftsprogramm.

Die Wirtschaftswissenschaftlerin 
setzte sich für den Schutz des Eigentums 
der Ostdeutschen auf der Grundlage des 
Grundgesetzes ein. Der Kampf um die 
Wahrung des Besitzstandes der Ostdeut­
schen sei bitter nötig. Entschieden müs­
se das Rentenstrafrecht bekämpft wer­
den usw.

Christa Luft bekam viel Beifall für ihr 
Credo, daß wir Ostdeutschen uns nicht 
als die Verlierer, sondern als Wissens­
und Erfahrungsträger der Geschichte 
sehen müßten. Unsere Aufgabe sei es, 
nicht bloß mitzuschwimmen, sondern 
mitzugestalten.

So sahen es auch die meisten anderen 
noch zu Wort kommenden Diskussions­
redner. Vielleicht kam die Suche nach 
potentiellen Verbündeten in den kom­
menden Auseinandersetzungen zu kurz. 
Aber gerade dies bewies wohl Realis­
mus, entsprach der gegenwärtigen Si­
tuation; denn wer traut sich schon offen 
mit der PDS?

Gut war auch, daß sich nahezu alle 
Redner auf das Wirken der PDS nach 
außen konzentrierten. Die Zeit der Gra­
benkämpfe scheint, jedenfalls in Lich­
tenberg, vorbei zu sein.
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Ostdeutschland 1993: Einige Fakten zur Lage
Nur als im 17. Jahrhundert die Pest grassierte, war der Anteil der Eheschließungen niedriger als jetzt

Industrie: Die ostdeutsche Industrie hat­
te Mitte 1993 noch 40% des Produk­
tionsniveaus von 1989. Von den im Ja­
nuar 1991 bestehenden 2,075 Millionen 
Arbeitsplätzen in der ostdeutschen Indu­
strie sind nach Berechnungen des WSI 
Ende 1993 700000 verblieben. Das be­
deutet, daß 47 von 1000 Einwohnern in 
der Industrie beschäftigt sind. Das ist 
weit weniger als in solchen wirtschaft­
lich geringer entwickelten Ländern wie 
Spanien (74) oder Irland und Griechen­
land (64). „Der ostdeutsche Industrie­
besatz hat im Vergleich keinen Bestand 
mehr“, schätzte der DGB-Bundesvor­
stand Anfang 1994 ein.
Landwirtschaft: Achtzig Prozent der Ar­
beitsplätze sind seit 1989 vernichtet 
worden. Von den 848000 Beschäftigten 
waren Mitte 1993 noch 170000 übrig. 
Über 50 % der seit 1990 in der EG still­
gelegten Flächen befinden sich auf ost­
deutschem Territorium.
Bruttolnlandprodukt: Der Anteil Ost­
deutschlands am BIP beträgt gegenwär­
tig 8 %, in der Industrieproduktion sind 
es 4 % und im Export 2 % — bei einem 
Bevölkerungsanteil von etwa 20%. 
Damit verbunden ist ein beispielloser 
Rückgang der Wirtschaftstätigkeit zu 
verzeichnen.
Arbeitslosigkeit: Nach einem Spiegel-ZA- 
tat ergibt sich in Ostdeutschland folgen­
des Bild: „9,7 Millionen Beschäftigte 
beiderlei Geschlechts hatte die DDR in 
ihrer vollbeschäftigten Endphase. Heute 
haben in den neuen Ländern gerade noch 
5 Millionen Menschen eine reguläre Ar­
beitsstelle auf dem Arbeitsmarkt — da­
von Männer 67 % und nur noch ein Drit­
tel Frauen.“ (Der Spiegel 39 / 93, S. 49).

Wenn man eine Million Übersiedler 
von Ost nach West und ca. 500000 
Pendler unberücksichtigt läßt, hatten im 
Juli 1993 38,8% der erwerbsfähigen 
Bevölkerung Ostdeutschlands keine fe­
ste Arbeit. „Die Arbeitslosigkeit geht 
durch das Land wie ein Regime der 
Furcht, das keine Stasi braucht, um die 
Menschen einzuschüchtem“, sagte der 
Dramatiker Heiner Müller.
Enteignung: Die DDR hat das riesige 
Vermögen von ca. 2 Billionen DM in die 
Einheit eingebracht. Die DDR-Bürger 

waren Eigentümer dieser Werte. Von 
dieser Summe waren nur 300 Mülionen 
kreditiert, d. h. 1,7 Billionen bereits be­
zahlt, was nach der Umbewertung eine 
Summe von 150 Milliarden DM ergab. 
Die Treuhand wies dagegen aber einen 
durch nichts begründeten Verlust von 
250 Mrd. DM in ihrer Eröffnungsbilanz 
aus und hat dazu noch Kreditschulden in 
Höhe von 150 Mrd. DM festgestellt. In 
der Realität ist das eine in der Welt ein­
malige Enteignung eines ganzen Volkes. 
Es ist zugleich ein für einen so kurzen 
Zeitraum außerhalb von Kriegs- und 
Nachkriegszeiten einmaliger Vermö­
genstransfer, der die These einer Kolo­
nisierung durchaus stützt. Wenn wir als 
Beispiel den Wohnungsfonds der DDR 
nehmen, so betrug er wertmäßig ca. 
300-400 Milliarden DM, ohne Berück­
sichtigung der neuen Marktwerte. Diese 
Wohnungen wurden mit dem Geld und 
den Händen der ostdeutschen Bevölke­
rung erbaut, waren also im wörtlichen 
Sinne „Volkseigentum“. Statt, wie 
noch im Einigungsvertrag erwogen, An­
teilscheine auf Volksvermögen an die 
Bevölkerung zu verteilen, soll diese nun 
ihren Anteil als „Eigentumswohnung“ 
käuflich erwerben und damit ein zweites 
Mal bezahlen.

Die DDR hat Grund und Boden nicht 
bewertet. Doch handelt es sich hier um 
ein weiteres riesiges Vermögen von 
rund 400 bis 500 Milliarden DM. Das 
wird jetzt von der Treuhand zügig ver­
kauft. So werden z.B. 774000 Hektar 
des von der Treuhand verwalteten Wal­
des vor allem an westdeutsche Käufer 
veräußert. Schon heute sind die Ostdeut­
schen die Bevölkerung, der am wenig­
sten von dem Territorium gehört, auf 
dem sie lebt.
Armut: 15 % der Bevölkerung der neuen 
Bundesländer gelten nach offiziellen 
Statistiken bereits als arm. Das sind dop­
pelt so viel wie in den alten Bundeslän­
dern. Besonders betroffen sind Familien 
mit drei und mehr Kindern, von denen 
jede zweite mit einem Einkommen leben 
muß, das unter der Hälfte des Durch­
schnittseinkommens in Deutschland 
liegt. Ein Drittel der Alleinerziehenden 
sowie jedes zweite Kind leiden unter 

Armut. Besonders betroffen ist die Al­
tersgruppe der 50-60jährigen, die aus 
dem Arbeitsmarkt ausgegliedert ist und 
beruflich keine Perspektive mehr hat.

Das Armutsrisiko ist nach einer Prog­
nose der Arbeitsgruppe „Armut und Un­
terversorgung in den neuen Bundeslän­
dern“ hoch, da in den nächsten Jahren 
zwei Drittel aller Haushalte in Ost­
deutschland von Sozialleistungen leben 
werden. Weit über 200000 Menschen 
sind in Ostdeutschland bereits Sozialhil­
feempfänger. Mit dem Auslaufen von 
Sozialzuschlägen auf Arbeitslosengeld 
(1995) und Rente (1996) ist ein sprung­
hafter Anstieg von Sozialhilfeempfän- 
gem zu erwarten.
Wissenschaft: Von ehemals 195073 Be­
schäftigten der DDR in Forschung und 
Lehre hatten nach Mitteilung der Bun­
desregierung zum Jahreswechsel 92/93 
nur noch 23 600 eine Vollzeitstelle. Die 
Präsidentin der Humboldt-Universität 
zu Berlin, Marlis Dürkop, sprach in 
einem Interview ausdrücklich von Kün­
digungen wegen politischer Nichteig­
nung. In einem anderen Interview sagte 
Frau Dürkop: „Natürlich ist die Grund­
stimmung an der Uni wie in der gesam­
ten DDR: Die Enttäuschung über die 
Einigung ist das Grundgefühl.“ (Junge 
Welt, 17.7.1993)

Von ehemals in der DDR beschäftig­
ten 70000 Industrieforschem hatten En­
de 1993 nur noch 16000 einen Arbeits­
platz (23 %). Der DGB spricht davon, 
daß Ostdeutschland auf dem Wege zur 
Wissenschaftswüste sei.
Kultur: Von den 30000 Künstlern der 
DDR, die in den verschiedensten Künst­
lerverbänden organisiert waren, können 
sich heute nur noch ca. ein Drittel von 
ihrem Beruf ernähren. Die Bundesmittel 
zur Erhaltung der kulturellen Infrastruk­
tur im Osten sanken von 1,25 Milliarden 
1991 auf 650 Millionen 1993. Ab 1995 
sollen keinerlei Bundesmittel mehr be­
reitgestellt werden. Nur 14% aller im 
Kulturbereich Tätigen stehen heute in 
einem festen Arbeitsverhältnis.

Der Verlust an kultureller Substanz, 
die nach dem Einigungsvertrag erhalten 
werden sollte, ist groß. National und in­
ternational geachtete Kultureinrichtun­

gen wie die Stiftung Weimarer Klassik, 
das Bauhaus Dessau, das Emst-Busch- 
Haus, das Friedrich-Wolf-Haus, das 
Hans-Fallada-Haus u. a. wurden in ihren 
Arbeitsmöglichkeiten stark beschränkt. 
Namhafte Orchester wurden aufgelöst, 
Theater stellten ihren Spielbetrieb ein.

Kulturelle Einrichtungen für die Be­
völkerung wurden stark reduziert. Jedes 
zweite Kino wurde geschlossen. 40% 
aller Jugendzentren und 15 % aller Kul­
turhäuser wurden geschlossen. Die kul­
turelle Verödung im ländlichen Bereich 
schreitet voran. Der prozentuale Anteil 
des Kulturetats ist rückläufig. 62 % aller 
Gemeinden geben an, keine Mitarbeiter 
mehr im kulturellen Bereich zu beschäf­
tigen. Von den Bibliotheken, die es in 
vielen Orten der DDR gab, wurden etwa 
drei Viertel geschlossen: von einst 6500 
existieren noch 1750.
Ausbildungssituation: Mindestens 
100000 betriebliche Ausbildungsstellen 
fehlen in den neuen Bundesländern, d. h. 
jeder zweite Jugendliche hat keinen Aus­
bildungsplatz. Mädchen sind in beson­
derer Weise betroffen. Es herrscht Aus­
bildungsnotstand Ost. Nur jeder zweite 
Jugendliche erhält nach Abschluß seiner 
Ausbildung eine Stelle in seinem erlern­
ten Beruf. Das Prinzip der freien Berufs­
wahl ist in Frage gestellt, und die Le­
benschancen der Jugend sind insgesamt 
reduziert. Parallel mit der Schließung 
kultureller Einrichtungen im Jugendbe­
reich leistet eine solche Situation einer 
Sinn- und Orientierungskrise besonde­
ren Vorschub.
Frauen: Frauen haben die tiefsten sozio­
kulturellen Umbrüche durchzustehen. 
Sie hatten eine Lebenskultur entwickelt, 
die den Wunsch zur Vollbeschäftigung 
einschloß. Bei einer Befragung im No­
vember 1991 antworteten 79 % aller er­
werbstätigen Frauen in Ostdeutschland, 
daß sie sicher beschäftigt bleiben wol­
len. Weitere 20 % hielten das für wahr­
scheinlich. Nur 10 % wollten, wenn der 
Ehemann genug verdient, zuhause blei­
ben. Neuere Untersuchungen beweisen 
eine gewisse Stabilität dieser Wertorien­
tierung. Die Frauen in Ostdeutschland 
wollen z.B. nach der Geburt eines Kin­
des wieder arbeiten. Auch unter Einbe-

Arbeiterin bei Kahla-Porzellan. Foto: af/mz

Ziehung der Männer in die Befragung 
würden im Osten 75,2% (im Westen 
51,9 %) eine Vollbeschäftigung der Frau 
gegenüber einer Teilbeschäftigung vor­
ziehen.
Geburtenentwicklung: Ein Indikator für 
die Krisenbefindlichkeit einer Gesell­
schaft ist die Geburtenentwicklung. 
1989 wurden in der DDR noch rund 
200000 geboren. 1992 waren es nur 
noch 88000. Das ist ein Rückgang in 
drei Jahren um 45 %. Die Zahl der Steri­
lisationen — veranlaßt auch durch An­
forderungen der Arbeitergeber — ist 
demgegenüber stark gestiegen. Die Hei­
ratsquote sank im gleichen Zeitraum auf 
36 %. Für die Stadt Potsdam wurde in 
einer Erklärung der Stadt ein bezeich­
nender Vergleich gezogen: „Nur von 
1631 bis 1640, als die Pest grassierte, sei 
der Prozentanteil der Eheschließungen 
in Relation zur Einwohnerzahl noch nie­
driger ausgefallen als heute.“ 
Berufsverbote: Ca. 1,5 Millionen Men­
schen sind in Ostdeutschland von politi­
scher Diskriminierung und Berufsver­
boten unmittelbar betroffen. Etwa 
400000 Staatsangestellte und ebensovie- 
le Angehörige der bewaffneten Organe 
hatte die DDR. Dazu kamen 100000 
hauptamtliche Funktionäre von Parteien 
und Massenorganisationen. Für den 
überwiegenden Teil dieser Menschen­
gruppe ist der verfassungsmäßig garan­
tierte Zugang zum öffentlichen Dienst 
versperrt, nachdem sie mit dem Ende 
der DDR fast alle entlassen wurden. 
Ähnliches gilt für die gekündigten Leh­
rer (ca. 150000). 350000 Rentner wer­
den durch ein politisch angelegtes Ren­
tenrecht noch für die Ausübung eines 
Berufes in der DDR nachträglich auf 
diese Weise bestraft.
Quelle: Materialien der GBM Berlin — (abe)

Bildungspolitik ä la CDU in Berlin
Sigrun Steinborn: Bildungspolitik unter dem Druck der Maastrichter Verträge

„Der Mensch ist — ein hartes Wort — dem Menschen ein 
Wolf“. (Georg Gölter, CDU, Einführungsrede zur Bildungs­
politik auf dem CDU-Bundesparteitag im September 1993)

Auch das Bildungswesen in Deutsch­
land gerät unter den Druck der 
Maastrichter Verträge. Die im In­
teresse der großen Unternehmen gewoll­

te Öffnung der Märkte führt zur ver­
schärften Konkurrenz der Lebensbedin­
gungen.

Der Warencharakter von Bildung tritt 
unter diesen Bedingungen — verstärkt 
durch konservative Regierungen — im­
mer deutlicher zutage. Bildung gerät un­
ter ein verschärftes Verwertungsinteres­
se, unter stärkeren Rationalisierungs­
druck und wird ein stärkerer Standort­
faktor.

Die bildungspolitischen Beschlüsse 
der CDU, die sie auf ihrem Bundespar­
teitag im September ’93 beschlossen hat, 
sind Ausdruck dieses verschärften Ver­
wertungsinteresses.

Georg Gölter brachte in seiner Einfüh­
rungsrede auf dem Bundesparteitag der 
CDU (12. bis 14.9.93) die grundlegen­
de Auffassung seiner Partei auf den 
Punkt: „Der Mensch ist — ein hartes 
Wort — dem Menschen ein Wolf.“

Das ist eine zynisch-offenherzige 
Charakterisierung unseres Gesell­
schaftssystems, und solche Einschät­
zung ist nach wie vor der selbstverständ­
liche Ausgangspunkt für jede „kon­
struktive“ Bildungspolitik der CDU 
bzw. ihrer Vordenker.

Die wichtigsten bildungspolitischen 
Vorstellungen in diesen Beschlüssen 
vom Bundesparteitag der CDU sind: 
— Bestärkung in der Propagierung, Er­
ziehung sei vor allem Sache der Familie, 
also nicht nur gesellschaftliche Aufgabe, 
— Setzen auf Chancengerechtigkeit 
statt auf Chancengleichheit, -Förderung 
sogenannter begabter und hochbegabter 
Kinder und Jugendlicher,

— Ausdehnung kirchlicher Schulen,
— Verzicht auf muttersprachlichen Un­
terricht für Kinder von Immigrantinnen,
— Propagierung einer 4jährigen statt 
6 jährigen Grundschule,
— Schulabschlußvergabe nur durch die 
einzelnen Oberschultypen,
— Ablehnung der Gesamtschule,
— Ablehnung der gemeinsamen Erzie­
hung von behinderten und nicht behin­
derten Kindern und
— Entgeltforderungen für freiwillige 
Betreuungsangebote am Nachmittag.

Die Spitzenverbände der deutschen 
Wirtschaft — sprich das deutsche Groß­
kapital — stellten ihre bildungspoliti­
schen Forderungen im Oktober 1993 der 
Öffentlichkeit vor. Es ist von „windstil­
len Schutzzonen“ — gemeint sind die 
Schulen — und von „zunehmendem Ni­
veauverlust“ die Rede, beides müsse 
sich ändern. Verkürzung der Schulzeit, 
Zentralabitur, Ausbau der Fachhoch­
schulen, Verkürzung der Studienzeiten 
sind die markantesten Forderungen.

Unter dem Vorwand finanzpolitischer 
Zwänge und dem Primat konservativer 
Politik auf Bundesebene und in Berlin 
vollzieht sich gegenwärtig nicht nur al­
lein eine Verschlechterung der Bedin­
gungen für Schule, sondern eine ver­
stärkt erkennbare konservative Verän­
derung des Berliner Schulsystems bringt 
eine eindeutige Verschärfung der sozia­
len Selektion — und das mit Unterstüt­
zung der SPD! Hier nur einige Bei­
spiele:
a) Einführung von Abiturklassen (Ex­
preß-Abitur), in denen Schülerinnen und 
Schüler das Abitur in 12 Jahren absol­
vieren können (Abitur 1. Klasse ohne 
neue pädagogische Konzeption).
b) Weitere Aushöhlung der 6jährigen 

Berliner Grundschule durch Einrichtung 
des „Expreß-Abiturs“ ab 5. Klasse.
c) Aufweichung der strikten Trennung 
von Staat und Kirche durch einen im 
Schuljahr 94/95 beginnenden Schulver­
such Philosophie/Ethik; dieses Unter­
richtsfach soll als Alternative zum Un­
terrichtsfach Religion angeboten wer­
den.
d) Verschärfung der sozialen Unter­
schiede u. a. durch das Sprachenangebot 
und Sprachunterricht in der Berliner 
Schule: Trotz großen Bedarfs erfolgt 
keine Ausweitung der zweisprachigen 
Alphabetisierung/Erziehung und der in­
terkulturellen Erziehung, deren Metho­
den durchaus nicht nur für die türkische 
Sprache anwendbar sind, sondern sich 
für alle Sprachen eignen (z. B. auch für 
Bosnisch); stattdessen Einrichtung von 
„Staatlichen Europa-Schulen Berlin“ 
mit bilingualer Sprachenausbildung ab 
der Vorklasse, vorrangig in westeuropä­
ischen Sprachen.

Die Verstärkung konservativer Ein­
griffe in Struktur und Inhalte von Schule 
und Hochschule und durch die schon 
erwähnten angeblichen Sparzwänge im 
Bildungsbereich wird das gegliederte 
Schulsystem weiter verfestigt. Elite- 
und sogenannte Begabten- und Hochbe­
gabtenforderung wird schleichend um­
gesetzt.

Dies alles bedeutet:
— eine systematische Austrocknung 
der integrierten Gesamtschulen;
— die fortgesetzte Beschneidung des 
Elternrechts auf Wahl des Bildungs­
gangs ihrer Kinder, spätestens nach der 
Probezeit, an den Realschulen und Gym­
nasien wird nämlich dieses Recht gebro­
chen;
— die Fortschreibung und Verschär­

fung einer seit Jahrzehnten sozialen 
Auslese-Praxis im alt-deutschen Schul­
wesen.

Mit einer solchen Perspektive stellen 
sich für die PDS und andere fortschrittli­
che Kräfte wichtige Aufgaben.

Bildungspolitik ist ein natürliches Zu­
kunfts-Thema. Wo anders haben die 
Menschen im Lande so unmittelbar und 
konkret in ihrer Familie Anlaß, Hoff­
nung und Sorge, sich besonders um die 
Zukunft zu kümmern^ d. h. über den 1hg 
hinaus zu denken und zu handeln, als im 
Bereich von Bildung und Erziehung ih­
rer Kinder.

Für bildungspolitisch interessierte 
fortschrittliche Menschen ergeben sich 
daraus im wesentlichen folgende Forde­
rungen und Aufgaben:
* Durchsetzen der Gesamtschule als al­
leinige Regelschule: Was wir brauchen, 
ist das Gymnasium für grundsätzlich alle 
Schülerinnen und Schüler, und zwar als 
Gesamtschule von der 1. Klasse an und 
mit einem einzigen Abschlußzeugnis am 
Ende der 10. Klasse, das gegebenenfalls 
auch die Qualifikation für die Oberstufe 
bescheinigt;
* Schüler-Bafög ab dem 10. Schulbe­
suchsjahr;
* freie Fahrt für alle Kinder und Ju­
gendlichen bei öffentlichen Verkehrs­
mitteln;
* Bau von mehr Schulgebäuden statt 
Bürohäuser; ,
* Umbau des Palastes der Republik 
zum Kinder- und Jugendpalast;
* Verankerung des Rechts auf mutter­
sprachlichen Unterricht für alle Kinder 
von Immigranten und Immigrantinnen;
* gemeinsame Erziehung von behin­
derten und nicht behinderten Kindern;
* Beibehaltung der Trennung von Staat 

und Kirche, Verzicht auf den Schulyer- 
such ab 94/95 für Religion, Ethik und 
Lebensgestaltung;
* Sicherung einer pädagogisch betreu­
ten Freizeit;
* Stärkung der bezirklichen Verwal­
tung — kein Landeslehrerpersonalamt;
* Erhöhung schulischer Entschei­
dungskompetenzen ;
* Anerkennung der Gleichwertigkeit 
von in der DDR erworbenen Lehrbefä­
higungen;
* inhaltliche Überarbeitung der Rah­
menpläne für eine gegenwartsbezogene 
und zukunftsorientierte Allgemeinbil­
dung.

Finanziert werden sollen diese Verän­
derungen sowie die hier noch aufzufüh­
renden Reduzierungen des Pflichtstun­
densolls von Lehrern und Lehrerinnen 
sowie Erziehern und Erzieherinnen von 
mindestens drei Stunden, ebenso eine 
Senkung der Klassen- und Gruppenfre­
quenzen auf 20 Schülerinnen bzw. 12 
Kinder durch eine spürbare Besteuerung 
von Spekulationsgewinnen, durch den 
Verzicht auf Regierungsneubauten, Pre­
stigeobjekten sowie durch den Verzicht 
auf den Bau des Autotunnels unter dem 
Tiergarten und last but not least durch 
Abbau der Schulhierarchie und -büro- 
kratie.

.Die schrittweise Umsetzung dieser 
Forderungen wäre ein Anfang zur Ge­
währung realer, gleicher Bildungschan­
cen für alle Kinder und Jugendlichen.

Die kommenden Wahlkämpfe sollten 
für die verstärkte Propagierung dieser 
bildungspolitischen Forderungen ge­
nutzt werden.

Sigrun Steinborn ist Abgeordnete für die 
PDS/LL im Berliner Abgeordnetenhaus
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Anfang Dezember findet in Essen ein 
Gipfeltreffen der „Europäischen 
Union** (EU) statt. Die Stadt Essen will 
ab September ein besonderes Festpro­
gramm ausrichten. Gleichzeitig formiert 
sich jedoch Widerstand. Bereits Ende 

letzten Jahres hat sich das Essener 
Bündnis gegen den EU-Gipfel gebildet. 
Daran beteiligt sind Autonome, die 
Anti-EG-Gruppe Köln, Mitglieder von 
Bündnis 90/Die Grünen, BWK, DKP, 
MLPD, PDS/LL, SDAJ, SJD-Die

Falken und zahlreiche Initiativen, 
darunter das Antifaschistische Forum, 
Dritte-Welt-Gruppen, Pro Asyl/Flücht­
lingsrat und die Stadtteilzentren Zeche 
Carl und Bahnhof Bochum-Langen­
dreer. Die hier dokumentierten

„Essener Standpunkte** wurden beim 
letzten Treffen am 17.2.1994gebilligt. 
Um einen Gegenkongreß zum Zeitpunkt 
des EU-Gipfels, eine Demonstration und 
weitere Gegenaktionen zu erörtern, 
findet am 16.4.1994 in Essen eine

„Aktionskonferenz“statt. Dazu lädt 
auch der BUKO ein. Kontakt zu dem 
Bündnis kann aufgenommen werden 
über-das Stadtteilbüro der Zeche Carl, 
Wilhelm-Nieswandt-Allee 100, 
45326Essen. — (wof)

„Essener Standpunkte“ für Aktionen zum 
Gipfeltreffen der EU in Essen, 9./10.12.94
Der Gipfel soll die weitere Erweiterung der Europäischen Union feierlich ratifizieren. 
Protestaktionen und ein „Gegengipfel“ sind bereits in Vorbereitung

Am 9./10. Dezember 1994 treffen 
sich die 12 Regierungschefs der 
Europäischen Union (EU) zu ih­
rem halbjährlichen Gipfeltreffen. Als 

Höhepunkt des bundesdeutschen EU- 
Vorsitzes wird der Stadt Essen die zwei­
felhafte Ehre zuteil, diesen Akt mit 
einem kostspieligen Begleitprogramm 
und aufgeblähtem Medienspektakel aus­
zutragen.

Der Essener Gipfel wird sich im we­
sentlichen mit folgenden Themen be­
schäftigen:
— Unter der Vorgabe, den europäi­
schen Arbeitsmarkt zu fördern, sollen 
weitere Grundlagen zur Senkung der 
Lohnkosten und Sozialbeiträge sowie 
zur Beschneidung sozialer Errungen­
schaften der Arbeiter und Angestellten 
geschaffen werden.
— Mit dem „Essener Vertrag“ soll.die 
Aufnahme weiterer europäischer Län­
der in die EU vollzogen werden. Es geht 
dabei zunächst um Österreich, Schwe­
den, Finnland und Norwegen. Ziel ist 
die Erweiterung des direkten Einflußbe­
reichs der EU unter der Führung und 
Kontrolle Deutschlands.

Diese „Essener Standpunkte“ sollen 
ein Startsignal für eine Debatte über eine 
Kampagne gegen den Gipfel sein. Die 
hier vertretenen Positionen sollen auf 
dem Gegenkongreß, den wir organisie­
ren wollen, weiter diskutiert werden.

1. Die EU als Wirtschafts­
block auf dem Weltmarkt

Den historischen Hintergrund für die 
Bemühungen um eine Vertiefung der eu­
ropäischen Integration bilden die politi­
schen und ökonomischen Umbrüche, die 
das „Ende der Nachkriegszeit“ markie­
ren: Die hochentwickelten kapitalisti­
schen Metropolen befinden sich in der 
tiefsten strukturellen Wirtschaftskrise 
der Nachkriegszeit; der „real existieren­
de Sozialismus“ und die relativ stabile 
Nachkriegs-Weltordnung sind innerhalb 
weniger Jahre in sich zusammengebro­
chen; die Vorherrschaft der Welt-Füh­
rungsmacht USA wankt.

Im Zuge des Kampfes um eine „neue 
Weltordnung“ bilden sich verstärkt 
neue Wirtschaftsblöcke auf dem Welt­
markt heraus. Die Konkurrenz der kapi­
talistischen Zentren um die Neuauftei­
lung von Märkten und Einflußzonen 
verschärft sich. Der Zusammenschluß 
der westeuropäischen Staaten steht dabei 
in direkter Konkurrenz zu den entste­
henden Wirtschaftsblöcken in Nordame­
rika und im pazifischen Becken. Sinn 
und Zweck der im Maastrichter Vertrag 
anvisierten ökonomischen Integration 
Westeuropas ist in erster Linie die Auf­
rüstung des „Wirtschaftsstandortes Eu­
ropa“ gegenüber den Weltmarktkonkur­
renten.

Osteuropa wird 
an den Rand gedrängt
Den Staaten Osteuropas ist im Rahmen 
eines „Europas der verschiedenen Ge­
schwindigkeiten“ die Rolle eines Hin­
terhofs der westeuropäischen Metropo­
len zugedacht. Sie selbst streben eine 
enge Anbindung an die EU an. Als zu­
künftige EU-Peripherie dürfen sie je­
doch bestenfalls als verlängerte Werk­
bank westeuropäischer Konzerne auf 
eine Ausbeutung ihrer qualifizierten Bil­
ligstarbeitskraft hoffen. Schlimmsten­
falls werden sie zu reinen Rohstoffex­
porteuren degradiert. Die bisher halb­
wegs eigenständige Wirtschaftsstruktur 
der osteuropäischen Staaten ist schon 
jetzt weitgehend zerstört.

Solche wirtschaftlichen Aufgabenzu­
weisungen sind der Hintergrund von 
Überlegungen, den osteuropäischen 
Staaten bei einem Eintritt in die EU die 
vollen Rechte der Mitglieder vorzuent­
halten. Solche Überlegungen gibt es 
nicht zuletzt in der Bundesregierung.

Die Bundesregierung ist auch einer 
der Hauptbetreiber vor allem des Ein­
tritts Österreichs in die EU. Deutsche 
Konzerne wie Siemens haben schon seit 
längerem wieder erheblichen Einfluß 
auf Österreichs Wirtschaft. Ein Eintritt 
Österreichs würde den deutschen Ein­
fluß in der gesamten EU schlagartig er­
weitern. Gleichzeitig ist Österreich ein 
Sprungbrett nach Osteuropa —. wie 
schon einmal gehabt.

Europäische Union 
und „Dritte Welt“
Schon bisher waren die meisten „Dritte 
Welt“-Staaten auf dem Weltmarkt nicht 
mehr als reine Rohstoffexporteure oder 
Lieferanten billigster Arbeitskräfte für 
aus den hochindustrialisierten Ländern 

Demo des Europäischen Gewerkschaftsbundes in Maastricht: Neugestaltung der Arbeitszeit.

ausgelagerte arbeitsintensive Produk­
tionsprozesse. Der Versuch einiger 
Schwellenländer, sich aus dieser, aus 
den kolonialen Ausbeutungsverhältnis­
sen resultierenden Abhängigkeit mit 
dem Aufbau eigenständiger Industrie­
strukturen zu befreien, endete im Ver­
schuldungsfiasko. Auch heute hat die 
EU noch Kolonien, die einfach als Teil 
der EU behandelt werden, da sie als öko­
nomische und militärische Flugzeugträ­
ger der europäischen Metropolen in der 
Welt dienen sollen.

Durch die Umorientierung der EU gen 
Osten und die zunehmende Bedeutung 
des Binnenhandels im Gemeinsamen 
Markt verstärkt sich die Tendenz, große 
Teile der „Dritten Welt“ vom Welt­
markt abzukoppeln. So geht der Anteil 
der Entwicklungsländer am Außenhan­
del der EU-Staaten seit Jahren konti­
nuierlich zurück.

Die EU diktiert gemeinsam mit den 
anderen Metropolen die Bedingungen 
des Welthandels. Die Konzentration und 
Zentralisation des Kapitals auf europäi­
scher Ebene zementiert die bestehenden 
ungleichen Wirtschaftsbeziehungen auf 

dem Weltmarkt. Bei immer schlechteren 
„terms of trade“ werden immer teurere 
Industriegüter aus Europa gegen immer 
billigere Rohstoffe aus der „Dritten 
Welt“ getauscht. Während Freihandel 
propagiert wird, schotten die Industrie­
länder ihre eigenen Märkte mit protek­
tionistischen Maßnahmen für die Pro­
dukte der „Dritten Welt“ immer mehr 
ab. Für die ärmsten Regionen der Welt 
bleibt nur noch die „Perspektive“, zu 
Müllkippen der Industrieländer zu wer­
den.

2. Binnenmarkt, Währungs­
union und soziale Krise

Europäischer Binnenmarkt und 
verschärfte Standortkonkurrenz
Die Schaffung des Binnenmarktes dient 
den großen Unternehmen als treibender

Kraft des Europa-Projekts jedoch nicht 
nur zur Verbesserung ihrer Konkurrenz­
fähigkeit gegenüber der „japanisch­
amerikanischen Herausforderung“. Der 
freie Verkehr von Waren und Kapital 
zwischen den EU-Mitgliedern vergrö­
ßert ihre Absätze untereinander. Der 
Binnenmarkt wird insbesondere im 
High-Tech-Bereich zu einer weiteren 
enormen Kapitalkonzentration auch auf 
transnationaler Ebene führen. Auf der 
Strecke bleiben dabei zahlreiche Ar­
beitsplätze sowie kleinere und mittlere 
Unternehmen.

Der Binnenmarkt ermöglicht den ent­
stehenden europäischen Wirtschaftsgi­
ganten eine vollkommen flexible Pla­
nung von Investitionsentscheidungen. 
Bestehende Produktionsstandorte kön­
nen leichter verlagert werden. Dies führt 
zu einer verschärften Konkurrenz der 
nationalen und regionalen Wirtschafts­
bereiche untereinander. Sie wird die Po­
larisierung zwischen Armutszonen und 
Wohlstandsinseln innerhalb der Europä­
ischen Union zuspitzen. Insbesondere 
strukturschwache Regionen sind im 
Konkurrenzkampf um die Anziehung 

und Bindung von Kapital zu einer weite­
ren Senkung sozialer und ökologischer 
Standards gezwungen.

Die Rolle der Europäischen Union als 
transnationales Krisenkartell wird auch 
in der aktuellen Debatte um Subven­
tionskürzung und Kapazitätsabbau im 
Montansektor deutlich.

So beschleunigt die EU durch die 
Festlegung von Subventionsverteilung 
und Produktionsquoten die Umstruktu­
rierung und Deindustrialisierung in den 
„alten Industrieregionen“ wie dem 
Ruhrgebiet.

Dabei wird die montanindustriell ge­
prägte Region nicht zugunsten eines 
ökologischen Wirtschaftens umgebaut, 
sondern teilweise brachgelegt.

Gleichzeitig wird das Bild vom Ruhr­
gebiet als „europäischer Metropole“ 
aufgebaut. Es knüpft daran an, daß vor 
allem die Stadt Essen Sitz zahlreicher, 
expandierender Konzemzentralen ist. 
Sie gibt sich als leuchtendes Beispiel für 
einen gelungenen Strukturwandel — bei 
einem auch im Bundesvergleich immer 
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höheren Anteil von Sozialhilfeempfan- 
gern.

Dahinter steht ein ökonomisches Han­
deln, das nur den Maßstab Profit kennt. 
Menschen sind hier allein Ressourcen 
auf dem „Arbeitsmarkt“ oder Konsu­
menten von Waren. Die Arbeit der 
Mehrheit der Menschen (z.B. die 
„Hausarbeit“) oder die Arbeit von 
nicht-entlohnten Menschen scheint hier 
nicht zu existieren.

Wirtschafte- und Währungsunion 
— oder die Macht des Geldes
Die in den Maastrichter Verträgen fest­
geschriebene Realisierung einer Wirt­
schafts- und Währungsunion bis späte­
stens 1999 ist ein qualitativer Sprung in 
punkto europäische Integration. In der 
europäischen Währungsunion werden 
nationale Ökonomien auf völlig unter­
schiedlichem Entwicklungsniveau auf 
eine gemeinsame geldliche Basis ge­
zwungen. Die verheerenden Konse­
quenzen eines solchen „Währungs­
schocks“ für schwächere Wirtschafts­
regionen lassen sich bestens an der unge­
heuren Zerstörungskraft der deutsch­

deutschen Währungsunion in den fünf 
neuen Bundesländern studieren.

Insbesondere für wirtschaftlich 
schwächere Nationen bedeuten die mit 
der Währungsunion verknüpften stren­
gen geldpolitischen Stabilitätsauflagen 
eine weitgehende Aufgabe ihrer wirt­
schaftspolitischen Souveränität. Um In­
flationskontrolle und Geldwertstabilität 
zu erreichen, zwingen die Vereinbarun­
gen von Maastricht die Regierungen der 
Mitgliedsländer zu drastischen Einspa­
rungen im Staatshaushalt, in der Regel 
in Form von Sozialkürzungen. Darüber 
hinaus bewirken sie einen enormen 
Druck auf das Lohnniveau. Die großen 
nationalen ' Produktivitätsunterschiede 
lassen sich im vereinheitlichten europäi­
schen Währungsraum nur durch eine 
stärkere Differenzierung der Lohn­
kosten ausgleichen.

Die Internationalisierung der Stabili­
tätspolitik schafft also ökonomische 
Sachzwänge, die die gesellschaftlichen 
Kräfteverhältnisse in den einzelnen Län­
dern zugunsten des Kapitals verändern. 
Die Währungsunion verschärft den Dis­
ziplinierungsdruck auf Arbeiter/innen 
und Gewerkschaften.

3. Festung Europa

Das bestehende Wirtschaftssystem hat 
versagt. Dies zeigt sich nicht nur an der 
offiziellen Arbeitslosenzahl von 20 Mil­
lionen Menschen in der EU. Es ist eine 
Folge dieses Versagens, wenn immer 
schärfer autoritäre Maßnahmen einge­
führt werden, um die „Reichtümer“ der 
EU-Länder gegenüber Immigrant/in­
nen zu schützen, Barrieren zur „Dritten 
Welt“ aufzubauen und um den europäi­
schen Hurra-Patriotismus und Nationa­
lismus zu kultivieren. Hereingelassen 
werden nur die, die ökonomisch ausge­
nutztwerden sollen.

Die Ausländer/innengesetze werden 
europaweit verschärft. Mit dem „Schen­
gener Abkommen“ der EG-Gründungs­
länder wurden 1992 die Zuzugsmöglich­
keiten von Migrant/innen, Flüchtlingen 
und Asylbewerbern erheblich einge­
schränkt. Dieses Abkommen enthält 
verschärfte einheitliche Visa-Kriterien 
und führt zu länderübergreifendem Da­
tenaustausch gegen die Menschen, die in 
Europa Überlebenschancen suchen und 
deshalb als „Wirtschaftsflüchtlinge“ 
diskriminiert werden.
es wurde eine westeuropäische Fe­

stung errichtet, um die Opfer der Aus­
beutungspolitik abweisen zu können. 
Die Bundesrepublik ist maßgeblich an 
dieser Entwicklung beteiligt. Im eigenen 
Land wird diese Politik u.a. durch die de 
fecto-Abschafftmg des Asylrechtes fort­
gesetzt. Die regierungsamtliche Auslän­
der/innenfeindlichkeit fördert den Ras­
sismus, weil sie mithilft, die weit ver­
breiteten Ängste vor einer angeblichen 
„Asylantenflut“ weiter zu schüren.

Die EU als 
Weltordnungsmacht
Um seine Interessen auch militärisch 
durchsetzen zu können, strebt die EU 
den Ausbau ihres eigenen Verteidi­
gungsbündnisses, der WEU (Westeuro­
päische Union), an — gegebenenfalls 
auch gegen die NATO. Durch die Teil­
nahme an der WEU sollen grundgesetz­
widrige Bundeswehr-Einsätze in aller 
Welt ermöglicht werden. Im Golfkrieg 
trat die WEU als eigenständiger Ann der 
EG neben der NATO auf. Mögliche Ein­
sätze der WEU in Jugoslawien sind seit 
längerem immer wieder in der Diskus­
sion.
Fortsetzung nächste Seite



Diskussion, Dokumentation Sh ß -| 1
Mit Maastricht wird angestrebt, die 

WEU-Institutionen in die EU einzuglie- 
dem und eine gemeinsame militärische 
Eingreiftruppe zu bilden, die in Zukunft 
„legitime“ (EU)-Sicherheitsinteressen 
vor allem im Mittelmeerraum, im Nahen 
und Mittleren Osten wahrnehmen, 
sprich: den Zugriff auf die Rohstoffquel­
len sichern soll.

Deutschland gebraucht die EU als 
Schutzschild und als Basis, um seine 
wirtschaftliche Vorherrschaft und sei­
nen Einfluß nach Osteuropa und darüber 
hinaus auszudehnen. Für die türkische 
Regierung fungiert Deutschland schon 
jetzt als Hauptwaffenliefcrant im bluti­
gen Bürgerkrieg gegen die Kurden. 
Trotz Folter und politischen Morden 
macht sich vor allem die Bundesregie­
rung für die Aufnahme der Türkei in die 
EU stark.

4. Weiterer Abbau 
demokratischer Rechte

Unter dem Deckmantel der europäi­
schen Harmonisierung werden die staat­
lichen Repressionsapparate in den EU- 
Ländern ausgebaut und verknüpft. Da­
bei geht es um den rigorosen Ausbau der 
staatlichen Kontrolle. Möglicher Wider­
stand soll im Keim erstickt werden.

Die TREVI-Konferenz der westeuro­
päischen Innenminister (TREVI heißt 
Tcrrorisme / Radical isme / Extremisme 
et Violence Internationale) ist ein Bei­
spiel für die einheitliche Bekämpfung 
jeglichen Widerstandes in der EÜ. Zu 
dieser Entwicklung gehört auch die 
praktische Aufhebung der Trennung von 
Polizei und Geheimdiensten auf interna­
tionaler Ebene.

Auch bei diesen Maßnahmen zur Auf­
rüstung hat Deutschland, die stärkste 
Wirtschaftsmacht mit Herrschaftsan­
sprüchen, eine führende Rolle. Das, was 
Deutschland in der ersten Hälfte dieses 
Jahrhunderts militärisch nicht erreichte, 
soll auf andere Weise erreicht werden: 
Ganz Europa zu beherrschen. Bei der 
Entscheidung, das Europäische Wäh­
rungsinstitut (EWI) 1994 in Frankfurt/ 
Main zu eröffnen, konnte die Deutsche 
Bundesbank ihren Einfluß in erpresseri­
scher Weise geltend machen und ihre 
Machtposition innerhalb der EU erneut 
ausbauen.

Das Europaparlament, das als einzi­
ges Gremium direkt gewählt wird, hat 
kaum gesetzgebende Kompetenz und 
wirkt bestenfalls als moralische Instanz. 
Im höchsten Gremium der EU, dem Eu­
ropäischen Rat, der sich aus je einem 
Regierungsvertreter der Mitgliedsländer 
zusammensetzt, weiden Mehrheitsbe­
schlüsse gefaßt. Es können also Be­
schlüsse gegen den Willen eines Mit­
gliedsstaates gefeilt weiden. Die Vertre­
ter der Regierungen der Mitgliedsstaa­
ten (Exekutive) haben im Europäischen 
Rat gesetzgebende Kompetenzen (Legis­
lative), die nationales Recht brechen 
können.

Von Gewaltentrcnnung, einem grund­
legenden demokratischen Prinzip, kann 
keine Rede sein. Die EU leidet an einem 
Mangel demokratischer Legitimation.

Wesentliche Teile der nationalen Sou­
veränität wurden durch die Maastrichter 
Verträge auf die EU übertragen, ohne 
daß ein entsprechender Ausbau der de­
mokratischen Grundlagen erfolgt. Die 
zentralistischen Machtstrukturen der 
EU bedeuten einen massiven Abbau von 
Demokratie.

Das innerstaatliche und kommunale 
Funktionsgefüge wird durch die Degra­
dierung von Mitgliedsstaaten, Ländern, 
Kreisen und Gemeinden zu Exekutiv-

Termine

12.1 Bundesweite Demonstration 
„Freiheit für Kurdistan“ in Bonn

TI.—111 PDS-Parteitag in Berlin

111 Landtagswahlen Niedersachsen

19.1 bis 27.1 Europaweite Aktionswo­
che gegen Rassismus

20.1 Kommunalwahl Schlesw.-Holst.

6.5. Tagung der GNN-Veriage in Köln

7.5. AG Politische Berichte tagt in Köln

215. Wahl des Bundespräsidenten

Organen der EU untergraben.
Auch im Bereich des Umweltschutzes 

werden Hoheitsrechte, Gesetzesbefug­
nisse und Zuständigkeiten der Länder an 
die Europäische Union übertragen. Zu 
befürchten ist, daß sich national und EU- 
weit der Umweltstandard verschlech­
tert. So mißachtet der EU-Entwurf zu 
einheitlichen Verpackungsrichtlinien 
Umweltschutzziele wie Abfallvermei­
dung, Stillstandsprinzip und Recycling. 
Er dient ausschließlich dem Schutz der 
wirtschaftlichen Interessen von Industie 
und Handel. Zudem fehlt eine Öffnungs­
klausel für strengere nationale Regelun­
gen. Bessere nationale Regelungen müs­
sen somit nach unten angepaßt werden.

5. Weder „Nation Europa“ 
noch „Europa der Nationen“

Derzeit erstarkt die rechtskonservative 
oder offen faschistische Propaganda für 
einen aggressiven DM-Nationalismus 
und einen „deutschen Sonderweg“. 
Auch Politiker aus den Regierungspar­
teien liefern REP, DVU und FAP die 
Stichworte. Wir lehnen den Rückfell in 
eine bornierte Nationalstaatlichkeit 
ebenso ab, wie die herrschende Form 
der europäischen Integration. Die natio­
nalistische Hetze steht in vielen Punkten 
ohnehin nur scheinbar im Gegensatz zu 
der Politik der Wirtschaftszentralen und 
der Bundesregierung. Beiden Sorten von 
Politik geht es um eine deutsche Füh­
rungsrolle in Europa.

Wir lehnen jede Form deutscher 
Großmachtpolitik ab, ob europäisch be­
gründet oder nationalistisch! Das Euro­
pa der großen Konzerne und der zentra­
listischen Brüsseler Superbürokratie ist 
nicht unser Europa!

Wir sehen uns genauso verbunden mit 
den sozialen Bewegungen und den An­
sätzen emanzipatorischen Widerstandes 
in Europa wie auch mit den Kämpfen 
vieler Befreiungsbewegungen und so­
zialer Oiganisationen in den in neokolo­
nialistischer Abhängigkeit gehaltenen 
Ländern der „Dritten Welt“. Emanzipa­
torische Bewegungen in Europa müssen 
radikal mit Eurozentrismus und europäi­
schem Kulturchauvinismus brechen. An 
die Stelle des mit missionarischem Eifer 
weltweit verbreiteten, angeblich überle­
genen abendländischen Zivilisationsmo­
dells muß die konsequente internationale 
Solidarität treten.

Im Rahmen der Aktionen gegen das 
Essener EU-Gipfelspektakel im Dezem­
ber 1994 wollen wir zur Vernetzung so­
zialer Bewegungen beitragen und so 
einen weiteren Schritt hin zur Formie­
rung eines „Europas von Unten“ wa­
gen.

Wir laden alle sozialen, ökologischen, 
feministischen, internationalistischen, 
antirassistischen, antifaschistischen und 
antimilitaristischen Kräfte und Organi­
sationen zum großen Essener Gipfel­
sturm am 9. und 10. Dezember 1994 ein.

Geplant sind u.a. eine Internationale 
Großdemonstration, ein europaweit be­
setzter Gegengipfel und fentasievoll ge­
staltete Aktionstage. Beteiligt euch an 
den Vorbereitungen 1

Kontaktadressen:
Essener Bündnis gegen den EU-Gipfel 
c / o Stadtteilbüro der Zeche Carl 
Wilh.-Nieswandt-Allee 100 
45326 Essen

Anti-EG-Gruppe Köln
c / o Bürgerzentrum Alte Feuerwache 
Melchiorstr. 3
50670 Köln

12.6. Wahlen zum Europäischen Parla­
ment. Kommunal wählen in Baden- 
Württemberg, Mecklenburg-Vorpom­
mern, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach­
sen, Sachsen-Anhalt, Thüringen

26.6. Landtagswahl in Sachsen-Anhalt

11.9. Landtagswahlen in Brandenburg 
und Sachsen

25.9. Landtagswahlen in Bayern

16.10. Bundestagswahlen, Landtags­
wahlen in Thüringen

2110. Kommunalwahlen in NRW

22./2HQ. Herbstkonferenz der BDK 
des BWK in Köln

I
n der Ausgabe 2 /94 dieser Zeitung 
hatten wir einen Brief von Teilneh­
mern der letzten Winterschule in 
Schnepfenthal (Thüringen) zum Ent­
wurf des PDS-Wahlprogramms zu den 

Europawahlen dokumentiert. Hier eine 
Zuschrift zu diesem Dokument und die 
Antwort der Verfasser des damaligen 
Briefs.

Leserbrief
Auf S. 11 der Nr. 2/94 der Politi­
schen Berichte abgedruckt ist das Do­
kument „Vorschläge für die Überar­
beitung des Entwürfe eines PDS-Wahl- 
progrsunms zu den Europa-Wahlen“, 
das das positive Anliegen, das gegen­
über dem Entwurf verfolgt wird, im 
Forderungsteil jedoch zunichte macht.

Die Parole „Verteidigung der Bau­
ern als eines Grundelements europäi­
scher Kultur!“ ist womöglich nur ver­
schroben und hätte keinen Leserbrief 
hervoigemfen.

Daß die (deutsche) Wirtschaft (zur 
Sicherung des Standorts Europas) ihr 
Gesicht dem Süden zu wenden soll, 
weil die Konkurrenzschlacht gegen die 
beiden pazifischen Zentren ohnehin 
verloren sei, geht schon nicht mehr. 
Wenn auch bekannt ist, daß leider auch 
von manchen Linken an „die Wirt­
schaft“ nur eine Anforderung gestellt 
wird, nämlich zu „brummen“, möge 
es andere (im Pazifik oder im Süden) 
kosten was es wolle, so sollten doch die 
PB keine Dokumente als fortschrittlich 
handeln, die sich einen solchen Stand­
punkt zu eigen machen.

Anlaß für diesen Leserbrief ist aber 
v.a. die Aufforderung in dem Doku­
ment, daß sich Sozialisten getrauen 
sollen, an die Politik des deutschen 
Auswärtigen Amtes von 1943 anzu­
knüpfen — das demagogisch etwas an­
geblich Richtiges forderte (nämlich: 
„daß sich die europäische Einigung an 
der lebendigen Arbeit zu orientieren 
habe“). Dies hat mit linker Politik u.a. 
deshalb nichts mehr zu tun, *
a.) weil erst einmal geklärt werden 
müßte, ob die Forderung nur demago­
gisch oder nicht tatsächlich nationalso­
zialistisch ist,
b.) weit es ein Unding ist, ein Problem 
dadurch zu bearbeiten, daß man es 
nicht analysiert, sondern dadurch, daß 
man wilde historische Verbindungs­
linien zu den Faschisten zieht, die es in 
Bezug auf sozialistische Politik nicht 
gibt (Sozialismus ist keineswegs die 
radikalisierte, internationalisierte Fas­
sung von Nationalsozialismus),
c.) weil die „lebendige“ Arbeit der 
Nazis u. a. zum Zwecke der Populari­
sierung der Judenverfolgung auf den 
Unterschied zwischen „raffendem“ 
und „schaffendem“ Kapital reflektiert 
(heute gibt es die Diskussion „Indu­
striekapital gut, Bankkapital schlecht“ 
statt „Imperialismus/Nicht-Imperia­
lismus“ etc. — eine Auseinanderset­
zung hiermit bedürfte aber schon eini­
ger Forschungsanstrengungen),
d.) weil 1943 undeutsche Arbeit zur 
Pflege des neuen deutschen Großwirt­
schaftsraumes massenhaft gemordet 
wurde, um „lebendige“ deutsche Ar­
beit in Position bringen zu können,
e.)etc.pp.

Eine (indirekte) Aufforderung zur 
Identifizierung mit solchen Ibssagen 
untergräbt das Selbstverständnis des 
BWK. Die Angelegenheit muß geklärt 
werden. — (wal)

Antwort auf den Leserbrief
Lieber W., 
für aufmerksames Lesen ist jeder 
Autor dankbar. Wird doch immer 
deutlich, wo er die Leserinnen und 
Leser draußen vor läßt in seinen Wor­
ten. Besonders gefährdet sind da indi­
rekte Zitate, weil Autoren leicht vor­
aussetzen, ihr kultureller Schatz sei ein 
allgemeines Gut. Deshalb zunächst 
eine Erklärung, was gemeint ist. Da­
nach können wir sehen, wo wir wirk­
lich in der Sache Meinungsverschie­
denheiten haben.
1. Mit dem Gedanken von den Bauern 
als der Grundlage aller europäischer 
Kultur ist ein Gedanke aus dem Wider­
stand französischer Bauern gegen die 
EG zitiert. Ich fand ihn erstmals in 
einer scharfen Erklärung des französi­
schen Bauernverbandes während der 
Bauemproteste des vorigen Jahres. Für 
uns Ossis als Neueinsteiger ist ein sol­
ches Zurückgreifen auf Gedanken er­
fahrener Kämpferinnen und Kämpfer 
doppelt wichtig: zum einen bindet es 
uns ein in bestehende Fronten, zum 

anderen baut es dem Eindruck „Hopp­
la, jetzt kommen wir!“ vor. Sachlich 
ist er unbestreitbar, wenn Kultur wirk­
lich als historische Erscheinung ver­
standen wird, wozu mensch nicht ein­
mal in der Tradition von Marx zu ste­
hen braucht. Daß er im BWK, der es 
immerhin ernst nahm mit dem Marx­
sehen Gedanken von der Weltge­
schichte als Unteijochung des Landes 
durch die Stadt, als „verschroben“ 
gilt, hätte ich nicht vermutet. Oder ist 
es Hanseatensinn?
2. Die Forderung, aus dem ohnehin 
aussichtslosen Wettbewerb der drei 
modernen imperialistischen Zentren 
auszusteigen, und eine Ökonomik zu 
entwickeln, die ihre Bedürfnisse, 
Chancen und Maßstäbe aus dem Süden 
(und Osten) herleitet, halte ich in der 
Gegenwart für die Totalverweigerung 
gegenüber dem Imperialismus, für 
eine alternative Antwort auf die uns 
erwürgende „ökonomische“ Argu­
mentation zum Standort Deutschland. 
Sie verweist jedenfalls mehr auf das hic 
et nunc (Hier und Jetzt) als jede Forde­
rung „Weg mit dem Imperialismus“. 
Daß die Argumentation mit den „Sach­
zwängen“ des Wettbewerbs mit dem 
amerikanischen und dem pazifischen 
Wirtschaftsraum auch in der PDS ver­
breitet ist, weißt Du wie ich. Wir, die 
wir den enormen Anteil dieser Sicht­
weise an der Versteinerung der SED- 
Politik miterlebt haben, die „Kapitali­
sierung“ der DDR lange vor 1989 
durch die Mittagsche Wirtschaftspoli­
tik, sind da besonders hellhörig. Eine 
Absage an dieses Denken ist für mich 
unabdingbare Voraussetzung für lin­
kes Denken. Die Tücke steckt in der 
von Dir genau aufgespürten Denkfi­
gur, daß ja auch vom kapitalistischen 
Standpunkt aus die Blusion, der euro­
päische Hase könne den Wettlauf mit 
den japanischen oder amerikanischen 
Igeln gewinnen, lebensgefährlich ist. 
Da prallen nun die Haltungen „authen-
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tischer“ Linker, daß man nicht in den 
Figuren des Gegners denken dürfe, 
weil man damit unrein würde, mit der 
klassischen deutschen Methode der 
Kritik aufeinander, Gedanken zu re­
konstruieren, um sie umzuwerfen.
3. Die Dich so erbosende Bezugnahme 
auf das faschistische Auswärtige Amt 
ist ein ganzes Bündel von Paradoxien. 
Erstens steht sie ja nur in Klammern als 
ein auf I^radoxien verweisender An­
stoß für die Redaktionskommission des 
Parteitags, nicht vor der zentralen 
emanzipatorischen Seite der Marx­
sehen Sicht des Kapitalverhältnisses 
zurückzuschrecken — der Umkehrung 
des Verhältnisses von lebendiger und 
toter Arbeit. Während, wie wir es ja 
auf Schritt und Tritt am eigenen Leibe 
verspüren, Kapitalismus die Unter- 
werfiing der lebendigen unter die tote 
Arbeit bedeutet, verstand Marx die 
Abschaffung des Kapitals als Umkeh­
rung dieses Verhältnisses. (Es wäre 
eine aufregende Aufgabe, die Ge­
schichte der DDR als die schrittweise 
ökonomische, soziale, kulturelle, poli­
tische Wiederunterwerfung der leben­
digen Arbeit unter die tote, d.h. als 
Rekapitalisierung unter sozialistischer 
Flagge, zu schreiben, an deren Ende 
eine Revolution die Übereinstimmung 
von Basis und Überbau wiederher­
stellt.) Die foradoxir was uns in der 
Winterschule handgreiflich geworden: 
Während Genosse Prof. Hans Luft in 
seinem Vortrag über die Gültigkeit des 
Marxschen Kapitalbegriffe diesen zen­
tralen Manschen emanzipatorischen 
Gedanken mit keinem Wort erwähnte, 
sondern nur darüber nachdachte, wie 
die Diktatur der toten Arbeit zu effekti­
vieren und sozial verträglich zu gestal­
ten sei, lesen wir in einer Denkschrift 
des Auswärtigen Amtes den Rückgriff 
auf diesen Gedanken. Die für die öf­

fentliche Debatte, die diese konkrete 
Färadoxie nicht kennen kann, zweifel­
los ungeeignete Nutung einer Pärado- 
xie ist für mich der Kern deiner Kritik; 
die, die allen Grund hätten, diese For­
derung nach einem an der lebendigen 
Arbeit orientierten Europa zu stellen, 
verkneifen sie sich, während die, deren 
Berufung darauf ebenso zynisch ist wie 
die Inschrift „Arbeit macht frei“ am 
Tor von Buchenwald, ihn in der Ab­
sicht benutzt haben, der europäischen 
sozialistischen Bewegung einen ihrer 
ureigenen Zentralgedanken als Frie­
densangebot zu unterbreiten. Wie ge­
sagt, öffentlich ist das verpufft, aber es 
wai «tuen nicni rur eine onentiicne Ar­
gumentation gedacht, weil ich natür­
lich wußte, daß diese Denkschrift un­
bekannt ist, „aus gutem Grund“. Die 
Bemerkung wollte einige der Redak­
teure, aber auch andere Leser, neugie­
rig machen, worum es sich denn han­
delt.

Natürlich verheimliche ich nicht, 
daß ich seit meiner Beschäftigung mit 
den Auseinahdersetzungen um den Pa­
riser Kongreß „Zur Verteidigung der 
Kultur“ von 1935 für absolut ungeeig­
net halte, wenn Antifaschistinnen al­
les, was bei Faschisten nicht offen fa­
schistisch ist, mit dem Etikett „Dema­
gogie“ versehen und zur Tagesord­
nung antifaschistischen Kampfes über­
gehen. Was, lange genug auch von 
mir, für konsequenten Antifaschismus 
gehalten wird, erweist sich für mich als 
fatale faktische „Entwaffnung“ des 
Antifaschismus. Schon, daß sich Linke 
nicht scheuen, die Terminologie der 
Metternichschen Reaktion gegen die 
europäische radikal-demokratische 
und frühsozialistische Bewegung zu 
übernehmen und ihre faschistischen 
Gegner mit ihren politischen Ahnen 
auf eine Stufe zu stellen, sollte uns hell­
hörig machen. Geht es doch im Grunde 
um das tödlich gespaltene Verhältnis 
der deutschen Linken (Intelligenz) zum 
Volk. Und um die alte Engelssche 
Sicht des Materialismus als Bereit­
schaft, die Welt ohne fremde Zutat, al­
so auch ohne die eigenen Weltbilder, 
zu nehmen. Aber damit geraten wir 
wohl in weite Felder, die wir in einem 
Leserbriefwechsel nicht ausschreiten 
können. — (Dieter Strützel)

♦ ♦ *

Also: Eine „Aufforderung zur Identifi­
zierung“ mit dem Auswärtigen Amt 
war keineswegs Intention der Verfas­
ser, vielmehr die Aufforderung, die 
Dokumente der faschistischen Europa­
strategie — vor allem die nach Stalin­
grad — zu studieren, um zu verstehen, 
wie dieser Gegner, dessen Strategie in 
vielen Elementen der heutigen Europa­
politik von Kohl und Konzernen wei­
terlebt, demagogisch Anhang für seine 
verbrecherische Politik gewann und 
wie diese Demagogie bis heute weiter­
wirkt. Und „das Gesicht dem Süden 
zu“ bedeutet nicht, zwecks Expansion 
und Konkurrenz gegen den Süden, 
sondern zwecks Verbindung unserer 
(sozialistischen) Bemühungen in einer 
der Metropolen des Imperialismus mit 
den Emanzipationsbestrebungen des 
Südens.

Jetzt bleibt die spannende Frage, wie 
der PDS-Parteitag am kommenden 
Wochenende über das Europawahlpro­
gramm entscheidet. Darüber werden 
wir in der nächsten Ausgabe berichten.

Wer wissen will, welches Dokument 
des Auswärtigen Amtes gemeint war: 
Gemeint war der (im BWK dem einen 
oder anderen bereits bekannte) „Ent­
wurf einer Denkschrift des Auswärti­
gen Amtes über die Schaffung eines 
,Europäischen Staatenbundes*“ vom 
9. September 1943, also nach Stalin­
grad. Abgedruckt ist das Dokument in: 
Reinhard Opitz, Europastrategien des 
deutschen Kapitals 1900 bis 1945, 
Köln, 1977, S. 957 f. Leider war in 
der Arbeitsgruppe in Schnepfenthal 
eine ausführliche Befassung mit die­
sem wichtigen Dokument aus Zeit­
gründen nicht möglich, es konnte nur 
kursorisch gestreift werden. Vielleicht 
kann das ja bei Gelegenheit vertieft 
werden — in dieser Zeitung oder in 
Schnepfenthal oder im Rundbrief der 
Arbeitsgemeinschaft „Konkrete 
Demokratie, Soziale Befreiung“ bei 
der PDS Thüringen. Die Kontinuitäts­
linien zwischen der in diesem Doku­
ment beschriebenen Europastrategie 
der Faschisten und der heutigen Euro­
papolitik von Kohl und Konzernen sind 
jedenfalls zahlreich. — (rül)
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Die dunklen Seiten der Aufklärung Georg Forsters

„Ach! daß uns ja das edle 
Vorrecht bleibe, inkonsequent 
und inkalkulabel zu seyn !“ 
(Georg Forster)

mischen Ungerechtigkeit. Noch 
gilt die bürgerlich-idealistische 
Annahme, durch den Gebrauch 
des eigenen Verstandes ließen 
sich auch materielle Ungleich­
heiten beseitigen oder zumindest 
erträglich machen. Doch die ver­
meintliche Macht der Vernunft 
wurde zu deren Ohnmacht: die 
Vernunft der Befreiung konver­
giert mit der sozialen Kontrolle 
und Arbeitsdisziplin der Indu- 
strie. „Rationalisierung“ heißt 
das kapitalistische Vernunftprin­
zip, das zur Massenarmut führt. 
Auch die Waren werden gerecht 
und vernünftig getauscht. Der 
Bereich der Öffentlichkeit, der 
auch eine Erfindung der Aufklä­
rung ist, bietet heute medial alle

Die Zeit Georg Forsters: das ist 
die Geburtsstunde der bürgerli­
chen Gesellschaft, das revolutio­
näre Zeitalter der Aufklärung; 
jenes Zeitalter, in dem das Bür­
gertum nicht nur die entschei­
dende, über Produktionsmittel 
verfügende Rolle in der Ökono­
mie antritt, sondern sich auch 
geistig von der Herrschaft des 
Adels und Klerus befreit: die 
Aufklärung als Befreiung des 
Denkens von traditionellen Vor­
stellungen über die Stellung des 
Menschen. Nicht länger will 
man sich den Mächten des 
Schicksals und Gottes fügen, 
nicht länger einer vererbbaren 
Blutherrschaft unterliegen. In 
einer auf formaler Gleichberech­
tigung basierenden Gesellschaft 
sollen jene Kräfte zum Einsatz 
kommen, die jedem Menschen 
zu eigen sind: Kraft des Verstan­
des soll die Welt nach dem Plan 
der Vernunft eingerichtet wer­
den. Der 1754 geborene Georg 
Forster nimmt in vielerlei Hin­
sicht an der Aufklärung teil: 
noch zweihundert Jahre nach sei­
nem Tod 1794 sind seine botani­
schen Untersuchungen von gro­
ßer wissenschaftlicher Bedeu­
tung; diese, während der zwei­
ten, drei Jahre dauernden Welt­
reise des Kapitän James Cook 
angefertigten Zeichnungen, 
Pflanzensammlungen und 
Schriften geben uns heute Ein- . 
blick in die enorme Bedeutung 
der Naturwissenschaften für die 
Aufklärung. Seine Reisebe­
schreibung „Voyage round the 
World“ gehört zu den ersten um­
fassenden ethnologischen Stu­
dien, in der die Südseevölker 
keineswegs als Barbaren und der 
europäischen Zivilisation unter­
legen dargestellt werden. Im —’ 
oft freundschaftlichen — Kon­
takt zu Lessing, Lichtenberg, 
Goethe, Herder sowie Alexander 
und Wilhelm von Humboldt ent­
wickelt Forster nicht nur eine 
kritische Aufklärungsphiloso­
phie, sondern ist bemüht, diese 
auch in die Tat umzusetzen: nach 
der Besetzung des Rheinlandes 
durch Truppen des revolutionä­
ren Frankreichs tritt Forster 
1792 dem Mainzer Jakobiner­
klub bei, in dessen Auftrag er ein 
Jahr später nach Paris reist. 
Schließlich schriebt er auch über 
Kunst und Literatur, ebenso wie 
„Über die Schädlichkeit der 
Schnürbrüste“.

Der Bedeutung Georg Forsters 
für seine wie auch unsere Zeit 
scheint man sich erst jetzt ge­
wahr zu werden. Auch unsere 
Zeit ist ideologisch immer noch 
von den Ideen der Aufklärung, 
der politischen und rechtlichen 
Gleichheit, bestimmt. Noch im­
mer gelten die Ideale der Aufklä­
rung den bürgerlich-liberalen 
und fortschrittlichen Kräften als 
BÄcVlmaÄ, 'm

dfe die MiWAärung 
hemmen-, die Macht der ökono­

verfügbaren Informationen an: 
und doch ist der Gebrauch unse­
res Verstandes beherrscht von 
einer Auswahl von Nachrichten­
bildern, von Meinungen und 
Manipulationen. Auch im Natio­
nalsozialismus — so irrational er 
in seinem Kem war — wurde der 
Terror nach Prinzipien der Ver­
nunft organisiert; die Bürokratie 
und Vernichtungsmaschinerie 
war keineswegs chaotisch, son­
dern folgte einem strengen Plan. 
Herbert Marcuse sprach ange­
sichts der fortgeschrittenen indu­
striellen Zivilisation von „dem 
rationalen Charakter ihrer Irra­
tionalität“ als „eindimensionale 
Gesellschaft“ \ Das Prinzip die­
ser Gesellschaft ist eine eindi­
mensionale Vernunft; das Ver­
nünftige wird subjektiv an Mit­
teln und Zwecken zur Errei- 

. chung von Zielen ausgerichtet, 
ohne zu fragen, ob die Ziele 
selbst vernünftig sind. Das Sub­
jektive dieser Vernunft folgt dem 
vermeintlichen Selbstinteresse 
der Menschen, als Folge der 
Vereinzelung und Zerstörung 
jeder Solidarität im Kapitalis­
mus. Vernunft wird zum bloßen 
Instrument, wie Max Horkhei- 
mer schreibt: „Die subjektive 
Vernunft verliert alle Spontanei­
tät, Produktivität, die Kraft, In­
halte neuer Art zu entdecken und 
geltend zu machen — sie verliert, 
was ihre Subjektivität aus­
macht.“ 2

Georg Forster hat diesen Um­
schlag der Vernunft in ihr Ge­
genteil schon während der Auf­
klärung vorausgesehen. Die 
Vernunft dürfe nicht — gottähn­
lich — zu einem höchsten Prinzip 
werden. Durch die Weltreise mit 
vielen fremden Völkern in Kon­
takt gekommen, relativiert For­
ster den eurozentrischen An­
spruch der Aufklärung. Ebenso 
stellt er sich quer zur biblischen 
Abstammungslehre auf der 
einen, und einem systematischen 
Fortschrittsglauben auf der an­
deren Seite. Die europäische Zi­
vilisation ist nicht die Spitze des 
Fortschritts, sondern hat die 
„Emotionen des Herzens“ un­
terdrückt, die Förster etwa auf 
Tahiti noch findet. Keineswegs 

dienen die europäischen Weltrei­
senden den Inselvölkem missio-

fe Untexschfetfe der N ö\ker kerne 
Rechtfertigung ihrer Unterdrük-

kung. Forster mußte feststellen, 
daß seine Schrift über die Men­
schenrassen sich für Rechtferti­
gung der Sklaverei mißbrauchen 
ließ, wogegen er auf der „Vor­
trefflichkeit sui generis“ einer 
jeden Rasse besteht. Keinem 
Menschen und keinem Volk 
möchte er das Recht auf ihre In­
dividualität absprechen.

Dieses Recht auf die Beson­
derheit eines jeden Menschen 
sieht Forster in der französischen 
Revolution sich verwirklichen. 
Auch als sich deren Scheitern 
abzeichnet, hält er an der „Wich­
tigkeit der Revolution im großen 
Kreise menschlicher Schicksale 
(fest und glaubt), daß sie nicht 
nur sich ereignen mußte, sondern 
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auch den Köpfen, den Fähigkei­
ten eine andre Entwicklung, dem 
Ideengang eine neue Richtung 
geben wird.“3 Es ist Forsters 
Glaube, daß „Menschenliebe 
dem Menschen von Natur gege­
ben ist“4, wenn er 1792 hofft: 
„Es wird doch freien Völkern 
nicht schwerer werden, sich ge­
meinschaftlich zu den ewigen 
Wahrheiten, die in der Natur des 
Menschen ihren Grund haben, 
zu bekennen, als es den Sklaven 
war, einem Herrn zu gehor­
chen ?“s Forsters unbeugsame 
Hoffnung soll enttäuscht werden 
— nicht jedoch ist diese Hoff-

Forsters RevöVutrons- und 
Freiheitsldee, sowie seine ganze 

Konzeption der Vernunft ist in 
seine Philosophie eingebettet: 
eine Philosophie der Spontanei­
tät. Von dieser Spontaneität sind 
Forsters Schriften selbst durch­
drungen: „In andern, auch den 
besten deutschen Schriften, fühlt 
man Stubenluft. Hier scheint 
man in frischer Luft ... zum 
Selbstdenken ... erweitert“ so 
der Frühromantiker Schlegel 
über Forster.6 Forster schreibt 
gegen die Fachdisziplinen der 
Stubengelehrten, die den Blick 
auf das Ganze verstellen: „Jeder 
schätzte nur die Wissenschaft, 
die er gewählt, und schien zu 
vergessen, daß sie nur in Verbin­
dung mit den andern das Glück 
der Menschheit befördert.“7 In

diesem Sinne richtet sich Forster 
gegen jede Form von Statik und 
wissenschaftlichem System. 
Sein Begriff der Vernunft ist 
gleichsam frei von jeder Statik 
und kann durchaus dialektisch 
genannt werden, indem Forster 
die spontane Beweglichkeit der 
Vernunft behauptet. Was das 
heißt, zeigt ein anschaulicher 
Vergleich zu Kant, der dement­
gegen eine sehr mechanische 
Vorstellung von der Vernunft 
und den Menschen hat und gerne 
vom „moralischen Gesetz in mir 

und bestirnten Himmel über 
mir“ spricht: die statische Bewe­
gung, de% Gestirns a\s 
des moralischen Gesetzes. Ms 
wäre es eine Polemik gegen 

Kant, zitiert Forster den zum 
Tode verurteilten Dr. Wilhelm 
Dodds: „Man wird Sie binden, 
hieß es; Er sah gen Himmel und 
erwiederte: ,Immerhin, ich bin 
dennoch frey, meine Freiheit ist 
droben/“8 Forsters dialekti­
sches Bild ist der Ozean: „Die 
Unermeßlichkeit des Meeres er­
greift den Schauenden finstrer 
und tiefer, als die des gestirnten 
Himmels. Dort an der stillen, 
unbeweglichen Bühne funkeln 
ewig unauslöschliche Lichter. 
Hier hingegen ist nichts wesent­
lich getrennt; ein großes Ganzes, 
und die Wellen nur vergängliche 
Phänomene.“9 Der Ozean gilt 
Kant als „Chaos“ und regellose 
Unordnung; er ist Bild des

O daß nimmermehr dieser Zwei­
fel in euch Wurzel schlage, diese 
Hoffnung nie von euch weiche, 
ihr, die das Unglück und die 
Ungerechtigkeit der Mächtigen 
verfolgt! Ja, sie wird kommen, die 
Zeit, wo man den Wert der Men­
schen weder nach angeborenem 
noch zufälligem Range, weder 
nach ihrer Macht noch nach 
ihrem Reichtum, sondern allein 
nach ihrer Tugend und Weisheit 
schätzen wird; die Zeit wird kom­
men, wo die Höhe des Stand­
punkts den Verbrecher nicht ent­
schuldigt, sondern doppelt straf­
würdig macht; wo das Blut des 
Bürgers, dem man Schutz ver­
sprach, so heilig sein wird als 
jenes des Regenten, dem er um 
dieses Schutzes willen gehorch­
te; wo kein Vergleich fortdauern 
wird, der einer Partei das Vor­
recht zugestände, alle Beding­
nisse und Pflichten ihrerseits 
unerfüllt zu lassen.

(Georg Forster, Darstellung der 
Revolution in Mainz. Die auf 
16 Briefe berechnete Darstellung 
begann Forster im September 
1793 in Paris aus dem Gedächt­
nis niederzuschreiben. Das bei 
Forsters Tod unvollendete 
Manuskript befand sich noch 
1843 in seinem Nachlaß, aus dem 
es seine Tochter Therese und 
Georg Gottfried Gervinus in 
ihrer Werkausgabe publizierten.

Zug zur Errichtung des ersten 
Mainzer Freiheitsbaumes am 
3. November 1792.
Illustration aus: Tempel der Musen 
und Grazien, ein Taschenbuch zur 
Bildung und Unterhaltung. 1796

Scheins und täuscht „den auf 
Entdeckungen herumschwär­
menden Seefahrer unaufhörlich 
mit leeren Hoffnungen.“10 Man 
muß dazu wissen, daß Kant Kö­
nigsberg nie verlassen hat und 
sich in allen seinen anthropologi­
schen Schriften allein auf die Be­
richte Dritter verlassen hat. Daß 
Kant zudem einem minutiös ge­
regelten Tagesablauf nachkam, 
sind persönliche Indizien einer 
Philosophie, die ihren kategori­
schen Imperativ aus dem festen 
Gesetz der Sterne ableitet. Für 

das Spontane; das Forster mit 
dem Bild des Ozeans verbindet, 
hat Kaut nichts Übrig?' „fe 
schärfer der Verstand, desto ge­
fährlicher kann die mit ihm ver­

bundene Leidenschaft werden,“ 
schrieb Forster gegen die Allein­
herrschaft der Vernunft, um der 
Spontaneität Raum zu geben: 
„Kommt nicht alles ... immer 
noch dahin zurück, daß die 
Glückseligkeit des Einzelnen 
schlechterdings nur mit seiner 
Spontaneität in Verbindung 
steht, einer durch keine Form 
gebundenen noch zu bindenden 
Spontaneität?“12 Horaz’ sapere 
aude, der Entschluß zur Weis­
heit, von Kant in seinem berühm­
ten Aufsatz „Zur Beantwortung 
der Frage: Was ist Aufklä­
rung?“ zitiert, steht für Forster 
längst fest: er stellt seinem Auf­
satz „Cook der Entdecker“ Ho­
raz’ nullius in verba voran: 
„Frage auch nicht nach dem 
Führer meines Weges, nach dem 
Hause meiner Zuflucht: keinem 
Meister verpflichtet, auf seine 
Worte zu schwören, treibe ich, 
wohin der Sturm mich trägt, nur 
als flüchtiger Gast,“ heißt es bei 
Horaz vollständig.13

Es zeigt sich die Aktualität 
Försters in der Einheit seines 
Denkens, auf allen Gebieten, sei 
es nun Botanik, Ethnologie, Phi­
losophie oder Politik, die Gren­
zen dieser Einheit zu überschrei­
ten. Seine Verpflichtung auf die 
Vernunft wird zur Pflicht, jeder 
Unterdrückung des Spontanen 
entgegenzutreten. Der Despotis­
mus „benimmt dem Sklaven je­
den Antrieb zum Wirken, indem 
er seine Spontaneität, sein 
Selbstgefühl und seine Vernunft 
zu Boden drückt.“14 Aber auch 
die Despotie bürgerlicher Ratio­
nalität beraubt den Menschen 
seines Selbstgefühls und der 
Spontaneität. Entfremdung und 
Verdinglichung sind die Folgen 
einer bloß instrumentell ge­
brauchten Vernunft. Forster hat 
dieses dunkle Kapitel der Auf­
klärung soweit erhellt, daß 
daraus Konsequenzen zu ziehen 
wären. — (rob)

Lesehinweis: Klaus Harpprecht, Georg For- 
ster oder Die Liebe zur Welt. Eine Biografie, 
Hamburg 1987; Ludwig Uhlig, Georg For­
ster. Einheit und Mannigfaltigkeit in seiner 
geistigen Welt, Tübingen 1965
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